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121. Sitzung 

Bonn, den 8. Februar 1985 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, heute feiert die Abge-
ordnete Frau Steinhauer ihren 60. Geburtstag. Ich 
darf Ihnen, verehrte Frau Kollegin, zu diesem run-
den Geburtstag die besten Wünsche des Hauses 
übermitteln. 

(Beifall) 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 14 bis 16 auf: 

14. Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Frau Dr. Däubler-Gmelin, Dr. Schmu-
de, Bachmaier, Bernrath, Frau Blunck, Ca-
tenhusen, Frau Dr. Czempiel, Dr. Diederich, 
(Berlin), Egert, Frau Fuchs (Köln), Frau 
Fuchs (Verl), Frau Dr. Hartenstein, Frau Hu-
ber, Immer (Altenkirchen), Dr. Kübler, Kuhl-
wein, Lutz, Frau Luuk, Frau Dr. Martiny-
Glotz, Frau Matthäus-Maier, Müller (Düssel-
dorf), Frau Odendahl, Peter (Kassel), Frau 
Renger, Schäfer (Offenburg), Frau Schmidt 
(Nürnberg), Schröer (Mülheim), Frau Simo-
nis, Dr. Soell, Frau Dr. Skarpelis-Sperk, Frau 
Steinhauer, Frau Terborg, Frau Dr. Timm, 
Frau Traupe, Wartenberg (Berlin), Frau Wey-
el, Frau Zutt und der Fraktion der SPD 

Frauen im öffentlichen Dienst 

— Drucksachen 10/1427, 10/2461, 10/2696 — 

15. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Verbesserung der Ausbildungssituation jun-
ger Frauen bei der Deutschen Bundespost 

— Drucksache 10/1428 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für das Post- und Fernmeldewesen (federfüh-
rend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

16. Erste Beratung des von der Fraktion DIE 
GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines Ge

-

setzes zur Errichtung einer Stiftung zur Fi-
nanzierung von Frauenhäusern 
— Drucksache 10/2527 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Zu Tagesordnungspunkt 14 liegt auf Drucksache 
10/2842 ein Entschließungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und der FDP vor. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind eine gemeinsame Bera-
tung der Tagesordnungspunkte 14 bis 16 und eine 
Aussprache von zweieinhalb Stunden vorgesehen. 
— Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist so be-
schlossen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat Frau Martiny-Glotz. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Minister für Ju-
gend, Familie und Gesundheit, der über einen eige-
nen Frauenarbeitsstab verfügt, gab in seinem 
Hauptberuf als propagandistischer Herold der CDU 
vor drei Tagen eine Pressekonferenz „Für eine neue 
Partnerschaft zwischen Mann und Frau". Das war 
ziemlich ungeschickt von ihm; denn die dort erläu-
terten 14 Punkte kontrastieren heftig mit dem, was 
heute hier in dieser Debatte zur Sprache kommen 
wird. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sehr 
wahr!) 

Mit Recht muß sich die CDU nämlich sagen lassen, 
daß sie offensichtlich nach dem Wählervolk der 
Vertriebenen nun huldvoll auf das schwache, aber 
wählerstarke weibliche Geschlecht blickt. Es ist 
sehr zu fragen, ob sie mit den Frauen mehr Glück 
hat als mit den Schlesiern. 

(Beifall bei der SPD) 

Es wird wohl Zeit, daß sich die Union den Frauen 
zuwendet, denn die Einschätzung von Frau Wex, die 
hier heute auch sitzt, vom 9. November 1984 ist 
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Frau Dr. Martiny-Glotz 
zweifellos richtig. Sie hat in einem Papier dort for-
muliert — ich zitiere —: 

Zu den Schwachpunkten der CDU zählen die 
jüngeren Frauen. Ausgehend von der Bundes-
tagswahl 1983 zeigen insbesondere die nachfol-
genden Landtags- und Kommunalwahlen, daß 
die CDU zunehmend das Vertrauen junger 
Frauen verliert. Diese Entwicklung muß ge-
stoppt werden, da sie langfristig dazu führen 
könnte, daß die CDU ihre Vormachtstellung im 
Parteigefüge der Bundesrepublik Deutschland 
einbüßt und auf eine 40-%-Partei abrutscht. 

So schätze auch ich das ein. Aber ich glaube, daß 
sich Herr Geißler täuscht, wenn er meint, die Trick-
kiste alten Musters — „Immer schön ankündigen, 
aber nichts tun" — verfinge nach wie vor. 

Als erste Rednerin meiner Fraktion begrüße ich 
von hier aus alle Frauen, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

die kleinen Mädchen in den praktischen Latzhosen, 
die noch nicht wissen, welche Rollenzwänge ihnen 
auferlegt sind und welche Diskriminierung sie er-
wartet; denn es ist j a wohl ausgemachter Quatsch, 
wenn die CDU ankündigt, bis zum Ende dieses 
Jahrhunderts werde sie die Diskriminierung der 
Frauen beseitigen. Nichts rechtfertigt solche Hoff-
nungen. 

(Zuruf von der SPD: Nur Sprüche!) 

Ich grüße die heranwachsenden Mädchen, die in 
diesen Wochen und Monaten nach Ausbildungsplät-
zen suchen, von denen sie sich eine chancenreiche 
Zukunft versprechen können, die aber keine fin-
den. 

Ich grüße die jungen Frauen, die das Kinderkrie-
gen und ihren Beruf so gern miteinander verbinden 
würden, aber dies unter den gegenwärtigen Bedin-
gungen kaum schaffen können. 

Ich grüße die Frauen am Arbeitsplatz, sei er auch 
noch so schlecht bezahlt, sei die Arbeit noch so ein-
förmig. Frauen müssen das aushalten; denn ihr Ver-
dienst wird für die Erziehung der Kinder gebraucht. 
An allen Ecken und Enden hat die Union die Bela-
stungen der Familie ja erhöht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich grüße die Hausfrauen, die zwar in öffentli-
chen Reden manchen Orden bildlich umgehängt be-
kommen, in barer Münze aber bloß draufzahlen 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Das stimmt!) 

und bestenfalls in der ersten Reihe stehen dürfen, 
wenn der Mann den Orden kriegt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich grüße die Rentnerinnen, von denen viel zu 
viele schon lange resigniert haben. Unter schwer-
sten Bedingungen haben sie meine Generation 
großgezogen, oft als Kriegerwitwen, haben die Bun-
desrepublik mit aufgebaut und müssen nun erleben, 
daß ihre Lebensleistung mißachtet wird. 

Zuletzt grüße ich die erfolgreichen Frauen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Jetzt grüßen Sie 
also sich selbst! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Die, die es geschafft haben, sind wenig genug. Viel 
Unsicherheit, gesellschaftliche Anfeindung und 
Mißgunst haben sie als „Doppelverdiener" ertragen 
müssen, und bei mancher von ihnen spüren wir die 
geschlagenen Wunden. Trotzdem: Sie sind die Vor-
reiterinnen in einer Gesellschaft, in der Mädchen 
und Frauen zwar den größeren Teil ausmachen, die 
zwei Drittel aller Arbeitsstunden leisten, weltweit 
aber nur über ein Zehntel des Geldeinkommens 
und über höchstens 1 % des Weltvermögens verfü-
gen. 

Meine Damen und Herren von der Union, sehr 
geschätzte Herren von der Regierung, die Sie so 
spärlich vertreten sind, wir Frauen wollen nun end-
lich Taten sehen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Vom einschlägigen Artikel des Grundgesetzes bis 
zur ersten Frauen-Enquete, die von den Sozialde-
mokraten aus der Opposition heraus 1965 angeregt 
worden war, war schon ein verflixt langer Weg, ein 
Weg, auf dem sich der Großvater des heutigen Bun-
deskanzlers nicht gerade als Frauenfreund ent-
puppt hat. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Fortschritte kamen nur über das Verfassungsge-
richt. 

Die gesetzlichen Verbesserungen für die Situa-
tion der Frauen wurden ganz wesentlich durch die 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten in der 
sozialliberalen Ara vorangetrieben und erreicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber ich will gerecht sein: Der Zielhorizont wurde 
in dem Bericht der zweiten Frauen-Enquete be-
schrieben, die von der CDU angeregt und in der 
Schlußphase ihrer Arbeit von der CDU/CSU be-
stimmt worden ist. 

(Frau Dr. Wex [CDU/CSU]: Jawohl, ge

-

nauso ist es!) 

Für den Zusammenhang, den wir heute behan-
deln, Frau Wex, gibt es dort eindeutige Empfehlun-
gen. Ich zitiere: 

Die Kommission empfiehlt ..., für den öffentli-
chen Dienst die Entwicklung von Zielvorgaben, 
Frauenaktionsplänen mit Richtliniencharakter 
zu versehen. Die Kommission ist der Ansicht, 
daß dem öffentlichen Dienst in diesem Zusam-
menhang eine Vorbildfunktion abverlangt wer-
den muß ... Sie empfiehlt außerdem, für den 
öffentlichen Dienst eine Berichtspflicht über 
die Einstellung und Beförderung von Frauen 
einzuführen, die eine Untersuchung und Kon-
trolle von Einstellungspraxis und Beförde-
rungskriterien einschließt. Auch diese Maß- 
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nahme ist als beispielhaftes Vorgehen ge-
dacht. 

(Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: Wann war 
das?) 

— 1980, Frau Hellwig. 

(Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: Da waren 
Sie doch dran!) 

Angesichts dieser Empfehlung ist Ihr Entschlie-
ßungsantrag — entschuldigen Sie — natürlich ein 
Galopp kilometerweit zurück. 

(Beifall bei der SPD — Frau Dr. Hellwig 
[CDU/CSU]: Warum haben Sie das nicht 

durchgesetzt?) 

So wurde 1980 formuliert, und die Länder Hamburg 
und Nordrhein-Westfalen haben aus dieser Empfeh-
lung erste Konsequenzen gezogen. Auch die Verein-
barungen zwischen SPD und GRÜNEN in Hessen 
gehen in diese Richtung. Wieso eigentlich findet 
sich in der Antwort der Bundesregierung auf die 
Große Anfrage der SPD, die heute hier diskutiert 
wird, kein Hinweis auf diese Empfehlung? 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Weil wir dach-
ten, daß Sie das selber wissen!) 

— Nein, die CDU verfährt nach der Devise: „Was 
schert mich mein dummes Geschwätz von gestern", 
indem sie einen feinen Unterschied zwischen dem 
macht, was sie als Opposition empfiehlt, dem, was 
sie als Regierung tatsächlich macht, und dem, was 
sie als Partei verspricht. 

(Beifall bei der SPD — Pfeffermann [CDU/ 
CSU]: Da sind Sie am Nerv der Dinge: Was 
schert Sie Ihr dummes Geschwätz von ge-
stern! Das ist exakt zutreffend! 16 Jahre in 

der Regierung!) 

Außerdem liegt uns seit einiger Zeit der Gesetz-
entwurf der Bundesregierung „Entwurf eines Ge-
setzes zu dem Übereinkommen vom 18. Dezember 
1979 zur Beseitigung jeder Form von Diskriminie-
rung der Frau" vor. Hier wird empfohlen, die Dis-
kriminierung der Frau im politischen, wirtschaftli-
chen, sozialen, kulturellen, staatsbürgerlichen und 
in jedem sonstigen Bereich in Zukunft zu vereiteln 
und unverzüglich geeignete Maßnahmen zu ergrei-
fen. Dieser Entwurf liegt seit fünf Jahren vor. Vor 
einem Jahr haben wir die Einbringung hier durch 
eine große Debatte gefeiert. Wo bleiben denn nun 
die unverzüglichen Maßnahmen? 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sehr 
wahr!) 

Meine Damen und Herren, Große und Kleine An-
fragen haben den Sinn, die vorfindbaren Realitäten 
abzufragen. Diese Realitäten sind für Frauen bitter 
genug. 

Die finanzielle Situation Alleinerziehender hat 
sich — entgegen dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts — weiter verschlechtert. Die Kürzun-
gen finanzieller Leistungen oder deren Streichung 
— Schüler-BAföG, Studenten-BAföG, Kindergeld, 
Ausbildungsfreibeträge — schlagen insbesondere 
bei Familien der unteren Mittelschichten voll durch  

und beeinträchtigen nachhaltig die Ausbildungs-
möglichkeiten für Kinder. 

Es fehlt an Lehrstellen, insbesondere für Mäd-
chen. Der Stellenabbau im öffentlichen Dienst 
kommt ebenfalls voll zum Tragen. 3 500 Stellen im 
öffentlichen Dienst hat allein das Land Berlin seit 
1981 gestrichen, durch die sogenannte „Fallbeilver-
ordnung". Da rühmt man sich dann der hohen Zahl 
von AB-Maßnahmen — das sind befristete Arbeits-
verträge, die noch dazu schlecht dotiert sind — und 
außerdem eines Ausbaus des sozialen Dienstes. Die 
Arbeitsstellen, die im Rahmen des sozialen 
Dienstes geschaffen worden sind, beruhen überwie-
gend auf dem 390-DM-Prinzip; das bedeutet, daß die 
Arbeitnehmerinnen sozialversicherungs- und ren-
tenrechtlich nicht abgesichert sind. So sieht die 
„Flexibilisierung" dann praktisch aus. 

Geradezu zynisch wirkt angesichts dieser Maß-
nahmen Punkt 8 in dem Katalog von Herrn Geißler, 
dem Propagandaminister. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Bötsch [CDU/CSU]: Das ist ja uner

-
hört!) 

Dort wird gefordert, Frauenförderungspläne im öf-
fentlichen Dienst und in den öffentlich-rechtlichen 
Medien vorzusehen. Außerdem ist eine regelmäßige 
Berichtspflicht vorgesehen. Genau diese Berichts-
pflicht hat die amtierende Regierung unter der 
Überschrift „Entbürokratisierung" im Jahre 1983 
gestrichen. Was soll der Appell der CDU an die Lan-
desregierungen in diesem Forderungskatalog? Drei 
von ihnen — das habe ich eben gesagt —, von So-
zialdemokraten regiert, haben den Absichten erste 
Taten folgen lassen. Man kann Ihren Appell wohl 
bloß als Eigentor werten. 

Punkt 7 des Propagandakatalogs ist ebenfalls ge-
radezu lächerlich. In ihm wird gefordert, Frauenar-
beitslosigkeit verstärkt im Rahmen der regionalen 
Wirtschaftsförderung zu berücksichtigen. Genau 
hiernach hatte die SPD-Fraktion in einer Kleinen 
Anfrage gefragt; sie ist schnöde abgeblitzt, und 
zwar mit der Begründung, der Einsatz von Wirt-
schaftsförderungsmitteln lasse sich an so exotische 
Kriterien wie die Beschäftigung von Frauen nun 
wirklich nicht koppeln. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Ha, ha!) 

Besondes unglaubwürdig ist auch Punkt 12 des 
CDU-Papiers, wo nach einer Institution zur Förde-
rung der Gleichberechtigung von Mann und Frau 
gerufen wird. Als ob es den Arbeitsstab Frauenpoli-
tik nicht längst gäbe! Man müßte ihn stellenmäßig 
nur weiter ausbauen und ihm mehr Kompetenzen 
einräumen. — Herr Geißler — jetzt sind Sie wieder 
da —, 

(Bundesminister Dr. Geißler: Ich war im

-

mer da!) 

wenn die Waren schlecht sind, dann wird der Um-
satz doch nicht besser, bloß weil man einen neuen 
Laden aufmacht. Oder sehen Sie das anders? 

(Beifall bei der SPD) 
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Es stünde der Bundesregierung wirklich nicht 

schlecht an, sich die Erfahrungen der Gleichstel-
lungsstellen in den Bundesländern anzusehen und 
insbesondere zu verfolgen, wie es sich künftig aus-
wirkt, daß das Land Nordrhein-Westfalen die 
Gleichstellungsstellen nun sogar in die Gemeinde-
ordnung aufgenommen hat. Die Zahlen weisen es 
eindeutig aus: Wo ernst gemacht wird mit Frauen-
förderungsplänen, mit einer gezielten Ausbildungs-, 
Weiterbildungs- und Wiedereingliederungshilfe für 
Frauen und wo dies durch regelmäßige Berichte 
transparent gemacht wird, ist die Situation für 
Frauen eindeutig besser, wie man an Hamburg und 
Nordrhein-Westfalen ablesen kann. 

(Beifall bei der SPD — Frau Dr. Wex 
[CDU/CSU]: Sie brauchen Entscheidungs-

hilfen!)  

Hier liegen die konkreten Aufgaben des öffentli-
chen Dienstes. 

Sie schauen doch sonst so gerne in das Wunder-
land USA, meine Damen und Herren von der Union, 
und rühmen die konservative Politik, die dort ge-
macht wird. Warum schauen Sie sich nicht auch an, 
welche Erfolge mit der dortigen „affirmative action" 
erzielt worden sind? Der Staat hat sich durch seine 
kompensierende Rolle große Erfolge zuzuschreiben; 
denn es ist evident, daß die staatlichen Auflagen der 
Exekutive die Möglichkeit geben, wirklich etwas zu 
tun, was den Frauen hilft: Verbot der ungleichen 
Entlohnung; Quotenregelungen in Einzelbereichen; 
Verbote von Diskriminierung; Informationspflich-
ten; Auflagen für Betriebe, die staatliches Geld neh-
men; Frauenförderungspläne, nach denen sich die 
Personalplanung zu richten hat usw. 

Lassen Sie mich ein letztes Gebiet ansprechen: 
die Situation von Frauen an den Hochschulen. „Pri-
vilegiert und doch diskriminiert", so überschrieb 
der Arbeitskreis der Wissenschaftlerinnen von 
Nordrhein-Westfalen 1984 sein Memorandum II. 
Hier sind ganz konkrete Forderungen erhoben wor-
den, von denen ich nur wünschen kann, daß sie all-
mählich realisiert werden. 

Vorgestern lag uns Bundestagsabgeordneten die 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine An-
frage von CDU/CSU- und FDP-Frauen zur Unterre-
präsentanz von Frauen im Hochschulbereich vor. 
Man wird ja wohl annehmen dürfen, liebe Kollegin-
nen, daß Sie damit Ihrer eigenen Regierung kein 
Bein stellen wollten. Aber die Regierung war offen-
sichtlich dümmer, als Sie angenommen haben; 
denn die nichtssagenden Antworten und das fast 
hilflose Unvermögen, auf klare Fragen ebenso klare 
Antworten zu geben, lassen die Fragen im nachhin-
ein so erscheinen, als hätten die Fragenden der Re-
gierung wirklich Ärger machen wollen. 

Der Sachverhalt ist doch klar: Frauen stellen 
rund 40% der Studenten, in einzelnen Fachberei-
chen sogar mehr als die Hälfte. Aber wenn man 
sich die Zahl der weiblichen Assistenten und Pro-
fessoren ansieht, zeigt sich, daß sich der Kegel 
weiblicher Mitwirkung extrem verjüngt. Professo-
ren von weiblichem Geschlecht in der höchsten Be-
soldungsstufe sind Paradiesvögel. — Angesichts 
dieser Sachlage ist es wirklich ein bißchen dünn,  

wenn die Bundesregierung es als — ich zitiere — 
„dringliche Aufgabe" ansieht, „das Ihre dazu beizu-
tragen, damit die Gleichberechtigung von Mann 
und Frau selbstverständlich wird und Benachteili-
gungen abgebaut werden". 

Ich komme zum Schluß. Das Vorhaben der Bun-
desregierung, den Frauen zu einer gerechten Betei-
ligung an den Bildungs- und Erwerbschancen in 
unserer Gesellschaft zu verhelfen, erweist sich als 
einzige riesige Mogelpackung. 

(Beifall bei der SPD) 

Nochmals Helga Wex, die in ihrem Papier sagt: 

Die CDU ist immer dann stark, wenn sie die 
Frauen von ihrer Politik überzeugen kann. Bis 
1969 waren die Frauen ihr sicherstes Wähler-
reservoir. Der Vorsprung, der in den 60er Jah-
ren bis zu 10 % ausmachte, ist schmal geworden. 
Verliert die CDU die Mehrheit der Wählerin-
nen, so ist sie nicht mehr regierungsfähig. 

Wex stellt auf Grund der Wählerstatistik der Bun-
destagswahl 1983 „eine für die CDU unerfreuliche 
Entwicklung" fest. Es sind eben nicht mehr diesel-
ben Frauen wie in den 60er Jahren, liebe Frau Wex, 
die heutzutage wählen. Allerdings ist es noch im-
mer dieselbe CDU. 

(Lachen bei der SPD) 

Deshalb, liebe Frauen: Laßt euch durch schöne 
Worte nicht einlullen, denkt nach, rechnet nach, 
überprüft, was sich an eurer Situation konkret ver-
bessert hat, und wählt nach euren Interessen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Zuruf von der CDU/CSU: 

Darum CDU wählen!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Rönsch. 

Frau Rönsch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Herren! Meine Damen! Ich erspare mir, die Herren 
heute morgen gesondert zu begrüßen, weil bei uns 
in der Fraktion die Männer partnerschaftlich inte-
griert sind. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP — Lachen bei der SPD und 

den GRÜNEN) 

Frau Kollegin Martiny-Glotz, Sie haben von der 
Bundesregierung unverzügliche Maßnahmen gefor-
dert, sind aber leider sehr wenig auf die Beantwor-
tung Ihrer Großen Anfrage eingegangen. Hätten 
Sie sich diese Beantwortung intensiv vorgenom-
men, hätten Sie Maßnahmen, die die Bundesregie-
rung unverzüglich ergriffen hat, vorgefunden. Ich 
werde später darauf zurückkommen. 

Für uns ist natürlich sehr erfreulich, daß unser 
Grundsatzpapier für den kommenden Bundespar-
teitag bei Ihnen so reges Interesse gefunden hat. 
Ich verstehe das. Auch für Sie sind darin sehr viele 
Anregungen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 
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Meine Herren, meine Damen, Mädchen und 

Frauen haben sich in den vergangenen Jahren zu-
nehmend darum bemüht, ihre beruflichen Qualifi-
kationen noch weiter zu verbessern. Das Streben 
nach einem höheren Ausbildungsniveau hält bei 
den Frauen unvermindert an. Trotzdem haben die 
Frauen im Vergleich zu den Männern eine wesent-
lich geringere Auswahl an Ausbildungs- und Ar-
beitsplätzen. Die meist gleich gute, ja, sehr oft we-
sentlich bessere Ausbildung verhilft ihnen nicht zu 
einem Vorteil bei der Suche nach einem Arbeits-
platz. Hier weisen wir immer wieder darauf hin, daß 
die bisherige Berufsorientierung überwunden wer-
den muß, damit Mädchen und Frauen gleiche Zu-
gangschancen zum Arbeitsmarkt haben wie die 
Männer. In der Praxis werden Frauen allerdings 
noch immer mit Benachteiligungen konfrontiert. 
Obwohl in Art. 33 und Art. 3 des Grundgesetzes aus-
drücklich das Gebot enthalten ist, daß niemand we-
gen seines Geschlechts benachteiligt oder bevor-
zugt werden darf, wird teilweise versucht, Frauen 
als Doppelverdiener unter Druck zu setzen und sie 
aus Arbeitsplätzen zu verdrängen. Trotz gleicher 
Qualifikation und Leistung kommt es vor, daß sie 
vor dem Hintergrund dieser Diskussion nicht beför-
dert, j a, manchmal sogar gar nicht erst berücksich-
tigt werden. „Ein Mann als Standesbeamter ist we-
sentlich würdevoller in diesem Amt als eine Frau." 
Diese so ungeheuerliche Behauptung konnte ein 
kommunaler Dienstherr in Nordrhein-Westfalen im 
vergangenen Jahr vertreten. Da sind Frauenförder-
pläne dringend erforderlich. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Um die ausgeschriebene Stelle hatte sich eine Frau 
beworben. Sie brachte die gleichen Qualifikationen 
und Fachprüfungen mit. Sie wurde nicht berück-
sichtigt, weil sie eine Frau war. Ich glaube, da ha-
ben die Frauenbeauftragten in Nordrhein-Westfa-
len eine Menge zu tun. 

In einem anderen Fall sollte eine Angestellte von 
ihrem langjährigen Arbeitsplatz gegen ihren Willen 
versetzt werden, weil der Arbeitgeber eine Störung 
des Betriebsablaufs durch eine erneute Schwanger-
schaft und die Inanspruchnahme von Mutterschutz

-

urlaub befürchtete. 

Man könnte die Reihe der unrühmlichen Bei-
spiele noch fortsetzen, zugegebenermaßen vorwie-
gend aus der freien Wirtschaft, nicht im öffentli-
chen Dienst. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Sehr gute Bei-
spiele!) 

Sie kommen vor, und wir müssen wachsam sein. 

Auch im § 611 a des Bürgerlichen Gesetzbuches 
ist ein eindeutiges Verbot der Benachteiligung we-
gen des Geschlechts festgeschrieben. Wir müssen in 
der Öffentlichkeit immer wieder darauf hinweisen. 
Wachsamkeit ist geboten, damit solche Verstöße 
aufgegriffen werden, damit sie für die Zukunft aus-
geschaltet sind. Auch sollten die arbeitsrechtlichen 
Regelungen des EG-Anpassungsgesetzes durch ver-
änderte gesetzliche Vorschriften und Sanktionen 
erreichen, daß Stellenangebote für Männer und 

Frauen immer geschlechtsneutral ausgeschrieben 
werden. 

Die Bundesanstalt für Arbeit weist in ihrem 
neuesten Bericht für Januar 1985 aus, daß bei der 
Gesamtzahl der Arbeitslosen 39,7 % Frauen sind. 
Das ist eine sehr schlimme Zahl. Wir müssen sehr 
viel ändern. 

Viele Frauen wollen Beruf und Familie miteinan-
der verbinden und suchen deshalb Teilzeitarbeits-
plätze. Hier muß .gerade der öffentliche Dienst vor-
bildlich sein und sein Angebot an Zeitverträgen für 
Teilzeitarbeitsplätze noch erhöhen. 

Überprüft man jetzt einmal die Bundesministe-
rien auf diesen Anspruch, so stellt man fest, sie kön-
nen eine ausgesprochen positive Bilanz vorweisen. 
Frau Martiny-Glotz, hier hätte ich einmal in die 
Statistik geguckt. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Tun wir 
doch!) 

Bei Neueinstellungen in der Zeit vom 1. Januar 1983 
bis zum 30. Juni 1984 wurden bei einer Beschäfti-
gungszeit von 20 Stunden und mehr zu 91,9%, meine 
Herren und meine Damen, Frauen eingestellt, in 
Teilzeitbeschäftigung. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Eben! 
Und was ist mit den Männern?) 

Das entspricht dem Wunsch der Frauen, Familie 
und Beruf miteinander zu verbinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Fuchs 
[Köln] [SPD]: 83% suchen einen Vollzeitar

-

beitsplatz!) 

Ich meine, daß das eine Signalwirkung auf die freie 
Wirtschaft haben sollte, die sich teilweise mit der 
Aufteilung von Arbeit noch etwas schwertut. 

Diese Teilzeitarbeit, Jobsharing und andere For-
men flexibler Arbeitszeit dürfen aber das berufliche 
Fortkommen und die soziale Sicherung nicht ge-
fährden. Nachteile, die Teilzeitbeschäftigte bei tarif-
lich vereinbarten Lohnzuschlägen und den gesetz-
lich festgelegten Sozialversicherungsbestimmun-
gen eventuell haben können, sind langfristig abzu-
bauen. 

Die vorhin genannten Zahlen weisen eindeutig 
aus, daß Frauen von der Arbeitslosigkeit in beson-
ders starkem Maße betroffen sind. 

Die Bundesregierung hat in der Beantwortung ih-
rer Großen Anfrage zur Situation der Frauen im 
öffentlichen Dienst deutlich gemacht, 

(Zuruf von der SPD: Die Unwahrheit ge

-

sagt!) 

daß sie ihr Augenmerk besonders auf den Perso-
nenkreis richtet, der von der Arbeitslosigkeit beson-
ders stark betroffen ist. Sie hat nicht nur selbst ent-
sprechend gehandelt, wie ich gerade bei den Teil-
zeitbeschäftigten nachgewiesen habe und an ande-
rer Stelle noch nachweisen kann, sie hat auch die 
Bundesbehörden angehalten, diesen Personenkreis 
besonders zu fördern, und hat noch einmal mit Be-
schluß vom 15. November 1983 dieses Anliegen in 
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das Bewußtsein der verantwortlichen Personalstel-
len bei den Bundesbehörden gerufen. 

Bei Neueinstellungen ist die Bundesregierung be-
müht, bereits bei den Stellenausschreibungen die 
besondere Aufmerksamkeit von Frauen auf die 
Möglichkeit einer Beschäftigung im öffentlichen 
Dienst zu lenken, damit die Zahl der Bewerbungen 
von Frauen erhöht wird. 

Ich habe daraufhin auch einmal die Einstellungs-
praxis bei der Bundestagsverwaltung überprüft. 
Man sagte mir: Hier wird selbstverständlich ge-
schlechtsneutral ausgeschrieben. — Aber es gibt 
keinen Ausschußsekretär, sondern nur Ausschußse-
kretärinnen. Das kann wohl nicht am mangelnden 
Stenographievermögen liegen, denn die Herren 
Protokollführer vor mir beweisen, daß auch Herren 
durchaus dazu in der Lage sind. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Im Postaus-
schuß gibt es eine Sekretärin! Frau Maletz-
ke! — Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Leistung 

muß sich wieder lohnen!) 

— Herr Kollege Pfeffermann, dann wäre es natür-
lich sinnvoll, daß Sie die Personalstelle der Bundes-
tagsverwaltung darauf hinweisen. Mir wurde ge-
stern dieser Bericht gegeben. Es ist ja dann erfreu-
lich, daß auch Männer am Arbeitsplatz nicht diskri-
miniert werden und Frauen auch dort arbeiten dür-
fen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Eine reine Männertruppe sind die Saaldiener. 
Dort ist man also bisher nicht bereit gewesen, ge-
schlechtsneutral auszuschreiben. Ich habe nach der 
Ursache gefragt. 

(Zuruf von der SPD: Da werden sich die 
Frauen aber draußen freuen! — Weitere 

Zurufe von der SPD) 

— Wir wollen doch, so habe ich es bisher verstan-
den, in allen Bereichen auch die Frauen berücksich-
tigen. Warum wollen Sie nicht auch den Beruf des 
Saaldieners mit einer Frau besetzen? Dafür habe 
ich kein Verständnis. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD — Frau 
Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Daß Sie nicht 

mehr verstehen, ist j a Ihre Tragödie!) 

Präsident Dr. Jenninger: Frau Abgeordnete 
Rönsch, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abge-
ordneten Frau Nickels? 

Frau Rönsch (CDU/CSU): Ich möchte gerade die-
sen Passus noch abschließen; dann gerne. 

Bei den Saaldienern wurde es damit begründet, 
daß es ein reiner Männerberuf sei, weil in den sit-
zungsfreien Wochen sehr schwere Arbeit zu tun sei, 
dazu seien Frauen nicht in der Lage. Ich muß sagen, 
ich könnte mir auch hier einen Umdenkungspro-
zeß vorstellen, denn die Frauen, die im Saaldienst 
tätig wären, könnten z. B. Besuchergruppen mit be-
treuen, könnten im Besucherdienst sein oder könn-
ten vielleicht auch Pförtnerdienste mit überneh-

men. Ich könnte mir vorstellen, daß man auch da 
flexibel sein kann. 

Wie gesagt, allgemein sollte geschlechtsneutral 
ausgeschrieben werden; aber bei diesen zwei Be-
rufssparten war es der Bundestagsverwaltung bis-
her nicht möglich. 

Bitte schön. 

Frau Nickels (GRÜNE): Frau Kollegin, könnten 
Sie sich eventuell vorstellen, daß bei der Begrün-
dung, warum Frauen keine Saaldiener sein können, 
die gleichen Argumente wie bei dem Argument von 
Nordrhein-Westfalen eine Rolle spielen, daß näm-
lich eine Standesbeamtin nicht so würdevoll wie ein 
Standesbeamter ist? Das vermute ich nämlich. 

(Heiterkeit — Beifall bei den GRÜNEN — 
Zuruf des Abg. Pfeffermann [CDU/CSU]) 

Frau Rönsch (CDU/CSU): Ich persönlich kann es 
mir nicht vorstellen. Ich hatte nämlich vorhin deut-
lich zu machen versucht, daß ich mir einen Standes-
beamten durchaus nicht unbedingt im Nadelstrei-
fenanzug vorstellen muß. Ich kann mir auch ein 
gedecktes Kostüm einer Standesbeamtin gut vor-
stellen. 

(Zurufe von der SPD) 

— Ja, für mich gehört bei entsprechenden Amts-
handlungen auch die entsprechende Kleidung dazu. 
Das mag bei Ihnen anders sein. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Auch im Bun

-

destag! Sehr wahr!) 

— Ich sehe das auch im Bundestag so. Falls Sie sich 
da den GRÜNEN schon zu sehr angepaßt haben 
sollten, meine Damen von der SPD-Fraktion, wäre 
das Ihr Problem. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist 
wohl wahr!) 

Jetzt wollen wir aber wieder zum eigentlichen 
Thema, den Frauen im öffentlichen Dienst, zurück-
kommen. Obwohl es in den vergangenen Jahren zu 
Stelleneinsparungen gekommen ist, betrug der An-
teil der Frauen bei Neueinstellungen im Jahr 1982 
bei Beamten und Angestellten durchschnittlich 
54,6%, 1983 51,1% und im Jahre 1984 von Januar bis 
Juni 42,4 %. Meine Herren, meine Damen, ich meine, 
daß das Zahlen sind, die sich sehen lassen können. 

Gerade im mittleren und im gehobenen Dienst 
bei Beamten und Angestellten sind die Zahlen der 
Neueinstellungen erfreulich. Wir begrüßen aus-
drücklich, daß die Bundesregierung hier ihrer Ver-
pflichtung zur Vorbildfunktion nachgekommen ist 
und die Verbesserung der Chancengleichheit von 
Frauen im öffentlichen Dienst in die Tat umsetzt. 
Die Unterrepräsentation von Frauen im höheren 
und gehobenen Dienst wird schrittweise abgebaut. 
Auch hat das Bundespostministerium wegen der 
verstärkt noch anhaltenden Suche nach Ausbil-
dungsplätzen für gewerblich-technische Berufe, für 
weibliche und männliche Fernmeldehandwerker, 
Elektromechaniker und Kraftfahrzeugmechaniker 
über den eigenen Bedarf hinaus Ausbildungsplätze 
zur Verfügung gestellt. Wir wollen damit Jungen 
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und Mädchen die Chance geben, einen qualifizier-
ten Ausbildungsabschluß zu erreichen. 
Aus haushaltstechnischen und betriebswirt-

schaftlichen Gründen ist es nicht immer möglich, 
nach Abschluß der Ausbildung über den tatsächli-
chen Bedarf hinaus den Ausgebildeten mit einem 
Abschluß einen Arbeitsplatz zu garantieren. Es wer-
den allerdings alle Beschäftigungsmöglichkeiten 
genutzt, die sinnvoll und vertretbar sind, um diesen 
jungen Leuten eine Anstellungsmöglichkeit zu ge-
ben. Wir haben ihnen aber durch die Zurverfü-
gungstellung eines Ausbildungsplatzes die Chance 
für einen späteren besseren Einstieg in das Berufs-
leben garantiert. Eine Übernahmegarantie bei der 
Bundespost kann jedoch nicht für jeden gewährlei-
stet werden. Bei Anstellungen werden Mädchen 
und Jungen gleichberechtigt berücksichtigt. 

Insgesamt ist festzustellen, daß die Bundesbehör-
den auf Beschluß des Bundeskabinetts in den letz-
ten beiden Jahren ihr Angebot an Ausbildungsplät-
zen erheblich gesteigert haben und eine große An-
zahl von Ausbildungsplätzen zusätzlich zur Verfü-
gung stellten, die Jungen und Mädchen gleicherma-
ßen angeboten wurden. 
Mit dieser verstärkten Ausbildungsleistung hat 

die Bundesregierung ihre Vorbildfunktion wahrge-
nommen und den Verantwortlichen in der freien 
Wirtschaft sowie in den Ländern und Kommunen 
deutlich gemacht, daß sie dort die gleichen Anstren-
gungen erwartet, um der derzeitigen Arbeitsmarkt-
situation gerecht zu werden. 
Wir begrüßen die Bemühungen der Bundesregie-

rung um eine Verbesserung der Chancengleichheit 
von Frauen im öffentlichen Dienst. Wir sehen in der 
positiven Entwicklung bei den Neueinstellungen er-
freuliche Anzeichen für den Abbau der Unterreprä-
sentation von Frauen im höheren und im gehobe-
nen Dienst. Auch wird das am 1. August 1984 in 
Kraft getretene Fünfte Gesetz zur Änderung dienst-
rechtlicher Vorschriften vom 25. Juni 1984 dazu bei-
tragen, Frauen, die für die Zeit der Kindererziehung 
und der Betreuung von Angehörigen ihre berufliche 
Tätigkeit unterbrochen haben, den Einstieg in die 
berufliche Tätigkeit oder die Wiederaufnahme der 
beruflichen Tätigkeit zu erleichtern. 
Wir haben heute noch einmal einen entsprechen-

den Antrag vorgelegt, Frau Martiny-Glotz. Wir hat-
ten es schon einmal getan, nur bei anderer Regie-
rungsverantwortung. Wir hoffen, daß Sie heute für 
unseren Antrag mitstimmen. Wir fordern damit die 
Bundesregierung auf, dem Bundestag einen Bericht 
darüber vorzulegen, was getan werden kann, um die 
Situation der Frauen im öffentlichen Dienst weiter 
zu verbessern. Dabei bitten wir zu prüfen, ob Frau-
enförderungsrichtlinien geeignet sind, der berufli-
chen Förderung von Frauen im öffentlichen Dienst 
Rechnung zu tragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Reetz. 

Frau Reetz (GRÜNE): Guten Morgen, Kollegen 
und Kolleginnen! Es gibt Bereiche im öffentlichen 

Dienst, ebenso natürlich auch in der privaten Wirt-
schaft, in denen die Frauen zu 100 % vertreten sind, 
ohne daß die Männer verlangen, mit einem Bonus 
berücksichtigt zu werden. Das sind die Bereiche der 
tagtäglichen Hausarbeit an der Arbeitsstätte. Die 
Frauen sind überall da überrepräsentiert, wo es um 
untere und mittlere Dienstleistungen geht. Das ging 
auch aus Ihren Ausführungen, Frau Rönsch, zur 
Arbeit hier im Bundeshaus hervor. Es sind Tätig-
keiten ohne qualifizierte Ausbildung, in Schnellkur-
sen oder in kurzen mündlichen Anweisungen ange-
lernt, wo dennoch von den Frauen Zuverlässigkeit 
und verantwortliches Handeln verlangt werden, an-
dernfalls „man" schnell dabei ist, zu sagen: Mit der 
geht das nicht; die müssen wir entlassen. Dies ist 
auch ohne weiteres möglich, z. B. durch befristete 
Beschäftigungsverträge. Diese bieten eine gute 
Handhabe dafür. Diese Möglichkeit wird zur Zeit 
außerordentlich bei der Deutschen Bundespost, 
dem öffentlichen Dienst, z. B. in der Fernsprechaus-
kunft, genutzt. Die Arbeitsstruktur dort läuft zuneh-
mend nicht nur über Teilzeit-, sondern auch über 
befristete Beschäftigungsverträge. Das sind Verträ-
ge, bei denen der Arbeitgeber jeden Trick nutzt, um 
die Arbeitskraft der Frau auszubeuten. Z. B. läßt 
man die Beschäftigungsverträge bis zum 30. Januar 
anstatt bis zum 31. laufen, wodurch die Frauen um 
den vollen Anspruch auf Urlaub in diesem Monat 
gebracht werden. 

(Frau Dr. Vollmer.  [GRÜNE]: Sauerei!) 
Von den ohne Sozialversicherungspflicht Arbei-

tenden bei der Deutschen Bundespost sind 80,8 % 
Frauen, bei der Deutschen Bundesbahn sind es so-
gar 99,8 %. Sowohl von der Deutschen Postgewerk-
schaft wie auch von der Arbeitsgemeinschaft der 
Frauenverbände, z. B. dem Landesfrauenverband in 
Baden-Württemberg, wird immer wieder eine quali-
fizierte Berufsausbildung im technischen und nicht-
technischen Dienst gefordert, verbunden mit Ar-
beitsverträgen, die eine soziale und rechtliche Absi-
cherung haben. 
Wir wissen alle, was diesen Forderungen gegen-

übersteht: Gerade die Arbeitsplätze der Frauen in 
den Diensten der Deutschen Bundespost sind von 
Automatisierung bedroht. Es werden automatisiert: 
die Schalterdienste, die Postsparkassen, Postbank-
dienste, vor allem aber die Fernsprechauskunft, in 
der bis 1990 die Vollautomatisierung erreicht wer-
den soll. Allein das System KONTES, die kunden-
orientierte Neugestaltung der Teilnehmerdienste 
mit EDV-System, würde nach bisherigen Einschät-
zungen mindestens 6 000 Arbeitsplätze vernichten. 
Es gibt eine entlarvende Darstellung der unter-

nehmenspolitischen Absichten im Postwesen, in der 
es zum Personalwesen heißt: „Das System der Per-
sonalbemessung bedarf der Weiterentwicklung und 
erfordert vor allem größere Flexibilität. Die sozialen 
Belange des Personals können nur im Rahmen der 
allgemeinen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
berücksichtigt werden. Vorreiterfunktionen kann 
das Postwesen nicht übernehmen." Nun, Vorreiter-
funktionen drücken sich in derart zynischen Äuße-
rungen hoher Postbeamter schon aus, nur eben 
nicht solche, die mit dem salbungsvollen Patriar-
chengeschwätz im Bundestag übereinstimmen — 
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auch nicht mit den Leitlinien von Herrn Geißler zur 
neuen Frauenpolitik. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Pfeffermann 
[CDU/CSU]: Gehen Sie doch nicht so hart 
mit Ihrer Rede um! Sie sind doch weit weg 
davon, als Patriarchin verschrien zu wer-

den!) 

Es kann also keine Rede davon sein, daß der 
öffentliche Dienst Vorbildfunktion gegenüber der 
freien Wirtschaft hat 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— ich habe nur noch zwei Minuten —, wie es Frau 
Rönsch vorhin sagte, Vorbildfunktionen, wie es 
auch die Empfehlungen der Enquete-Kommission 
„Frau und Gesellschaft" an den Deutschen Bundes-
tag gefordert haben. 

Für die Vergabe von Ausbildungsplätzen hielt 
eine Mehrheit der Kommission Quotierungsvor-
schriften für notwendig, um Benachteiligungen ent-
gegenzuwirken. In der Praxis wurde 1983 im öffent-
lichen Dienst nur zu 25 % mit Frauen ein Ausbil-
dungsvertrag abgeschlossen. Eine solche Ausbil-
dungsquotierung ist aber die Voraussetzung dafür, 
daß auch bei der Einstellung und Beförderung 
Frauen bei gleicher Qualifikation berücksichtigt 
werden, damit ein angemessenes Gleichgewicht der 
Geschlechter erreicht wird. Im Durchschnitt wur-
den von 1980 bis 1984 nur 7,4 % Frauen in den höhe-
ren Dienst neu eingestellt. Diese Zahlen sind ein 
schlagender Beweis für die Diskriminierung der 
Frauen am Arbeitsplatz, die ihre Krönung in dem 
sogenannten Homeworking findet, den, wie es die 
FDP nennt, „neuen Freiräumen" durch Bildschirm-
arbeitsplätze, Arbeitsplätze, an denen neben dem 
ständigen Zurverfügungstehen der Arbeitskräfte 
auch noch die kostenlose Nutzung der Wohnräume 
gefordert wird. 

Ich möchte sagen: Wir sind hier immer, wenn 
auch nicht am Sonntag, so doch mit Sonntagsreden 
beschäftigt. Es würde mich nicht wundern, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Das klingt mehr 
nach Frühschoppen, was Sie vortragen, als 

nach Vortrag!) 

wenn angesichts dieser Situation die Frauen einmal 
zu einem ganz anderen Schritt greifen würden, z. B. 
zu einem Streik der Frauen in der Arbeit. Dann 
wird es allen bewußt werden, wie notwendig die 
Frauen an allen Arbeitsplätzen sind! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Seiler-Albring. 

Frau Seiler-Albring (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte ganz besonders die 
Kollegen auf der Regierungsbank anreden, denn sie 
haben das zu exekutieren, was wir hier fordern, und 
da sieht es leider — das muß ich sagen, und ich 
habe auch nicht die Absicht, das mit dem Mantel  

der Nächstenliebe zuzudecken — gar nicht so be-
sonders gut aus. 

(Beifall bei der FDP — Zustimmung bei 
der SPD und den GRÜNEN) 

— Ich komme gleich auch zu Ihnen, meine Damen 
und Herren von der SPD! 

Im April 1984 haben wir uns in einer langen De-
batte mit dem Thema „Frauenarbeitslosigkeit und 
Diskriminierung von Frauen in allen Bereichen von 
Berufswelt und Gesellschaft" beschäftigt und sind 
gerade hinsichtlich der vielfältigen Diskriminie-
rung zu einer wenig schmeichelhaften Bilanz ge-
kommen, was die Realisierung des Art. 3 Abs. 2 des 
Grundgesetzes nach damals 35 Jahren anlangt. 
Quer durch alle Fraktionen haben wir festgestellt, 
daß es ein trübes Bild ist, das sich uns bezüglich der 
Situation der Frauen in Gesellschaft und Arbeits-
welt zeigt. Man kann das alles nachlesen. Das ist 
wahrhaftig kein Kompliment für eine Gesellschaft, 
die den Anspruch erhebt, aufgeschlossen, emanzi-
piert und modern zu sein. 

Heute haben wir es nun zunächst mit der Großen 
Anfrage der SPD zu einem Teilbereich der Arbeits-
welt zu tun, nämlich zur Situation der Frauen im 
öffentlichen Dienst. Obwohl durchaus, was ich auch 
gleich sagen will, Tendenzen zur Besserung zu regi-
strieren sind, ist die Bestandsaufnahme auch heute 
noch ein Ärgernis. Hier sind alle traditionellen 
Fraktionen, auch die SPD, in der Verantwortung. 
Hier, wo unmittelbar die Chance bestanden hätte, 
Aussagen aus Wahlkampfprospekten in die Tat um-
zusetzen, nämlich durch den Druck auf den Staat 
als öffentlichen Arbeitgeber, ist die Einstellungs - 
und Beförderungspraxis im öffentlichen Dienst ein 
Spiegelbild der völlig unbefriedigenden Situation in 
der freien Wirtschaft: starke Repräsentanz in den 
unteren — wie wir wissen, sehr schlecht bezahlten 
— und den mittleren Laufbahnen und Vergütungs-
gruppen, während das Klima in den oberen Etagen 
für Frauen offenbar sehr unbekömmlich ist, denn 
nur besonders widerstandsfähige seltene Exem-
plare haben die Chance, durchzukommen. Das glei-
che gilt übrigens auch für den Hochschulbereich, 
wo von sage und schreibe 20 898 Professoren im 
Jahre 1982 lediglich 5,1 % weiblichen Geschlechts 
waren und von über 58 000 wissenschaftlichen Mit-
arbeitern lediglich 13,6 %. 

Die Gründe für die unakzeptable Unterrepräsen-
tation von Frauen auch und vor allem in Aufstiegs-
positionen sind vielfältig, sind zum Teil — das will 
ich gar nicht abstreiten — vielleicht Konsequenz 
mangelnden Selbstvertrauens und — sektoral und 
regional — eingeschränkter Mobilitätsbereitschaft, 
sind überwiegend aber sicher immer noch in der 
Verfassung unserer Gesellschaft zu sehen, die sich 
immer noch — Gott sei Dank mit abnehmender 
Tendenz — durch ein überkommenes und konven-
tionelles Rollenverständnis und Rollenverhalten 
kennzeichnen läßt. Mangelhafte Qualifikation ist 
heute — das weisen die Schulabschlüsse und Hoch-
schulabschlüsse sehr nachdrücklich aus — keine 
zureichende Begründung für die Unterrepräsentanz 
von Frauen in bestimmten Etagen des öffentlichen 
Dienstes. 
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Die von der Bundesregierung in ihrer Antwort 

mitgeteilten Zahlen über die Neuanstellung von 
Frauen im öffentlichen Dienst zeigen einen gewis-
sen positiven Trend auf; dies will ich nicht verheh-
len. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Weng [FDP]) 

Auch ist mit dem Fünften Gesetz zur Änderung 
dienstrechtlicher Vorschriften vom 25. Juli 1984 
durchaus ein Fortschritt erreicht worden; in weit 
größerem Umfang als bisher können danach 
Frauen für die Zeit der Kindererziehung und der 
Betreuung von Angehörigen ihre berufliche Tätig-
keit unterbrechen. Weit über die Chancen hinaus, 
die entsprechende Frauen in der freien Wirtschaft 
haben, ist also im Bereich des öffentlichen Dienstes 
die Möglichkeit gegeben, daß Frauen nur noch ei-
ner Teilzeitbeschäftigung nachgehen oder für eine 
Reihe von Jahren auf eine Berufstätigkeit verzich-
ten. Dies erkenne ich gerne an. 

Dennoch, meine Damen und Herren, ist festzu-
halten, daß viel und noch sehr viel mehr getan wer-
den muß, um die Wettbewerbschancen der Frauen 
in allen Bereichen des öffentlichen Dienstes zu ver-
bessern. Appelle wie der des Bundesministers des 
Innern an die Einstellungsbehörden, darauf zu ach-
ten, daß bei Einstellungen und Beförderungen bzw. 
Höhergruppierungen Frauen im Rahmen der 
Rechtsordnung in stärkerem Maße als bisher be-
rücksichtigt werden, haben offenbar keine ausrei-
chende Resonanz gefunden. 

Deshalb komme ich auf eine alte Forderung mei-
ner Fraktion zurück, die auch im April letzten Jah-
res wieder erhoben wurde, auf eine Forderung mei-
ner Fraktion, die im Jahre 1978 aus der unbefriedi-
genden Beschäftigungssituation die Konsequenz 
gezogen und ein Antidiskriminierungsgesetz ver-
langt hat. Gestern habe ich mit Freude festgestellt, 
daß, wie der Presse zu entnehmen war, nun auch 
die SPD-Frauen ein Gesetz zur Gleichstellung for-
dern. 

(Dr. Weng [FDP]: Ganz schön schnell!) 

Ich fürchte, daß nur auf diese Weise dem Amts-
schimmel Beine gemacht werden können, damit er 
die Hürden, die vor einer Verbesserung der Situa-
tion der Frau im öffentlichen Dienst aufgebaut sind, 
nehmen kann. 

Von einer Quotenregelung — das will ich ganz 
deutlich sagen — halte ich wenig, weil diese nach 
meinem Gefühl gegen den Gleichheitsgrundsatz 
verstoßten wird und illiberal ist. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir sollten uns aber darüber unterhalten, ob wir 
nicht für einen vorübergehenden Zeitraum auch auf 
Bundesebene eine Frauenbeauftragte berufen, de-
ren Kompetenzen dann allerdings so ausgelegt sein 
müssen, daß sie nicht als Alibifrau verschlissen 
wird. Mir ist durchaus klar, daß es hier bedenkens-
werte Einwände gibt. Andererseits ist nach meinem 

Dafürhalten viel zu lange gewartet worden. Es ist 
höchste Zeit, daß nun endlich etwas geschieht. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Da haben die 
früheren Innenminister gar nicht aufge

-

paßt!) 

Der Staat als öffentlicher Arbeitgeber hat eine 
herausragende Verantwortung für beispielhaftes 
Verhalten bezüglich der Beschäftigungssituation 
der Frauen in allen Bereichen des öffentlichen 
Dienstes. Wir erwarten hier mehr Aufgeschlossen-
heit, Gerechtigkeit und vor allen Dingen mehr 
Tempo. 

Wir beraten in diesem Zusammenhang auch über 
die Frage, wie die Ausbildungssituation junger 
Frauen bei der Deutschen Bundespost verbessert 
werden kann. Die SPD hat hierzu den Antrag ge-
stellt, für den mittleren nichttechnischen Dienst bei 
der Bundespost eine Ausbildung nach dem Berufs-
bildungsgesetz zur Verwaltungsfachangestellten 
einzuführen. Sosehr ich die Motivation der SPD 
hier teile und befürworte, nämlich die weiblichen 
Bediensteten des mittleren nichttechnischen 
Dienstes durch eine qualifizierte Ausbildung unab-
hängiger von der technischen und rapiden Entwick-
lung gerade in diesem Bereich werden zu lassen, 
muß ich feststellen, daß wir ihr auf dem vorgeschla-
genen Weg nicht folgen können. Schon die früheren 
Bundesminister Gscheidle und Matthöfer hatten 
eine solche Ausbildung nach dem Berufsbildungs-
gesetz in Aussicht gestellt. Sie sind gescheitert; 
denn der Antrag der SPD verstößt, wie eine Rechts-
prüfung schon im Jahre 1983 festgestellt hat, gegen 
die Verfassung. Da die betroffenen Personen näm-
lich im wesentlichen hoheitliche Aufgaben wahrzu-
nehmen haben, greift hier der Funktionsvorbehalt 
des Art. 33 des Grundgesetzes. Auch für die Berufs-
ausbildung ist danach eine beamtenrechtliche Lö-
sung zwingend vorgeschrieben. 

Wir schlagen deshalb eine andere Lösungsmög-
lichkeit vor. Wir sollten uns verstärkt und gemein-
sam darum bemühen, einen rechtlich einwand-
freien Weg für dieses Ziel zu suchen. Der Postmini-
ster arbeitet zur Zeit in Abstimmung mit dem In-
nenminister an einer Regelung, die verfassungs-
rechtlich einwandfrei ist, gleichzeitig aber eine we-
sentliche Verbesserung der derzeitigen Situation 
bewirken kann. Danach ist eine beamtenrechtliche 
Laufbahn geplant, die sich aber inhaltlich möglichst 
weitgehend an die Ausbildung nach dem Berufsbil-
dungsgesetz anpaßt. Sie soll deshalb wie diese drei 
Jahre dauern, ein schulisches Berufsgrundbildungs-
jahr eingerechnet, im zweiten Jahr Berufsschulun-
terricht in Fachklassen beinhalten, und schließlich 
soll das Zeugnis über die Laufbahnprüfung den Ab-
schlüssen nach dem Berufsbildungsgesetz durch 
eine vom Innenminister zu erlassende Gleichstel-
lungsverordnung gleichgestellt werden. Damit wäre 
ein Abschluß erreicht, der sowohl im öffentlichen 
Dienst als auch in der privaten Wirtschaft aner-
kannt werden kann. 

(Beifall bei der FDP) 

Natürlich sind bei dem aufgezeigten Weg noch 
Probleme zu überwinden, besonders in Abstim- 
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mung zwischen Bund und Ländern. Ich will auch 
nicht übersehen, daß bei dieser Lösung die Bundes-
post überfordert wäre, wenn sie über den eigenen 
Bedarf hinaus sehr viel mehr ausbilden sollte. 

Die Zielsetzung aber, vor allen Dingen jungen 
Frauen im mittleren Dienst der Post eine bessere 
Ausbildung zu schaffen und ihre Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt durch Mobilität zu erhöhen, kann auf 
diese Weise realisiert werden. Ich glaube, in diesem 
Ziel sind wir uns alle einig. 

Abschließend möchte ich doch noch darauf hin-
weisen, daß die Post bereits jetzt einen Anteil an 
der Gesamtausbildungsleistung des Bundes von un-
gefähr 50 % erreicht und in diesem Jahr sogar mehr 
als 54 % der Gesamtausbildungsplätze des Bundes 
zur Verfügung stellen wird. Sie leistet somit einen 
wesentlichen und anzuerkennenden Beitrag zur 
Verbesserung der Ausbildungssituation der Jugend-
lichen und der weiblichen Jugendlichen in der Bun-
desrepublik. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Odendahl. 

Frau Odendahl (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Bei der frauenpolitischen Debatte 
und der Aussprache zum 6. Jugendbericht im April 
des vergangenen Jahres erklärte der Bundeskanz-
ler: 

Wir können nur weiterkommen mit einer sach-
bezogenen Politik, die Frauen ihre Chance öff-
net. Was ich persönlich und diese Regierung 
tun können, das werden wir tun, um dabei hilf-
reich zu sein. 

(Frau Blunck [SPD]: Blabla, wie alles!) 

Eine Debatte über Saaldiener oder Saaldienerinnen 
oder Putzmänner oder Putzfrauen wird dem, liebe 
Frau Kollegin, sicher nicht gerecht. 

(Beifall bei der SPD) 

Einigkeit bestand in dieser Debatte in der Bewer-
tung, daß der Ausbildungssituation junger Frauen 
dabei besondere Bedeutung zukomme. 

Nachdem seit diesem Männerwort des Kanzlers 
fast ein Jahr vergangen ist, muß man fragen, was 
dem an Taten von seiten der Bundesregierung ge-
genübersteht. Im gesamten Bildungs- und Ausbil-
dungsbereich hat sich die Situation der Frauen ver-
schlechtert. Am 1. Oktober 1984 hatten rund 60 000 
Bewerber keinen Ausbildungsplatz. Davon waren 
rund 40 000 Frauen; 36 000 waren in vorläufigen 
schulischen Einrichtungen, suchten aber weiterhin 
einen Ausbildungsplatz, davon wiederum 24 000 
Frauen. Wenn man zugrunde legt, daß gerade bei 
den Frauen viele schon resigniert haben und in der 
Ausbildungsplatzstatistik nicht mehr geführt wer-
den, bleibt die erschreckende Zahl von mindestens  

100 000 Frauen, die im Ausbildungsjahr 1984 keinen 
Einstieg ins Berufsleben gefunden haben. 

(Abg. Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sehr 
wahr! — Bundesminister Dr. Geißler: 

Glatte Unwahrheit!) 

Hier reichen Ankündigungen und Appelle an die 
Wirtschaft nicht aus. Dem öffentlichen Dienst 
kommt Vorbildfunktion bei der Verbesserung der 
Ausbildungschancen von Frauen zu. 

Die SPD-Bundestagsfraktion findet unter diesem 
Aspekt die Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage zur Ausbildungssituation junger 
Frauen bei der Deutschen Bundespost mehr als ent-
täuschend. Hier hätte die Bundesregierung die 
Möglichkeit, durch eine qualifizierte Ausbildung 
zur Verwaltungsfachangestellten nach dem Berufs-
bildungsgesetz jungen Frauen eine anerkannte 
Ausbildung anzubieten, die ihnen eine größere Ein-
satzfähigkeit auf dem Arbeitsmarkt öffnet. Mein 
Kollege Bernrath wird auf Ihre vorher geäußerten 
Bedenken, liebe Frau Kollegin Seiler-Albring, gerne 
eingehen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Der frühere Per

-
sonalchef der Bundespost, der hätte Fak

- ten schaffen können, wenn das so einfach 
ist!) 

— Sie kommen dran, Herr Kollege Pfeffermann. 

Die vorher angesprochene Vorbildfunktion des 
öffentlichen Dienstes wird von seiten des Postmini-
steriums besonders anschaulich unterlaufen. So 
wurden die Werbemaßnahmen für Frauen in ge-
werblich-technischen Berufen bei der Post im März 
1983 eingestellt. Dabei zeigen die Erfahrungen mit 
den Modellversuchen, daß die ausdrückliche Auffor-
derung an Frauen, sich in untypischen Berufen aus-
bilden zu lassen, die wichtigste Voraussetzung für 
ihre Bewerbung ist. Trotz der erfolgreich verlaufe-
nen Modellversuche „Erschließung gewerblich-tech-
nischer Ausbildungsberufe für Frauen" ist der 
Trend im Verantwortungsbereich des Bundes nega-
tiv. So wurden z. B. bei der Deutschen Bundesbahn 
im Jahr 1983 nur 121 weibliche Auszubildende bei 
insgesamt 3 588 Auszubildenden im gewerblich

-

technischen Bereich eingestellt. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Ist das 
ein Fortschritt?) 

Bei der Deutschen Bundespost wurden nur 369 
Frauen von 5 277 Auszubildenden übernommen. Die 
Bildungsministerin Frau Wilms sollte zuerst vor der 
eigenen Tür kehren, bevor sie über das nach ihren 
Worten noch immer sehr zurückhaltende Verhält-
nis von Frauen zur Technik und zu den naturwis-
senschaftlich-technischen Berufen und Bildungs-
gängen klagt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn sie auf dem Hearing der CDU am 29. Januar 
dieses Jahres feststellt, daß in Zukunft bis zu 70 % 
aller Arbeitsplätze von den neuen Techniken be-
troffen sind und Frauen nicht technische Analpha-
beten sein dürften, dann muß sie sich fragen lassen, 
warum sie angesichts dieser Entwicklung ausge-
rechnet die Modellversuche über die gewerblich- 
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technischen Ausbildungsberufe für Frauen auslau-
fen läßt, anstatt sie auf diesen Bereich der neuen 
Technologien auszudehnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nur so können weitere Berufsbilder für Frauen in 
diesen zukunftsorientierten Sparten erschlossen 
werden. 

Die bisher erzielten erfolgreichen Anstöße sind 
ohne weitere staatliche Förderung nicht ausrei-
chend, um Frauen mehr Chancen für eine bessere 
berufliche Zukunft zu bieten. Und mit Motivations-
versuchen auf der einen Seite ist es nicht getan, 
wenn nicht einmal der eigene Verantwortungsbe-
reich, d. h. der öffentliche Dienst mit gutem Beispiel 
vorangeht. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Besonders negativ auf die Ausbildungschancen 
der Frauen wirkt sich die Streichung des Schüler- 
BAföG und die Umstellung der Studentenförderung 
auf Volldarlehen aus. Dazu ein paar Zahlen. Trotz 
steigender Studentenzahlen ging der Anteil der 
Frauen an allen Studienanfängern stetig zurück. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: So ist 
es!) 

1981 hatte er einen Höchststand von 42% und be-
trug dann 1983 nur noch 37,8 %. 1975 haben noch 
75 % der Abiturientinnen angegeben, daß sie studie-
ren wollen und haben das auch getan. Jetzt sind es 
nur noch knapp 50%. Das läßt sich nicht nur mit 
dem Rückgang der Studienanfängerinnen in den 
Lehramtsfächern erklären. Bei den Befragungen 
stellt sich vielmehr heraus, daß der Abschreckungs-
effekt durch den BAföG-Kahlschlag vor allem bei 
Frauen die entscheidende Rolle spielt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Aber auch für Frauen, die sich nicht abschrecken 
lassen, gehen die negativen Auswirkungen weiter. 
So wurden z. B. zum 1. Januar 1983 nur 813 Frauen 
in den höheren und gehobenen Dienst des Bundes 
neu eingestellt. Wir sollten hier nicht über Saaldie-
ner und Saaldienerinnen diskutieren. Ich meine, 
diese Tatsache ist viel gravierender. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Einstellungspraxis vieler Bundesländer steht 
dem in nichts nach. Dafür ein Beispiel aus Baden

-

Württemberg. Dort wurden von 1 760 Bewerbern für 
das Lehramt an Gymnasien, darunter 864 Frauen, 
401 eingestellt, darunter nur 96 Frauen. 

Es ist ganz klar: Ohne zusätzliche staatliche För-
dermaßnahmen ist eine Berufsfelderweiterung für 
Frauen nicht möglich. Zur notwendigen Verbesse-
rung der Ausbildungssituation von Frauen gehört 
auch und unabdingbar die Rücknahme des BAföG- 
Kahlschlags. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn der öffentliche Dienst seine Vorbildfunk-
tion erfüllen will, müssen umfassende Frauenför-
derrichtlinien entwickelt werden, um eben Vorstel-
lungen zu erarbeiten, inwieweit Frauen künftig in 

Berufsbereiche eingeführt werden können, in de-
nen sie bisher unterrepräsentiert sind. Das gilt in 
besonderer Weise für den Ausbildungsbereich. Es 
gibt eine Menge von Vorbildern, von Hamburg über 
Nordrhein-Westfalen bis in die Vereinigten Staa-
ten. 

Ich habe eingangs das starke Männerwort des 
Bundeskanzlers zitiert. Nach der bisherigen Bilanz 
muß leider befürchtet werden, daß auch dieses 
Kanzlerversprechen so ernst nicht gemeint war; 
denn hilfreich war seine Bundesregierung bei der 
Eröffnung von Chancen für Frauen bisher nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Zwischen dem Männerwort des Kanzlers und den 
konkreten Taten der Regierung klaffen riesige Lük-
ken. Die Leidtragenden bleiben die Frauen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Männle. 

Frau Männle (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Im Gegensatz zu Ihnen, Frau 
Martiny-Glotz, die Sie im Deutschen Bundestag 
eine Wahlrede gehalten und einen frauenpoliti-
schen Rundumschlag gemacht haben, möchte ich 
mich auf die Themen beschränken, die wir heute 
vormittag behandeln sollen. Ich meine, sachbezo-
gene Politik ist notwendig. Der Bundeskanzler 
wurde schon mehrfach zitiert. Ich möchte mich 
auch daran halten. 

Ich gestehe, daß mir bei der heutigen Beratung 
eines Gesetzesentwurfes zur Errichtung einer Stif-
tung zur Finanzierung von Frauenhäusern äußerst 
unbehaglich ist. Ich erinnere mich noch recht gut 
an den Antrag der Fraktion der GRÜNEN während 
der Haushaltsberatungen auf Streichung der Mittel 
für die Bundesstiftung „Mutter und Kind — Schutz 
des ungeborenen Lebens" und ersatzweise den 
Einsatz des vorgesehenen Betrages von 50 Mil-
lionen DM für die Finanzierung von Frauenhäu-
sern. Hier sollte ein Zusammenhang konstruiert 
werden, der so nicht bestehen darf. Hier wird den 
Anliegen der Frauenhäuser nicht Rechnung getra-
gen, und es wird auch nicht der berechtigten Sorge 
um das ungeborene Leben Rechnung getragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich meine, wir sollten diese Fragen, um die es uns 
geht, aus polemischem Wortkampf der Parteien 
heraushalten. Es ist uns in diesen Fragen mit dem 
Austausch von Vorurteilen überhaupt nicht ge-
dient. 
Dem ernsten Anliegen der Frauenhausbewegung, 

aber auch den Hilfen der Frauen in Konfliktsitua-
tionen ist nicht entsprochen, wenn wir so argumen-
tieren. Hier darf es nicht ein Entweder-Oder geben. 
Es darf auch nicht das Prinzip gelten: Hast du deine 
Stiftung, will ich meine Stiftung; dies ist nicht der 
richtige Ansatz. 
Meine Damen und Herren, wir sind uns über die 

Notwendigkeit von Zufluchtsstätten für Frauen ei- 
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nig; dies wird heute von keiner Partei bestritten. 
Frauenhäuser sind als Zufluchtsstätten für mißhan-
delte Frauen und ihre Kinder notwendig. Frauen-
häuser leisten auch eine beispielhafte Arbeit. Dies 
wird besonders aus der Analyse von Modellprojek-
ten deutlich. Frauenhäuser müssen in ihrem Be-
stand gesichert werden, und es besteht die Notwen-
digkeit, ein größeres Angebot auch im ländlichen 
Bereich bereitzustellen. Ich stelle also fest, über das 
Daß existieren keine Unstimmigkeiten, aber das 
Wie wird sehr kontrovers diskutiert. 

Das Thema Frauenhäuser fordert zu den gegen-
sätzlichsten Stellungnahmen heraus, und diese Dis-
kussion über die Frauenhäuser ist zudem äußerst 
emotional besetzt. Der eine sieht nur gesellschaft-
lich bedingte Ursachen, der andere sieht ein de-
struktives Zusammenspiel von Opfer und Gewalt-
ausübendem, geradezu ein Abhängigkeitsverhält-
nis, manche sprechen sogar von der Sucht nach 
Gewalt. Wieder andere sehen in der Betonung des 
gesellschaftlichen Bezugs einen Beweis, daß hier 
ein neuer Bedarf durch neue Angebote gedeckt wer-
den soll. Andere sehen in Zufluchtsstätten eine 
Spitze des Eisberges millionenfacher systemimma-
nenter Gewalt gegen Frauen, die nur mit einer frau-
enbezogenen Gegengesellschaft bewältigt werden 
kann, 

(Burgmann [GRÜNE]: Was sehen Sie 
denn?) 

und die anderen sehen in diesem Problem ein durch 
die Medien hochgespieltes Problem. Wir haben hier 
also ganz verschiedene Auslegungen von den Ursa-
chen von Gewalt, unterschiedliche Bewertungen. 

Aber auch in der Frage, wer der Hilfe bedarf, 
haben wir unterschiedliche Auffassungen. Hier ge-
hen die Konzeptionen auseinander. Die eine Kon-
zeption lautet, einseitig die Frau muß aus ihrem 
gesellschaftlichen Umfeld herausgelöst und ihr 
muß geholfen werden, andere sehen vielmehr die 
Mitbetroffenheit der gesamten Familie, insbeson-
dere der Kinder, die diesen extremen Situationen 
besonders wehrlos ausgesetzt sind, und sie sehen in 
der Hilfe ein gesamtes Konzept, das das gesamte 
soziale Umfeld mit einbezieht. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Mir geht es hier um die Versachlichung der Dis-
kussion, um Bereitschaft der verschiedenen Seiten, 
der verschiedensten Gruppierungen, die sich dieser 
Frage annehmen, sowohl der autonomen Frauen-
gruppen wie der herkömmlichen Wohlfahrtsorgani-
sationen, und der kommunalen Spitzenverbände, all 
derjenigen, die daran beteiligt sind, daß wir sachli-
che Informationen erhalten, daß sachliche Informa-
tionen geliefert werden und daß demnach sachge-
rechte Entscheidungen getroffen werden können. 
Ich meine, extreme Konzepte helfen uns hier in die-
ser Diskussion wirklich wenig. 

Zur Lösung der Problematik gibt es nicht nur das 
eine richtige Konzept. In dem einen Fall kann eine 
Rückkehr der Frau die bessere Lösung sein. Bei der 
Therapie muß also die gesamte Familie einbezogen  

werden, muß der Mann mit einbezogen werden, 
muß das soziale Umfeld einbezogen werden 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Wenn er doch 
schlägt!) 

— ich sage das jetzt ja —, in einem anderen Fall ist 
der Neubeginn allein für die Frau vielleicht die an-
gemessenere Lösung. Es gibt die eine und die an-
dere Form, und wir müssen hier wirklich den Ein-
zelfall sehen. Ich meine, wir sollten uns wirklich vor 
der absoluten Aussage hüten: Der Mann ist der 
Feind schlechthin, gegen den der Kampf angetreten 
werden muß. Dies ist nicht die sachgerechte Lö-
sung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unterschiedliche Beurteilungen gibt es auch in 
den Finanzierungsfragen. Deswegen beraten wir 
heute ja auch diesen Gesetzentwurf der GRÜNEN. 
Dem Bundestag lag im vorletzten Jahr ein Bericht 
vor, in dem die Frage geprüft wurde, ob bundesge-
setzliche Regelungen zur Finanzierung von Frau-
enhäusern notwendig sind. Das Ergebnis der dama-
ligen Diskussion war: nein. Auch das Ergebnis der 
Umfragen aus den Bundesländern, aus den betrof-
fenen Wohlfahrtsorganisationen und aus einem Teil 
der Frauenhäuser lautete: nein. Dieses Nein, meine 
Damen und Herren, gilt auch heute noch. 

Ich darf dazu kurz anmerken: Die Finanzierung 
von Frauenhäusern ist nach der grundgesetzlichen 
Aufgabenverteilung zwischen Bund und Ländern 
keine Bundesaufgabe. Der Bund kann zwar Modelle 
finanzieren — er hat dies ja auch getan —, er kann 
meinungsbildend tätig sein — er hat dies wiederum 
getan, z. B. mit einer Tagung, auf der das Problem 
„Gewalt gegen Frauen" diskutiert wurde; dies ist 
eine Aufgabe des Bundes —, aber die Frauenhäuser 
müssen hier wie andere soziale Einrichtungen 
gleichbehandelt werden. Es gibt also keine Bundes-
kompetenz für diese Frage. 

Nun ist es so — das gestehe ich zu —, daß es 
gewisse Finanzierungsschwierigkeiten gibt. Sie la-
gen in der Vergangenheit zu oft in einer sehr engen 
Auslegung des Bundessozialhilfegesetzes und auch 
in der mangelnden Kooperation der örtlichen Trä-
ger. Unbestritten ist, daß die hilfesuchende Frau 
nach dem BSHG einen individuellen Anspruch auf 
Hilfe hat. Dies war immer klar. Problematisch 
wurde es bei den Personal- und Betriebskosten. 

(Gilges [SPD]: Eben!) 

Ich meine, es wäre tatsächlich unsinnig, wenn die 
Individualfinanzierung dazu führen würde, daß 
Frauenhäuser nur dann existieren können, wenn 
sie Stunde für Stunde, Tag und Nacht voll belegt 
sind. Dies wäre sicherlich der falsche Ansatz. Dies 
möchte ich deutlich sagen. 

(Frau Potthast [GRÜNE]: Das ist der Fall!) 

— Frau Potthast, Sie sagen: „Das ist der Fall." Ich 
meine, daß wir schon einen Schritt weiter sind. Ich 
habe gesagt, es gab eine enge Auslegung des BSHG 
in dieser Frage. Aber Sie wissen, daß im letzten 
Jahr eine gemeinsame Konferenz mit Vertretern 
der Länder, der kommunalen Spitzenverbände und 
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des Deutschen Vereins für öffentliche und private 
Fürsorge stattgefunden hat. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Ohne Er-
gebnis!) 

— Nicht ohne Ergebnis, Frau Schmidt. Das, was Sie 
gerade gesagt haben, stimmt nicht. Es gibt Überein-
stimmung in dieser Frage, daß nach § 22 des Bun-
dessozialhilfegesetzes, nach § 93 des Bundessozial-
hilfegesetzes — ich brauche Ihnen dies alles nicht 
zu erläutern — eine breitere Ausschöpfung möglich 
ist. Damit ist die Arbeit der Frauenhäuser gewähr-
leistet. 

Abweichend von den Regelsätzen können — je 
nach der Besonderheit des Einzelfalles — zusätzli-
che Hilfen gewährt werden. Kosten der Unterkunft 
einschließlich der Nebenkosten können übernom-
men werden. Darüber besteht Übereinstimmung, 
und es gilt natürlich jetzt, diese Übereinstimmung 
auch entsprechend konkret umzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dazu diskutieren wir ja, dazu sind wir hier mei-
nungsbildend tätig. Sicherlich dauert es lange, bis 
sich derartige Übereinkünfte, bis sich Aussagen des 
Deutschen Vereins für öffentliche und private Für-
sorge, bis sich existierende Richtlinien beim letzten 
Mann unten durchgesetzt haben. Aber wir müssen 
dafür sorgen, daß dies öffentlich diskutiert wird, 
und dem damit zum Erfolg verhelfen. 

Zu den Mitteln, die nach all den Bestimmungen, 
die ich soeben nur beispielhaft genannt habe, ge-
währt werden können, gibt es ergänzende freiwil-
lige Zuschüsse der Länder und Gemeinden. Ich 
weiß von meinem Land Bayern, daß zur Finanzie-
rung von Frauenhäusern — nicht nur von Modellen, 
sondern auch zur Erhöhung des entsprechenden 
Angebotes von Frauenhäusern — ganz erhebliche 
Beträge eingesetzt werden. Ich meine, wir sollten 
dies noch weiter durchsetzen. Der richtige Weg ist 
eingeschlagen. Es gilt nun, den richtigen Weg auch 
zu begehen. Unsere Bewußtseinsbildung — ich wie-
derhole es — kann dazu beitragen, daß dieser Pro-
zeß fortgesetzt, daß dieser Prozeß beschleunigt 
wird. 

Präsident Dr. Jenninger: Frau Abgeordnete Männ-
le, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordne-
ten Frau Nickels? 

Frau Männle (CDU/CSU): Ja. 

Präsident Dr. Jenninger: Bitte sehr. 

Frau Nickels (GRÜNE): Frau Männle, die ganzen 
Hilfsmöglichkeiten, die Sie jetzt hier genannt ha-
ben, hängen ja alle von dem Willen der zuständigen 
Stellen ab, 

(Frau Männle [CDU/CSU]: Ja!) 

aber die objektive Not von geschlagenen Frauen 
besteht  ja.  Meine Frage: Wie ist es damit vereinbar, 
daß man diese wirksame Hilfe nur von dem guten 
Willen der beteiligten Stellen abhängig macht und 

nicht feste Rahmenbedingungen schafft, damit 
diese Hilfe auch auf Dauer gesichert ist? 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Frau Männle (CDU/CSU): Es hängt nicht von dem 
guten Willen ab. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Doch!) 

— Mit Sicherheit nicht; die Individualhilfe muß ge-
geben werden. Das ist ganz, ganz klar. Da Sie hier 
diese Frage stellen: Wissen Sie, ich kenne Situatio-
nen, in denen Träger der Sozialhilfe im Einzelfall 
ein Frauenhaus als nicht geeignet zur Gewährung 
von Sozialhilfe ansehen. Das gibt es. Ich denke, daß 
Sie auf- derartige Fälle anspielen. Frau Kollegin 
Nickels, ich möchte Ihnen jedoch eine Gegenfrage 
stellen — was hier zwar nicht zulässig ist, aber ich 
formuliere es einmal so; Sie können ja durch die 
Vertreterin Ihrer Fraktion, die nach mir sprechen 
wird, noch darauf eingehen —: Wie sind denn die 
Konzeptionen und die Aufgabenstellungen derarti-
ger Frauenhäuser? Sind diese Frauenhäuser bereit, 
auch offenzulegen, nach welchem Konzept sie ar-
beiten? Sind sie bereit, auch offenzulegen, wie sie 
die Mittel verwenden? Daran hängt es doch. Ich 
meine — ich will es deutlich sagen —, wer öffentli-
che Mittel bezieht, muß Rechenschaft über die Ver-
wendung geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN und der SPD) 

Frau Kollegin Nickels, dies ist meine Antwort auf 
Ihre Frage. 

Lassen Sie es mich noch einmal sagen: Es gibt 
Fälle, in denen Männer zum Teil lebensbedrohliche 
Gewalt gegen ihre Familie oder gegen den Partner 
ausüben. Das Problem der Gewalt in der Familie ist 
kein neues Problem. Geändert haben sich die ge-
sellschaftlichen Normen, die es Frauen früher eher 
zugemutet haben, Gewalt klaglos zu ertragen. Dar-
aus ergibt sich heute die Notwendigkeit einer Zu-
fluchtsstätte, die jederzeit Beratung und gegebe-
nenfalls eine vorübergehende und bedrohungssi-
chere Unterkunft für Frauen mit ihren Kindern ge-
währleistet. Dazu stehen wir; das ist unsere Poli-
tik. 

Ich meine, wir alle müssen sensibel auf das Un-
recht reagieren, das vielen Frauen und Kindern ge-
schieht. Ich möchte all denen, die das Thema öffent-
lich bewußt gemacht haben — ich möchte dabei alle 
einschließen —, die in hauptamtlicher Arbeit und in 
ehrenamtlicher Arbeit den betroffenen Frauen, den 
Kindern, den Familien geholfen haben, meinen 
ganz herzlichen Dank sagen für die Erfüllung die-
ser schweren Aufgabe, der sie sich widmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Potthast. 

Frau Potthast (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Frau Männle, Sie haben sicher-
lich recht, daß es immer mehrere Wege zur Lösung 
eines Problems gibt. Aber lassen Sie uns doch zu-
mindest darüber eine Einigung erzielen, daß bei 



8966 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 121. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. Februar 1985 

Frau Potthast 
dem Problem Gewalt gegen Frauen immer die be-
troffene Frau selbst ihren Weg bestimmen können 
muß. 

Was die Konzeption von autonomen Frauenhäu-
sern angeht, kann ich nur sagen: Frauenhäuser ha-
ben Satzungen. Diese sind einsehbar; darüber kön-
nen Sie sich informieren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir debattieren zum zweiten Mal in dieser Legis-
laturperiode über die Finanzierung von Frauen-
häusern — das ist traurig genug —, diesmal aller-
dings auf Grund eines von meiner Fraktion, von der 
Fraktion DIE GRÜNEN, eingebrachten Entwurfs 
zur Errichtung einer Stiftung, die die Finanzierung 
von Frauenhäusern kurzfristig so lange sichern soll, 
bis die Forderung der autonomen Frauenhausträge-
rinnen nach einer bundeseinheitlichen Regelung 
über die Mischfinanzierung erfüllt wird. Denn die 
Regelfinanzierung ist — trotz aller dazu abgegebe-
nen Versprechen seitens unseres Bundesministers 
für Jugend, Familie und Gesundheit — keineswegs 
verbessert worden, sondern sie hat sich eher ver-
schlechtert, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

und das, obwohl damals — am 1. Dezember 1983 — 
von  allen Seiten dieses Hauses die Zunahme von 
Gewaltakten gegen Frauen und Kinder unbestrit-
ten blieb und obwohl damals — ich zitiere Frau 
Karwatzki; Frau Männle, Sie haben es ja heute 
selbst wieder gesagt — „die vorbildliche gesell-
schaftliche Arbeit, die geprägt ist durch Selbsthilfe 
und ehrenamtliche Tätigkeiten", von allen Seiten 
gelobt wurde. Damals wurde — zumindest verbal  — 
die  Notwendigkeit von Frauenhäusern anerkannt. 
Das haben Sie auch heute wieder getan. 

Die Empfehlungen von Herrn Geißler zur Verbes-
serung der Finanzierung von Frauenhäusern über 
die volle Ausschöpfung des Bundessozialhilfegeset-
zes werden nicht nur — und das hat inzwischen die 
Praxis gezeigt — von den zuständigen Behörden 
unterlaufen, sondern es wird zudem weiterhin ein 
gesellschaftliches Problem auf einzelne Frauen ab-
gewälzt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Frau Männle, Sie wissen ganz genau, daß nur ein-
zelne Frauen einen Rechtsanspruch auf Sozialhilfe-
leistungen haben. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Richtig!) 

Gewalt gegen Frauen — und das kann nicht häufig 
genug betont werden — ist aber kein individuelles 
Problem; 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

denn die Gewalttätigkeiten in dieser Gesellschaft 
werden nicht zuletzt hervorgerufen durch eine im-
mer inhumaner werdende Produktionsweise, durch 
Verherrlichung von Gewalt gegen Menschen, ins-
besondere Frauen und Kinder, in Videofilmen und 
anderen Medien, durch die Verbreitung von porno-
graphischen Schriften und Filmen und durch 

eine zunehmende Massenerwerbslosigkeit und um 
sich greifende Armutswelle. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Junge Menschen, die sich ineinander verlieben, 
gehen nicht das gegenseitige Versprechen auf eine 
gemeinsame Zukunft ein, wenn sie fest den Vorsatz 
hätten, einander zu quälen und zu mißhandeln, son-
dern aus dem rosaroten Himmel versprochener 
Zärtlichkeiten und Harmonie fallen sie häufig zu 
schnell in den düsteren Alltag bundesrepublikani-
scher Wirklichkeit. Schulden, Isolation, Alkohol-
probleme und Gewaltanwendung sind dann häufig 
die Folge. 

Gewalt gegen Frauen und Kinder in allen gesell-
schaftlichen Schichten ist und bleibt Ausdruck ei-
nes gesellschaftspolitischen Skandals, der durch zu-
nehmende Verarmung breiter Bevölkerungsschich-
ten nur noch anwachsen kann. Die Gesellschaft ist 
deshalb gefordert, die Verantwortung für die Linde-
rung der schlimmsten Auswüchse dieser Gewalt-
verhältnisse zu übernehmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Mit einer Finanzierung nach dem Bundessozial-
hilfegesetz wird die Problemlösung einzelnen 
Frauen übertragen, und die Existenz von Frauen-
häusern ist davon abhängig, daß immer — und Sie, 
Frau Männle, haben es vorhin schon angedeutet — 
eine gleichbleibende Anzahl von Frauen von ihren 
Männern mißhandelt wird, um die laufenden Ko-
sten der Frauenhausarbeit decken zu können. Zyni

-

scher geht es doch wohl kaum noch. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Darüber hinaus bedeuten die von Herrn Geißler 
herausgegebenen Empfehlungen — und das wissen 
Sie auch genau —, daß die Frauenhausprojekte und 
betroffenen Frauen auf Gedeih und Verderb der 
Willkür der Kostenträger und ihrer politischen Wei-
sungsbeauftragten unterworfen sind. Was das heißt, 
Frau Männle, das veranschaulicht eine Stellung-
nahme des Landkreisverbandes Bayern. Darin be-
kräftigt dieser Landkreisverband Bayern seine Auf-
fassung, wonach der ländliche Raum grundsätzlich 
die Einrichtung von Frauenhäusern nicht benötige. 
Das soziale Umfeld bedrohter Frauen bzw. die örtli-
che Gemeinschaft im ländlichen Raum böten genü-
gend Hilfsmöglichkeiten; angeführt werden dann: 
Familie, Nachbarschaft, Gemeinden als Obdachlo-
senbehörden usw. 

Präsident Dr. Jenninger: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage von Frau Abgeordneter 
Männle? 

Frau Potthast (GRÜNE): Ich habe nicht genügend 
Zeit. Es tut mir leid. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wird doch nicht 
angerechnet!) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich lasse Ihnen diese Zeit 
auf Ihre Rede nicht anrechnen. 
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Frau Potthast (GRÜNE): Ich kann Ihnen die Stel-
lungnahme zukommen lassen. 

(Frau Rönsch [CDU/CSU]: Das war doch 
eine Ausrede!) 

Präsident Dr. Jenninger: Sie wissen doch nicht, 
was die Kollegin fragen will. 

Frau Potthast (GRÜNE): Es tut mir leid. 

Präsident Dr. Jenninger: Sie lassen keine Zwi-
schenfrage zu. 

(Frau Dr. Männle [CDU/CSU]: Das spricht 
für sich! — Weiterer Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das ist schwach! — Frau Nickels 
[GRÜNE]: Gabi, du hättest die Zeit doch 

gekriegt!) 

Frau Potthast (GRÜNE): Die Tatsache, daß hier 
auf das soziale Umfeld verwiesen wird, das ange-
führt wird mit Familie, Nachbarschaft oder Ge-
meinden als Obdachlosenbehörden, bedeutet, daß 
es eine perfekte Garantie für gedemütigte Frauen 
gibt, daß ihre Situation im Dorf breitgetreten wird. 

Weiterhin heißt es in der Stellungnahme: 

Die Landkreise haben wir über diese Ergeb-
nisse unterrichtet und empfohlen, keine Ko-
stenvereinbarungen mit Frauenhäusern oder 
kreisfreien Städten abzuschließen, welche die 
gesetzlichen Kostenerstattungsmöglichkeiten 
erweitern. 

Das heißt, Herr Geißler, Ihre eigenen Empfehlun-
gen zur vollen Ausschöpfung des Bundessozialhilfe-
gesetzes werden damit gezielt unterlaufen. 

Fazit: Heute ist die Frauenhausfinanzierung un-
gesicherter denn je. Die institutionelle Förderung 
von Frauenhäusern wird sogar unter Hinweis auf 
Ihre Empfehlungen verhindert. 

(Krizsan [GRÜNE]: So ist es!) 

Unser Stiftungsgesetz bietet die Möglichkeit, kurz-
fristig die Finanzierungsmisere von Frauenhaus-
projekten zu überwinden, und zwar ohne daß Län-
der und Gemeinden finanziell belastet würden. 
Falls Sie jedoch an Ihren durch die Praxis widerleg-
ten Vorstellungen festhalten und nicht den politi-
schen Willen bekunden, eine kontinuierliche Arbeit 
von Frauenhauseinrichtungen durch eine bundes-
einheitliche Regelung zu sichern, kann ich das nur 
so interpretieren, daß Sie, allen wohltönenden Aus-
sagen zum Trotz, ganz bewußt die Arbeit von Frau-
enhäusern, insbesondere der autonomen, behindern 
wollen, und zwar weil Sie sie als Bedrohung erle-
ben. Als Bedrohung für eine von Ihnen propagierte 
Familienidylle, die Sie nicht länger aufrechterhal-
ten können. Allein die Existenz von Frauenhäusern 
ist nämlich eine Herausforderung an die verlogene 
bürgerliche Moral. Das wissen Sie ganz genau. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es ist auch eine Herausforderung an Männer, und 
zwar an alle, Ihre Sexualität und Gewaltphantasien 
einmal in Frage zu stellen, ohne sich unter dem 

Deckmäntelchen einer unerträglich gewordenen 
Familienideologie verstecken zu können. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Mit diesem Stiftungsentwurf haben Sie, Herr 
Geißler, die Gelegenheit, Ihren Anspruch — ich zi-
tiere Sie —, den Frauen in Not müsse schnell gehol-
fen werden, in die Tat umzusetzen. Wenn Sie schon 
auf 15 Milliarden DM Steuereinnahmen durch das 
Ehegattensplitting, das in der Hauptsache den rei-
chen Ehemännern von sogenannten Nur-Haus-
frauen zugute kommt, verzichten können, dann 
werden Sie wohl auch in der Lage sein, den im Ver-
gleich dazu verhältnismäßig geringen Betrag von 50 
Millionen DM aufzubringen, um die Notsituation 
mißhandelter Frauen lindern zu helfen. Sorgen Sie 
für einen ausreichenden Schutz des bereits gebore-
nen Lebens, einen Schutz für Frauen und Kinder in 
einer von vielen Männern mit Gewalttätigkeiten 
verseuchten Gesellschaft. Damit würden Sie näm-
lich den größten Beitrag auch zum Schutz des unge-
borenen Lebens leisten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Segall. 

Frau Dr. Segall (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wenn wir hier heute auf Antrag 
der Fraktion der GRÜNEN über neue Möglichkei-
ten der Finanzierung von Frauenhäusern diskutie-
ren, so will ich keineswegs von den Problemen in 
diesen Häusern ablenken, wenn ich jetzt unmittel-
bar auf die Fragen der Finanzierung eines solchen 
Projekts eingehe. Es liegt hierin keineswegs eine 
Mißachtung der zugrunde liegenden Probleme. 
Diese sind jedoch bereits von den anderen Debat-
tenrednern von allen Seiten beleuchtet worden. 

Zu der Frage der Finanzierung möchte ich hier 
klarstellen, daß wir uns erst vor gut einem Jahr mit 
den Fragen der Finanzierung von Frauenhäusern 
durch die Bundesregierung hier in diesem Hause 
befaßt haben. Damals wurde festgestellt, daß sich 
fast sämtliche Länder sowie die kommunalen Spit-
zenverbände und die Fachverbände der Sozialhilfe 
gegen eine bundesgesetzliche Regelung ausgespro-
chen haben. Da fragt man sich doch unwillkürlich: 
Wozu nun dieser erneute Versuch, eine Finanzie-
rung aus Bundesmitteln durch eine Stiftung zu er-
reichen? 

Dazu ist es sicherlich interessant, sich einmal die 
Vorstellungen der GRÜNEN genau anzusehen. Die 
Verteilung der Mittel auf die Frauenhäuser soll 
nach den Kosten der Anmietung, nach den Kosten 
der Unterhaltung und nach den Belegungskapazitä-
ten erfolgen. Besonders zu dem letzten Punkt ließen 
sich etliche Bedenken ins Feld führen. Interessant 
ist auch ein Blick in die Stiftungsordnung. Das muß 
man sich wirklich einmal auf der Zunge zergehen 
lassen. Es zeigt sich nämlich, daß weder im Stif-
tungsrat noch im Stiftungsvorstand die Geldgeber 
oder die Sozialämter auch nur die Chance einer 
paritätischen Mitbestimmung bekommen sollen. 
Nach Meinung der FDP kann der Weg jedoch nur 

heißen: Hilfe in Fällen der sozialen Not ist Aufgabe 



8968 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 121. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. Februar 1985 

Frau Dr. Segall 
der kommunalen Selbstverwaltung. Folglich sind 
die Kommunen nach dem Bundessozialhilfegesetz 
in diesen Fällen zur Hilfe verpflichtet. Das bedeutet 
in diesem Fall, daß außer den Kosten zum Unter-
halt auch Kosten für Unterkunft sowie Mietneben-
kosten und Personalkosten als Kosten der psycho-
sozialen Betreuung von den Sozialhilfeträgern zu 
übernehmen sind. Wieweit die Kommunen derar-
tige Kosten übernehmen, ist auf dem Wege der Ver-
handlung zu ermitteln. Daher sollten sich nach Mei-
nung der FDP mehr als bisher Träger der freien 
Wohlfahrtspflege und vor allem auch die kirchli-
chen Institutionen dieser Aufgabe annehmen. Sie 
haben sicherlich eine bessere Verhandlungsposi-
tion gegenüber den Sozialhilfeträgern. Ein stärke-
res Engagement dieser Institutionen wäre sicher zu 
begrüßen. 

An dieser Stelle möchte ich jedoch die Gelegen-
heit wahrnehmen und ein altes Projekt der FDP in 
Erinnerung bringen. Die FDP tritt entschieden da-
für ein, daß in diesen Fällen das Sozialamt auch den 
Ehemann bei den Kosten heranzieht. Dabei muß 
selbstverständlich sichergestellt sein, daß auf die-
sem Wege der Aufenthaltsort der Frau nicht an den 
Ehemann weitergegeben wird. Das ist für uns eine 
unabdingbare Forderung. 

Außerdem möchte die FDP noch einmal nachfra-
gen, ob nicht das Unterhaltsvorschußgesetz so ge-
ändert werden könnte, daß es auch in diesem Fall 
Anwendung fände. 

Bedingung wäre allerdings, daß erstens die Fri-
sten geändert werden und zweitens der Titelvorbe-
halt wegfällt. 

(Frau Karwatzki [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

In diesem Gesetz war vorgesehen worden, daß die 
Unterhaltsansprüche von Frauen an die Kassen ab-
getreten werden und die Frauen einen Vorschuß 
auf den zu leistenden Unterhalt bekommen. Ein sol-
ches Verfahren wäre sicherlich auch sinnvoll, wenn 
Frauen in Frauenhäusern Zuflucht suchen. Wir fin-
den diese Regelung grundsätzlich besser als die 
Zahlung von Sozialhilfe, weil sie es der Frau ermög-
licht, anders als bei der Sozialhilfe, sich durch ei-
gene Tätigkeit einen eigenen Verdienst zu schaffen, 
der ihr in diesem Fall voll erhalten bleibt. Eine sol-
che eigene Leistung lohnt sich nicht, wenn alles 
über die Sozialhilfe geht und verrechnet werden 
muß. Das bedeutet für die Frauen oft, daß für sie 
der Anfang eines Weges in die Zukunft von vorn-
herein wieder verschüttet wird. Gerade darauf 
sollte geachtet werden: daß die Zuflucht in ein Frau-
enhaus für diese Frauen die Chance für einen Neu-
beginn enthält. 

Ich halte noch einmal fest: Wenn sich die kommu-
nalen Gebietskörperschaften bei den institutionel-
len Kosten mit den Trägern der Frauenhäuser über 
eine Beteiligung an den Kosten einigen könnten 
und die Frauen über die Unterhaltsvorschußkassen 
zu ihrem Recht kämen, würden sich die Finanzie-
rungsprobleme der Frauenhäuser sicherlich we-
sentlich reduzieren lassen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile dem Herrn 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit das Wort. 

Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich kann zunächst gut 
verstehen, daß Frau Martiny-Glotz gar nichts zum 
eigentlichen Thema der heutigen Debatte gesagt 
hat, sondern von den Leitsätzen der Christlich-De-
mokratischen Union und vom Bundesparteitag der 
CDU gesprochen hat. 

(Dr. Soell [SPD]: Seien Sie doch froh, daß 
Sie ernstgenommen werden!) 

Ich erspare es mir, nun noch einmal darzustellen, 
was hier an Falschem gesagt worden ist. Ich halte 
es für eine gute Sache, wenn die größte Volkspartei 
in der Bundesrepublik Deutschland sich auf ihrem 
Bundesparteitag einen vollen Tag den frauenpoliti-
schen Themen und Problemen widmet, dazu über 
500 Frauen aus allen Bereichen des gesellschaftli-
chen und politischen Lebens einlädt und mit ihnen 
zusammen diese Leitsätze diskutiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
weiß aus den Reaktionen aus Ihren eigenen Reihen, 
daß Sie selber, die Frauen innerhalb der SPD, wis-
sen, daß Sie sich mit einer solchen Parteitagskon-
zeption in Ihrer eigenen Partei nie hätten durchset-
zen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch 
bei der SPD — Horacek [GRÜNE]: Sie wis

-

sen immer alles besser! — Berger [CDU/ 
CSU]: Sie fühlen sich schon wieder getrof

-

fen!) 

Dies wissen wir aus den Reaktionen. 

Die CDU beschäftigt sich ja nicht erst in diesem 
Jahr mit den frauenpolitischen Problemen, sondern 
— ich will Ihnen diese Information gerne geben — 
bereits im Jahre 1975 hat die Christlich-Demokrati-
sche Union ganz konkrete Vorschläge gemacht, um 
z. B. die soziale Stellung der Frau im beruflichen 
Leben zu verbessern. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Das habe ich 
am eigenen Leib gespürt, wie das aussah!) 

Damals wurde zum erstenmal die politische Forde-
rung aufgestellt, ein Unrecht zu beseitigen und für 
die Frauen, die sich für die Aufgabe in der Familie 
und für die Erziehung der Kinder entschieden ha-
ben, Zeiten in der Rentenversicherung anzuerken-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Damals ist zum erstenmal das Erziehungsgeld ge-
fordert worden. Die CDU hat nun seit etwas über 
zwei Jahren als stärkste Regierungspartei zusam-
men mit dem Bundeskanzler die Führung in der 
neuen Koalition übernommen, und diese Regierung 
hat beide Forderungen, die von der SPD in der Zeit 
ihrer Regierungsverantwortung nicht erfüllt wer-
den konnten, innerhalb der ersten zwei Jahre in die 
Tat umgesetzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Bundesminister Dr. Geißler 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, natür-

lich sind wir uns darüber einig, daß die rechtliche 
Gleichstellung der Frauen, die in den vergangenen 
Jahren und Jahrzehnten Stück für Stück erreicht 
worden ist, noch nichts darüber aussagt, wie die 
Gleichberechtigung der Frau im Lebensalltag aus-
sieht, 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Im Regie-
rungsalltag!) 

und auch nichts darüber aussagt, wie die Gleichbe-
rechtigung der Frau z. B. in den politischen Par-
teien oder im öffentlichen Dienst im Bund, in den 
Ländern und in den Gemeinden aussieht. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Zum Beispiel 
in Ihrem Ministerium!) 

Ich sage hier klar: Hier sind nach wie vor erhebli-
che Defizite vorhanden. Aber tun Sie doch nicht so, 
als ob dies auch nur um ein Haar in den Ländern 
und Kommunen anders wäre, in denen die Sozialde-
mokraten die Regierungsverantwortung haben. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Ganz im Gegen-
teil!) 

— Ganz im Gegenteil. Dieses Problem ist natürlich 
ein ganz allgemeines. Ich will nachher auf diese 
Punkte zurückkommen. 

Was die Realisierung der Gleichberechtigung der 
Frau angeht: Meine Vorgängerin im Amt, Frau Hu-
ber, ist hier unter uns; sie kann mir dies vielleicht 
bestätigen. 

(Frau Huber [SPD]: Sie denkt gar nicht 
daran! — Heiterkeit bei der SPD) 

— Sie wissen doch gar nicht, was ich sage. Ich 
wollte Sie nachher ausnahmsweise einmal loben. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Frau 
Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Selbst Ihr Lob 

ist vergiftet!) 

Wenn sie das jetzt schon im vorhinein, mit der par-
teipolitischen Brille versehen, zurückweisen, ist das 
Ihre Sache. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Alles Pro-
paganda!) 

Wir haben ja hier ein spezielles Thema zu erör-
tern, nämlich die Finanzierung der Frauenhäuser. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Sagen Sie ein-
mal etwas zu den Ursachen der Gewalt der 

Männer!) 

Frau Potthast, das Bild einer nahezu muslimischen 
Landschaft der Bundesrepublik Deutschland, das 
Sie gezeichnet haben, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

finde ich nun etwas übertrieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich weiß auch nicht, ob die Mehrzahl der modernen 
jungen Frauen dies so sieht. Ich würde Sie aber auf 
jeden Fall bitten, daß Sie, wenn Sie hier aus Be-
schlüssen des bayerischen Landkreistags zitieren, 
gleichzeitig das Datum angeben. Das, was der Land-
kreistag hier von sich gegeben hat und was Sie hier 

vorgelesen haben, ist allerdings richtig. Aber dies 
ist vom bayerischen Landkreistag gesagt worden, 
bevor unter meinem Vorsitz mit den kommunalen 
Spitzenverbänden und den Ländern eine Regelung 
über die Finanzierung der Frauenhäuser gefunden 
worden ist. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Frau Potthast? 

Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Es wird ja Gott sei Dank nicht von 
der Zeit abgezogen, wie ich gehört habe, Herr Präsi-
dent. Bitte schön. 

Frau Potthast (GRÜNE): Herr Geißler, sind Sie 
bereit zur Kenntnis zu nehmen, daß diese Stellung-
nahme nach Ihrem Spitzengespräch, also nach Ih-
ren Empfehlungen, abgegeben wurde, und zwar am 
30. Juli 1984? 

(Krizsan [GRÜNE]: Das weiß er nicht!) 

Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Verehrte Frau Potthast, ich nehme 
das gern zur Kenntnis. Dann gibt es offensichtlich 
zwei Erklärungen des bayerischen Landkreistags. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN — 
Horacek [GRÜNE]: Der hat immer eine 

Ausrede parat!) 

Mir geht es darum: 

(Frau Däubler-Gmelin [SPD]: Geißler hat 
immer recht!) 

Wenn der bayerische Landkreistag nach unserer 
Vereinbarung eine solche Erklärung abgegeben hat, 
die ich nicht kenne — ich nehme dies gern zur 
Kenntnis —, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das 
bringt Sie sofort durcheinander!) 

dann können Sie sich fest darauf verlassen, daß ich 
den bayerischen Landkreistag an das erinnern wer-
de, was wir damals vereinbart haben. Insofern hat 
die Debatte hinsichtlich dieser Information durch-
aus einen Sinn gehabt. Warum soll in einer Parla-
mentsdebatte nicht einmal ein solcher Informa-
tionsaustausch mit dem entsprechenden Ergebnis 
zustande kommen, wie ich es gerade angekündigt 
habe? 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Professor Jannsen? 

Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Unter den genannten Bedingun-
gen, Herr Präsident, sehr gern. Bitte schön. 

Dr. Jannsen (GRÜNE): Herr Minister, habe ich Sie 
richtig verstanden und würden Sie mir bitte erläu-
tern, was Sie meinten, als Sie eben von „muslimi-
schen" Zuständen sprachen? 

(Berger [CDU/CSU]: Khomeini!) 
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Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Ja, das kann ich Ihnen gern erläu-
tern. Frau Potthast hat hier eine Darstellung der 
psychologischen Situation junger Frauen gegeben, 
was die Gewaltfrage anlangt. Ich leugne die Pro-
bleme überhaupt nicht. Ganz im Gegenteil, ich habe 
als erster Bundesminister eine internationale 
Fachtagung über das Thema „Gewalt gegen Frau-
en" organisiert 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Vollmer [GRÜ-
NE]) 

und habe auf diese Probleme bundesweit aufmerk-
sam gemacht. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist 
doch gar nicht wahr! Immer diese Arro-

ganz!) 

Dieses Thema ist außerordentlich ernst. Frau Pott-
hast, wenn Sie sagen — was ich durchaus für rich-
tig halte —, daß ein entscheidender Punkt darin 
besteht, daß z. B. junge Leute nicht zu Gewalthand-
lungen gerade gegenüber Schwächeren — und 
Frauen gehören nun einmal in der Regel physisch 
durchaus zu den Schwächeren in unserer Gesell-
schaft — verleitet werden sollen, dann stimme ich 
Ihnen ja zu. Aber wenn Sie hier so etwas sagen, 
dann gebietet es die Fairneß eigentlich auch, zu 
erwähnen, daß wir — nicht die Sozialdemokraten; 
damit haben Sie überhaupt nichts zu tun — zum 
erstenmal in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland die Herstellung, die Verbreitung und 
die Einfuhr von Video-Filmen verboten haben, die 
grausame, bestialische Inhalte haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Dieses Gesetz ist gestern im Bundesrat verabschie-
det worden. Wir haben ja — was den Jugendschutz 
anbelangt — eine Situation vorgefunden, die darin 
bestand, daß diese Probleme ungelöst waren. Unge-
löst war vor zwei Jahren ja auch das Problem der 
Finanzierung der Frauenhäuser. 

(Frau Potthast [GRÜNE]: Herr Geißler, das 
ist immer noch so!) 

Die körperliche und seelische Mißhandlung von 
Frauen ist über lange Jahre hindurch bagatellisiert 
und auch verschwiegen worden. 

Wenn wir mit diesem Problem besser fertigwer-
den wollen, brauchen wir z. B. gezielte Fortbil-
dungsmaßnahmen für die Justiz, für die Verwal-
tung, für die Polizei und die Ärzteschaft. Das sind 
ganz entscheidende Fragen. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das ma-
chen doch die Länder schon lange! Das wis-

sen Sie doch ganz genau!) 

Das sind alles Probleme, die man nicht ausschließ-
lich und allein gesetzlich regeln kann, sondern bei 
denen es darauf ankommt — dazu will ich nachher 
noch etwas sagen —, daß sich das Bewußtsein der 
Leute ändert, die mit diesen schwerwiegenden Pro-
blemen z. B. in der Justiz und der Verwaltung zu 
tun haben. Sie können Bewußtseinsänderung vor 
allem auch durch Information erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben die Ergebnisse dieser Fachtagung an 
alle Länder, an alle Justizverwaltungen, an alle poli-
zeilichen Dienststellen, an alle Kommunen ver-
schickt. Diese Tagung ist ja auch von führenden 
Vertretern der Polizei und der Justiz besucht wor-
den. 

Ich trete dafür ein, daß wir z. B. bei Strafprozes-
sen, bei denen es um die strafrechtliche Behand-
lung der Vergewaltigung und anderer Sexualdelikte 
geht, einen verbesserten Schutz zugunsten der 
Frauen bekommen und daß wir die Möglichkeiten 
des geltenden Rechts, z. B. die Öffentlichkeit auszu-
schließen, im Interesse der Betroffenen großzügiger 
anwenden. Ausschluß der Öffentlichkeit sollte kein 
absoluter Revisionsgrund mehr sein. Ich bin auch 
der Meinung, daß die betroffenen Frauen die Mög-
lichkeit nutzen können sollten, als Nebenklägerin-
nen aufzutreten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich begrüße es, daß der Bundesjustizminister zur 
Zeit dabei ist, entsprechende Referentenentwürfe 
vorzubereiten. Ich halte das für eine gute Sache. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau 
Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Es liegt schon 

lange ein Gesetzentwurf vor!) 

Auch dies ist ja bis zu unserem Regierungsantritt 
nicht geregelt gewesen. 
Jetzt komme ich zu den Frauenhäusern. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Frau Dr. Däubler-Gmelin? 

Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Nein, jetzt darf ich vielleicht meine 
Rede zu Ende führen, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das wäre 
die dritte Unwahrheit in Ihrer heutigen 

Rede gewesen!) 

weil ich sehe, daß ich sonst mit meinen Ausführun-
gen nicht mehr zu Ende komme. 

Ich habe das Problem der Finanzierung der 
Frauenhäuser vorgefunden, aber im Zustande einer 
Null-Lösung. Es war nichts da. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: So ist es!) 

Eine der ersten Entscheidungen, die ich getroffen 
habe, war, daß ich eine Vereinbarung mit den Län-
dern und den kommunalen Spitzenverbänden an-
gestrebt habe, selbstverständlich unter Beachtung 
der verfassungsrechtlichen Vorschriften, was 
Mischverwaltung und Mischfinanzierung anbe-
langt, Vorschriften, die ja eingehalten werden müs-
sen und die der Entwurf der GRÜNEN souverän 
mißachtet. 
Wir haben in diesen Vereinbarungen erreicht — 

ich darf das dem Hohen Hause noch einmal zur 
Kenntnis geben —, daß nach § 22 Abs. 1 Satz 2 Bun-
dessozialhilfegesetz laufende Leistungen zum Le-
bensunterhalt abweichend von den Regelsätzen zu 
bemessen sind, soweit dies nach der Besonderheit 
des Einzelfalles geboten ist. Die Aufnahme einer 
hilfesuchenden Frau in ein Frauenhaus ist ein sol- 
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cher Einzelfall. Das ist übereinstimmend so verein-
bart worden. Die Regelsätze können so gestaltet 
werden, daß mit Hilfe einer extensiven Auslegung 
— so wie wir das vereinbart haben — auch die lau-
fenden Kosten der Frauenhäuser finanziert werden 
können. 

Darüber hinaus müssen auch die Kosten der Un-
terkunft einschließlich der üblichen Nebenkosten 
übernommen werden. Das gleiche gilt für die Ko-
sten der Betreuung der Frauen und ihrer Kinder, 
die als Kosten persönlicher Hilfe in angemessenem 
Umfang ebenfalls anzuerkennen sind. 

Wir haben dann noch eine andere Möglichkeit 
der Finanzierung gefunden, nämlich den Abschluß 
einer Vereinbarung zwischen dem Träger des Frau-
enhauses und dem Sozialhilfeträger, denn Frauen-
häuser sind auch Einrichtungen im Sinne des § 93 
Abs. 2 Bundessozialhilfegesetz. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Dies ist ein umfassendes und gutes Konzept für 
die Finanzierung der Frauenhäuser, die in der Re-
gel auch funktioniert. Damit wir eine Kontrolle ha-
ben, haben wir bei allen Frauenhäusern eine Um-
frage gestartet. Der Rücklauf ist im Gange. Es ist 
ganz klar: Wenn sich herausstellen sollte, daß sich 
in der einen oder anderen Region die betreffenden 
kommunalen Verbände — oder wer sonst davon be-
troffen ist — an diese Vereinbarung, der alle zuge-
stimmt haben, nicht halten, dann werden wir selbst-
verständlich von seiten der Bundesregierung nach-
stoßen und dafür sorgen, daß diese Vereinbarung 
eingehalten wird. Frau Segall, es ist auch festgelegt 
und ausdrücklich gesagt worden, daß selbstver-
ständlich die Sozialbehörde nicht beim Ehemann 
Rückgriff nehmen sollte, zumindest nicht in den 
ersten vier Wochen, weil dies zu ganz unerträgli-
chen Entwicklungen auch im Verhältnis der hilfe-
suchenden Frau zu dem Ehemann, der dann mög-
licherweise der Frau nachforscht usw., führen 
würde. 

Dies alles haben wir also geregelt, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, und deswegen stößt 
der Gesetzesantrag der GRÜNEN ins Leere. Ich will 
dies hier in aller Klarheit sagen. Er ist überflüssig, 
weil das Problem der Finanzierung der Frauenhäu-
ser durch die von mir dargestellte Regelung befrie-
digend gelöst ist. 

(Abg. Frau Potthast [GRÜNE] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

Präsident Dr. Jenninger: Frau Kollegin, der Redner 
hat gesagt, daß er keine Zwischenfragen mehr zu-
läßt. 

Dr. Geißler, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Ja, keine Zwischenfragen mehr! 

Nun will ich noch einmal auf das zurückkommen, 
was Frau Martiny-Glotz gesagt hat. Frau Martiny-
Glotz hat sich am Anfang an alle Frauen gewendet, 
von den jungen bis zu den älteren. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das darf 
sie nicht?) 

— Das darf sie durchaus tun, 

(Lachen bei der SPD — Frau Dr. Däubler

-

Gmelin [SPD]: Tatsächlich?) 

und ich halte das auch für absolut richtig. Aber ich 
wende mich in dieser Debatte über die Frauenpoli-
tik zunächst einmal an die Männer; 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: An sich 
selber!) 

denn es kann j a wohl nicht so sein, daß die Ver-
wirklichung von Partnerschaft und Chancengleich-
heit etwa allein eine Sache der Frauen wäre, 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Schlagen Sie 
sich doch endlich einmal an Ihre eigene 
Brust! — Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: 

Tun Sie doch einmal selber etwas!) 

als wären sie es, die Defizite aufholen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Frauen müssen doch keine Defizite aufholen! 

(Demonstrative Zustimmung bei Abgeord

-

neten der GRÜNEN) 

Solche Defizite aufholen müssen die Männer. Es 
geht in Wirklichkeit um die Männer, denn viele von 
ihnen haben noch nicht erkannt, daß sie nicht nur 
ihr Bewußtsein, sondern auch ihr Verhalten ändern 
müssen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der  CDU/ 
CSU — Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Herr 
Geißler, Sie sind auf diesem Gebiet wirk

-

lich ein Spätberufener!) 

Ich sage Ihnen das eine: Schauen Sie doch bitte 
nicht immer auf andere Parteien. Das, was ich hier 
gesagt habe, gilt für meine Partei, gilt für alle, die 
betroffen sind, gilt aber genauso für die Sozialde-
mokraten und gilt für alle, die politische Verantwor-
tung tragen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU — Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: 

Gilt vor allen Dingen für Sie!) 

Es ist ganz klar — deswegen sage ich dies an die 
Adresse der Männer —, daß es von einer Gesell-
schaft Abschied zu nehmen gilt, in der die Männer 
dominieren. Ich sage ausdrücklich, daß es überhol-
tem Denken entspricht, Frauen oder Männer auf 
bestimmte Rollen festlegen zu wollen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Es ist auch Ausdruck überholten Denkens, die Auf-
gaben der Frauen auf die der Mutter und Hausfrau 
und die des Mannes auf die der Berufstätigkeit be-
schränken zu wollen. Dies alles ist überholtes Den-
ken, und genau so wird es von der überwiegenden 
Mehrzahl der Frauen gesehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nur ist es der Fehler der Sozialisten und der Sozi-
aldemokraten, daß sie den Wert der Frau einseitig 
von der Berufstätigkeit abhängig machen wollen. 

(Zuruf von der SPD: Stimmt j a überhaupt 
nicht!) 
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Die meisten modernen jungen Frauen haben diese 
Ideologie, aber auch — das möchte ich hinzufügen 
— die Stufe eines aggressiven Feminismus längst 
überwunden. Die modernen jungen Frauen wissen, 
was sie wollen, nämlich nach Möglichkeit beides — 
Beruf und Familie — miteinander verbinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist 
das, was heute im Interesse der jungen Frauen und 
überhaupt aller Frauen liegt. Sie, meine Damen und 
Herren, hinken hinterher, wie auch viele Männer 
hinter dem herhinken, 

(Krizsan [GRÜNE]: Wie Herr Geißler!) 

was die Frauen wollen. Die Frauen und die mo-
derne Frauenbewegung brauchen nun wirklich 
keine selbsternannten feministischen Artikula-
tionsprofis, 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

die den Leuten vorschreiben, was sie zu wollen ha-
ben. 

Das Leitbild für immer mehr junge Menschen, 
Jungen und Mädchen, ist eben nicht der Mann als 
Pascha, der sich als Supermann gebärdet, aber auch 
nicht der Softi, der die Frau als Vormund braucht, 
das auch nicht! 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
— Zuruf von der CDU/CSU: Softi ist 

passé!) 

Leitbild ist aber für die Frauen auch nicht die 
Emanze, die den Mann als Fehlkonstruktion der 
Natur ansieht 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

— mit Sicherheit nicht —, aber auch nicht das 
Heimchen, das Angst vor der eigenen Selbständig-
keit hat. 

Gegen solche überholten Vorstellungen setzen 
wir etwas anderes, nämlich die Idee der Partner-
schaft, einer neuen Partnerschaft, nach der sich 
Mann und Frau gegenseitig in ihrem Eigenwert an-
erkennen, füreinander verantwortlich sind und ihre 
Aufgaben innerhalb und außerhalb der Familie 
gleichberechtigt vereinbaren. 

Dies alles wäre nicht möglich gewesen ohne die 
Frauenbewegung in den letzten 100 Jahren, die die 
rechtliche und soziale Gleichstellung der Frau — 
zumindest im rechtlichen Bereich — durchgesetzt 
hat. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]) 

Frauen haben neue Themen und Konzepte in die 
politische Diskussion eingeführt und auf Fehlent-
wicklungen unserer Gesellschaft aufmerksam ge-
macht. 

(Frau Dr. Wex [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Frauenverbände und auch feministische Gruppen 
haben das Bewußtsein für die Selbstbestimmung 
der Frau und ihre Leistungen in der Gesellschaft 
hervorgehoben und wichtige Anstöße für Politik  

und Wissenschaft gegeben. Deswegen finden alle 
die Frauen, die nicht zurückschauen, sondern dafür 
eintreten, daß im Lebensalltag das realisiert wird, 
was rechtlich bereits beschlossen ist, unsere Unter-
stützung. Sie können sich darauf verlassen, daß wir 
uns dort, wo Defizite im Bewußtsein vorhanden 
sind — auch bei den Männern, die zu uns gehö-
ren —, dafür einsetzen, daß diese Defizite abgebaut 
werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist 
natürlich klar, daß die Gleichberechtigung von 
Mann und Frau, diese neue Partnerschaft, von der 
Politik mit realisiert werden muß. Sie wird nur ge-
lingen, wenn sie von den Menschen selber und den 
gesellschaftlichen Gruppen getragen und gefördert 
wird. Aber das, was die Politik macht, ist von ent-
scheidender Bedeutung. Die Verwirklichung der 
Gleichberechtigung ist ein verfassungspolitischer 
Auftrag. 

Ich möchte etwas zu dem sagen, was die Bundes-
regierung in den vergangenen zwei Jahren getan 
hat. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist 
geltendes Verfassungsrecht, Herr Mini

- ster!) 

Ich sage es ganz kurz, weil hier einfach die Unwahr-
heit gesagt wurde. Wir können in zwei Jahren nicht 
all das machen, was Sie in 13 Jahren für die Frau 
nicht getan haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Bilanz machen wir einmal miteinander auf, 
was in den 13 Jahren unter Ihrer Federführung und 
unter Ihrer politischen Verantwortung für die 
Frauen erreicht wurde. Ich kann mir darüber ein 
Urteil erlauben. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Bei Ih

-

nen geht es doch nach rückwärts, und zwar 
so schnell, daß man gar nicht nach

-

kommt!) 

Die Bundesregierung hat folgendes getan. Er-
stens. In den allgemeinbildenden und weiterführen-
den Schulen sind die Mädchen nicht mehr benach-
teiligt, aber in der beruflichen Bildung. Die Bundes-
regierung hat neben den Maßnahmen des Hand-
werks, des Handels und der Industrie die Zahl der 
Ausbildungsplätze im eigenen Bereich erhöht — 
der  Kollege Waffenschmidt wird darauf noch kom-
men — und sowohl 1983 als auch 1984 in den Aus-
bildungsprogrammen Mädchen besonders geför-
dert. Diese Programme sind zu mehr als zwei Drit-
teln Mädchen zugute gekommen. 

Zweitens. Die Modellprogramme der Bundesre-
gierung zur Erschließung gewerblich-technischer 
Berufe haben inzwischen eine erfreuliche Signal-
wirkung. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Däubler-Gmelin 
[SPD]) 

Ich will nebenbei sagen, daß wir alle auffordern, in 
den Schulen, und zwar in möglichst allen Schulfor-
men, Betriebspraktika in den Unterricht zu inte-
grieren. 
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Drittens. Im Entwurf des Beschäftigungsförde-

rungsgesetzes hat die Bundesregierung vorgesehen, 
daß für kleine und mittlere Betriebe auch die Ko-
sten des Mutterschutzes über die Ausgleichskasse 
finanziert werden können. 

Viertens. Die Bundesregierung wird auch das Be-
nachteiligungsverbot des § 611 a BGB zugunsten 
der Frauen verschärfen. Dies nützt den Frauen viel 
mehr als ein allgemeines Antidiskriminierungsge-
setz, das mit allgemeinen Formulierungen auf dem 
Papier steht. Wir wollen, daß § 611 a BGB mit dem 
Ziel verändert wird, daß einer diskriminierten Be-
werberin ein höherer Schadenersatz zuerkannt 
wird, als dies bisher der Fall ist. Davon haben die 
Frauen etwas, nicht von allgemeinen Formulierun-
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Fünftens. Ab dem nächsten Januar wird das bis-
herige Zweiklassenrecht für Frauen beseitigt und 
ein Erziehungsgeld in Höhe von 600 DM monatlich 
zunächst für zehn Monate und ab 1988 für ein volles 
Jahr eingeführt. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Däubler-Gmelin 
[SPD]) 

Der Versicherungsschutz muß erhalten bleiben, ge

-

nauso, wie wir uns für die Arbeitsplatzgarantie 
während der vollen Zeit des Erziehungsgelds 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau 
Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Woher bekom-

men sie die Arbeitsplatzgarantie?) 

Sechstens. Die soziale Sicherung für Frauen ist 
entscheidend verbessert worden. Die Wartezeit in 
der Rentenversicherung wurde auf fünf Jahre redu-
ziert. Das bedeutet, daß Millionen von jungen 
Frauen heute mit einem eigenen Rentenanspruch 
in die Ehe und in die Familie gehen können, 

(Frau Potthast [GRÜNE]: Hundert Mark!) 

auf dem sie später, wenn sie wieder in das Erwerbs-
leben zurückgehen, aufbauen können. 

(Zurufe von der SPD) 

— Meine sehr verehrten Damen und Herren, dies 
sind die Fakten. Ich teile hier Fakten mit und nicht 
pauschale, allgemeine Anschuldigungen, bei denen 
kein realer Hintergrund vorhanden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf der Abg. 
Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]) 

Siebtens. Zum erstenmal in der Rentengeschichte 
wird ab 1. Januar 1986 die Anerkennung von Erzie-
hungszeiten in der Rentenversicherung eingeführt 
werden. Dies ist ein ganz großer, entscheidender 
und qualitativ neuer Schritt für die Gleichberechti-
gung der Frauen. 

(Zuruf der Abg. Frau Blunck [SPD]) 

Wenn Sie sagen, die älteren Frauen würden da-
von nicht betroffen, dann stimmt dies. Wir sind ehr-
lich genug, zu sagen, daß wir es nicht finanzieren 
können. Wenn Sie sagen, daß Sie es finanzieren 
können, dann muß ich leider sagen, dann sind Sie  

eine Partei der Täuschung und der falschen Ver-
sprechungen, die Sie nicht einhalten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Damit es einmal klar ist: Der Gesetzentwurf der 
SPD aus dem Jahre 1972 über das Babygeld hat das 
Babygeld auch nur für die sogenannten Zugangs-
renten vorgesehen. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, das ist eine unehrliche Argumentation, 
die Sie hier vortragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf der Abg. 
Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD] — Zurufe 

von der CDU/CSU) 

— Das ist nichts Neues, das wiederholt sich stän-
dig. 

Achtens. Durch das Familienpaket der Bundes-
regierung werden die Familien ab 1. Januar 1986 
10 Milliarden DM mehr erhalten. Dies ist eine ent-
scheidende Verbesserung des Familienlastenaus-
gleichs, eine Verbesserung, die vor allem unseren 
Frauen zugute kommt, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sie ha-
ben Ihnen viel mehr genommen in den 

letzten Jahren!) 

darunter die Erhöhung der Kinderfreibeträge, An-
hebung des Grundfreibetrages, das Baukindergeld, 
eine Erhöhung des Kindergeldes um 46 DM pro 
Kind für einkommensschwache Familien: bisher 
einmalig in der Geschichte der Familienpolitik. Be-
reits seit Januar dieses Jahres gibt es wieder Kin-
dergeld für arbeitslose Jugendliche, etwas, was Sie 
abgeschafft hatten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bin immer noch bei dem Thema: „Was hat die 
Bundesregierung für die Frauen getan?" Die Frage 
ist gestellt worden. Ich mache noch eine Weile wei-
ter. 

Neuntens. Die Lage der Alleinerziehenden wurde 
verbessert. Sie können Betreuungskosten bis zur 
Höhe von 4 000 DM für das erste Kind und 2 000 DM 
für das zweite und jedes weitere Kind als außerge-
wöhnliche Belastung bei der Lohn- und Einkom-
mensteuer geltend machen. Alleinstehende sind 
überwiegend Frauen. Ohne Nachweis können pau-
schal 480 Mark je Kind abgezogen werden. Die Re-
gelung der Kinderbetreuungskosten wird ab 1. Ja-
nuar 1986 auch auf Ehegatten mit Kindern ausge-
dehnt, wenn mindestens einer von ihnen an einer 
Behinderung oder länger andauernden Krankheit 
leidet. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sie ha

-

ben doch viel mehr gestrichen!) 

Ich werde mich im übrigen dafür einsetzen, um 
dies hier auch klar zu sagen — dies entspricht dem, 
was der Bundesvorstand der CDU am Montag be-
schlossen hat —, daß der Zeitraum für das Erzie-
hungsgeld in der Zukunft stufenweise verlängert 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Ich fordere alle Bundesländer auf, ebenso wie Ba-
den-Württemberg, Niedersachsen und Berlin ein 
Familien- oder Babygeld einzuführen. Warum sol-
len in Nordrhein-Westfalen, in Hamburg, in Hessen 
solche Entscheidungen nicht getroffen werden, 
wenn man nicht Sprüche klopfen, sondern etwas 
für junge Familien tun will! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann soll man auch auf der Länderebene ein Baby-
geld und Familiengeld einführen und es zweitens 
wie Baden-Württemberg machen, nämlich ab 1. Ja-
nuar 1986, nachdem das Bundeserziehungsgeld für 
das erste Jahr vorhanden ist, das Landesfamilien-
geld für das zweite Lebensjahr des Kindes einset-
zen — eine großartige Regelung. 

Zehntens. Die Bundesregierung hat im Gesetz-
entwurf zur Förderung der Beschäftigung die Teil-
zeitarbeit aufgewertet und zu einer sozial aner-
kannten und rechtlich gesicherten Arbeitsform ge-
macht. Die Sozialdemokraten lehnen das ab, Teile 
der Gewerkschaften lehnen so etwas ab. Sie sagen, 
Teilzeitarbeit sei etwas Minderwertiges. Das schrei-
ben Sie offenbar den Leuten vor. 50% der erwerbs-
tätigen Mütter wollen keinen Vollzeitarbeitsplatz, 
sondern einen Teilzeitarbeitsplatz. Ich bin der Mei-
nung, die Politik hat sich nach den Interessen der 
Menschen zu richten und hat nicht die Aufgabe, den 
Leuten vorzuschreiben, was sie zu wollen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen sind wir auch der Meinung, daß Ar-
beitszeiten und Arbeitsabläufe so flexibel zu gestal-
ten sind — das ist ebenfalls eine Möglichkeit, die 
sich durch die moderne Entwicklung eröffnet —, 
daß Väter und Mütter die Arbeit in Beruf und Fami-
lie besser vereinbaren können. Der öffentliche 
Dienst muß hier eine Vorbildfunktion ausüben. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Wo ist sie 
denn?) 

Ich gebe zu, daß dies eine wichtige Aufgabe ist, die 
noch nicht überall erfüllt ist. Das ist gar keine Fra-
ge, aber wir sehen dieses Problem, auch was Teil-
zeitarbeit und die Zeitverträge anbelangt. Nur, wer 
Arbeitsplatzteilung, mehr Teilzeitarbeitsplätze, 
Zeitverträge in einer modernen industriellen Ent-
wicklung ablehnt, wie das die Sozialdemokraten 
und die GRÜNEN tun, also Entwicklungen, die den 
Wünschen der Menschen im wesentlichen entspre-
chen, der will eben Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer in den Käfig erstarrter Kollektivregelun-
gen einsperren. Die SPD steht hier wie auch an-
derswo wie ein Dinosaurier in der Landschaft einer 
sich verändernden modernen Arbeitswelt. 

Elftens. Ich halte Frauenförderungspläne im öf-
fentlichen Dienst ebenso wie in den öffentlich

-

rechtlichen Medien und in der Wirtschaft für not-
wendig. Frauenförderungspläne sollen in Zusam-
menarbeit von Geschäftsleitung und Betriebsrat er-
arbeitet werden und verbindliche Ziele und Maß-
nahmen für die Frauenförderung festlegen. Ich bin 
auch der Auffassung, daß damit eine Berichtspflicht  

verbunden werden sollte. Auch hier haben wir noch 
viel zu tun. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Machen 
Sie es doch!) 

Aber ich darf darauf aufmerksam machen — das 
ist das, was ich als Lob aussprechen wollte —: In 
meinem Ministerium verfahren wir nach diesen 
Leitlinien. 25 % der Plätze im gehobenen und höhe-
ren Dienst sind in meinem Ministerium bereits mit 
Frauen besetzt. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das ha

-

ben Sie doch nicht gemacht!) 

Das ist nicht das Ergebnis der letzten zwei Jahre, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Also!) 

das ist auch das Ergebnis des Einsatzes meiner 
Vorgängerinnen, z. B. von Frau Huber. Das war das, 
was ich als Lob zu Frau Huber sagen wollte. Ich 
glaube, daß sie das Lob akzeptiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich will Sie noch darüber informieren — wir re-
den j a über konkrete Dinge —: Am kommenden 
Dienstag wird in meinem Ministerium ein Work-
shop mit Vertretern von 25 Großbetrieben stattfin-
den, die wir eingeladen haben, die mit uns gemein-
sam Frauenförderungsmaßnahmen entwickelt ha-
ben. Die praktischen Schritte werden in einem Leit-
faden zusammengefaßt. Ich begrüße es ausdrück-
lich, daß z. B. Rheinland-Pfalz solche Leitlinien be-
reits verabschiedet und auch für den Bereich des 
öffentlichen Dienstes verbindlich gemacht hat. 

Es wäre außerordentlich gut, wenn wir heute 
noch über die Frage der Technologie miteinander 
sprechen könnten. Ich will darauf verzichten, weil 
darüber in den letzten Tagen ausreichend geredet 
worden ist, auch in dem Hearing, das die Christlich 
Demokratische Union über Technologien und Frau-
enarbeitsplätze durchgeführt hat. Ich bin auf jeden 
Fall der Auffassung — das wollte ich den GRÜNEN 
sagen —, daß man diese Arbeitsplätze nicht einfach 
abwerten und mit den Heimarbeitsplätzen früherer 
Zeiten vergleichen darf. Es kommt vielmehr ent-
scheidend darauf an, wie diese Arbeitsplätze ausge-
staltet sind und wie der rechtliche Status der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer geregelt ist. 
Die Techniken geben jedenfalls die Möglichkeit, 
solche Arbeitsplätze jeweils für mehrere Arbeitneh-
mer vorzusehen, so daß die befürchtete Isolierung 
vermieden wird. Eine Untersuchung des Landes Ba-
den-Württemberg zeigt, wie die Arbeitsverhältnisse 
der externen Arbeitnehmer rechtlich befriedigend 
geregelt werden. Die Tarifpartner können das ja 
auf breiter Basis auch so realisieren. 

Das waren elf konkrete Punkte, konkrete Be-
schlüsse, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Alles 
falsch!) 

die die Bundesregierung gefaßt hat, die zum Teil 
schon durch die Mehrheit von CDU/CSU und FDP 
in die Wirklichkeit umgesetzt worden sind. Daß in 
den vergangenen zwei Jahren für die Frauen ent-
scheidende Verbesserungen erreicht worden sind, 
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Bundesminister Dr. Geißler 
ergibt sich aus diesen Fakten. Deswegen — davon 
bin ich überzeugt — wird es auch in Zukunft so 
sein, wie es in den letzten Jahren war: Die Frauen 
werden in ihrer überwiegenden Mehrheit — so ist 
es bei der Bundestagswahl 1983 gewesen — den 
Parteien ihre Stimme geben, die in der Praxis auch 
etwas für sie tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Schmidt (Nürnberg). 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Liebe Kollegen! 
Liebe Kolleginnen! Meine sehr geehrten Herren 
und Damen! Ich muß sagen: Ach, Herr Geißler, es 
tut mir wirklich weh. Kommen wir doch einmal zu 
den Fakten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Alles Beschlüs-
se, keine Propaganda! — Pfeffermann 
[CDU/CSU]: Eine Erfolgsbilanz war das!) 

Sie haben heute wieder einmal eine wunderhüb-
sche Propagandarede als Generalsekretär gehalten 
und sind eben nicht auf die Fakten eingegangen. Es 
scheint ja wohl irgend etwas nicht ganz zu stim-
men, wenn die Frau Kollegin Wex sagt, die Frauen 
würden Ihnen wegrennen und ihr deutlicher Vor-
sprung sei zusammengeschmolzen. 

Wenn man sieht, was Sie uns als Fakten verkau-
fen, muß man sagen: Die großen Neuerungen sind 
noch nicht Wirklichkeit. Das gilt für das Erzie-
hungsgeld, für das Sie noch keine Arbeitsplatzga-
rantie haben, für ein Babyjahr, das für uns so nie-
mals akzeptabel gewesen wäre, weil wir nicht bereit 
sind, eine Generation vollkommen auszuschließen, 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das haben Sie doch 1972 beschlos-

sen!) 

für die Kürzung der Erwerbsunfähigkeitsrente, des 
Mutterschaftsurlaubsgeldes und den BAföG-Kahl-
schlag, und als jüngste Unverschämtheit, Herr 
Geißler, der Versuch, der gestern im Bundes-
rat — — 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Wer hat denn 
die Rentenkassen leer gemacht?) 

— Ach, Herr Pfeffermann, jetzt seien Sie doch mal 
ruhig. 

(Beifall bei der SPD — Pfeffermann [CDU/ 
CSU]: Wo ist Ihr Babyjahr in der Praxis! 
Wer hat die Rentenkassen leergemacht?) 

Ich sage Ihnen: Die klugen Frauen haben Millionen 
geborener Feinde, das sind die dummen Männer. 
Sie können sich den Schuh gerne anziehen. 

(Lachen und Beifall bei der SPD und den 
GRÜNEN) 

Die jüngste Unverschämtheit, Herr Geißler, ist 
der gestern im Bundesrat gescheiterte Versuch, ge-
gen den erklärten Willen aller Fraktionen dieses 
Hauses die Grenze für den BAföG-Bezug auf 27 
Jahre herunterzusetzen. Die Leidtragenden wären 
wieder die Frauen gewesen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Deshalb rennen Ihnen die Frauen weg, weil sie die 
Männerpolitik, die Sie verkörpern, Herr Geißler, 
endlich und auf alle Zeiten satt haben, eine Politik, 
die als wichtigsten Körperteil den Ellenbogen und 
den Mund hat, 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Man hört es!) 

kaum den Kopf braucht, nie die Ohren und über-
haupt niemals das Herz. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Meine sehr geehrten Herren und Damen, ich 
möchte noch einmal zu dem Thema Frauenhaus 
kommen. Es wäre sicherlich falsch, dieses Thema 
nur unter Finanzierungsaspekten zu diskutieren. 
Aber über die Zeit der Konzeptdiskussionen, Frau 
Männle, sind wir hinaus; es besteht Handlungsbe-
darf. Es besteht Handlungsbedarf für die Woh-
nungssuche von Frauen und Kindern, die Alleinste-
hende und Sozialhilfeempfängerinnen sind. Es gibt 
Handlungsbedarf für Frauen, die selbst oder deren 
Kinder mißhandelt wurden und die das Recht ha-
ben müssen, Ehemann oder Freund nicht wieder in 
der Wohnung aufzunehmen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Gewalt gegen Frauen und Kinder hat Ursachen, die 
bekämpft werden müssen und können, die u. a. in 
der hohen Arbeitslosigkeit, im Abdrängen von 
Langzeitarbeitslosen in die Sozialhilfe — das haben 
Sie zu verantworten —, in unzureichenden Sozial-
hilfeleistungen, in der Verharmlosung der Droge Al-
kohol und der unbeschränkten Werbung dafür lie-
gen, aber auch in der falschen Erziehung von Män-
nern zu Herren und Frauen zu Dulderinnen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Es sind Ursachen, die zu einem Gefühl der Ausweg-
losigkeit bei Frauen und Männern und zu einer 
nicht mehr gesteuerten Aggressivität gegenüber 
Frau und Kindern führen, die zum Objekt werden. 

(Vorsitz : Vizepräsident Westphal) 

Sosehr ich es begrüße, Herr Geißler, daß sie Ge-
walt gegen Frauen mehrfach verurteilt haben, so 
sehr habe ich auch den Eindruck, daß diese Gewalt 
von Ihnen als individuelles Problem und nicht als 
Problem unserer Gesellschaft mit Ursachen gese-
hen wird, die auf politischem Weg zumindest teil-
weise beseitigt werden könnten. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Frau 
Dr. Wex? 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Wenn sie mir 
nicht auf die Zeit angerechnet wird, j a. 

Frau Dr. Wex (CDU/CSU): Frau Kollegin, würden 
Sie hier auch einmal feststellen, daß es den Frauen 
überhaupt nicht dient, daß Sie es hier von Anfang 
an diffamieren, daß es hier einen Mann gibt, der 
sich für die Frauenbelange so einsetzt? 

(Zurufe von der SPD) 



8976 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 121. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. Februar 1985 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Wenn ich auch 
nur ein einziges Mal den Eindruck gehabt hätte, 
daß sich dieser Minister für Frauen einsetzt, dann 
wäre dieses von mir hier nicht so emotional gekom-
men. Diesen Eindruck habe ich nicht. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung des 
Abg. Krizsan [GRÜNE] — Pfeffermann 
[CDU/CSU]: Eine so rote Brille, wie Sie 

aufhaben!) 

— Ich bin stolz auf meine rote Brille. Sie haben eine 
schwarze, und dadurch sieht man noch weniger. 

(Beifall bei der SPD — Berger [CDU/CSU]: 
Sie sind zusätzlich blind!) 

Liebe Kollegen, zwischen der sehr negativen Be-
merkung des Kollegen Rose von der CSU aus der 
Haushaltsdebatte 1981, wo er die Frauen in Frauen-
häusern als Belegschaft, die sich nach dem Angebot 
richtet, bezeichnet hat, und der Beurteilung, die 
heute hier in diesem Haus von Frauenhäusern be-
steht, ist zwar ein kurzer zeitlicher, aber ein langer 
politischer Weg für die Koalitionsfraktionen. Wir 
Sozialdemokraten nehmen zur Kenntnis, daß das 
gesamte Haus den Standpunkt, den wir zu Frauen-
häusern schon immer vertreten haben, teilt. 

Wir hoffen aber nun, daß die Bundesregierung 
nicht einen ebenso langen politischen Weg von Be-
kundungen über publikumswirksame, aber ergeb-
nislose Propagandatagungen bis zu konkretem poli-
tischen Handeln zurücklegen muß. So ist heute 
nicht mehr die Zeit, über Konzepte und darüber zu 
reden, ob Männer jetzt also ausgeschlossen oder 
einbezogen werden sollen, sondern es ist über kon-
krete Maßnahmen zu reden. 

Wir begrüßen deshalb die Petition der Arbeits-
gruppe Frauenrechte, die solche konkreten Maß-
nahmen fordert. Wir halten aber den Weg über die 
Finanzierung, wie sie uns heute hier von den GRÜ-
NEN vorgeschlagen wird, über eine „Bundesstif-
tung Frauenhaus" für falsch. Wir halten diesen Weg 
für ebenso falsch wie den, den die Bundesregierung 
mit der Stiftung „Mutter und Kind" gegangen ist. 
Was die Träger der Frauenhäuser wünschen, die 
rechtlich abgesicherte institutionelle Förderung, 
wird so nicht erreicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Erreicht werden nur eine höhere Unsicherheit, das 
Abschieben von Verantwortung auf eine solche Stif-
tung, mehr nutzlose Bürokratie. Die bisherigen Er-
fahrungen mit der Stiftung „Mutter und Kind" be-
stätigen dies. Rechtsansprüche über Stiftungen zu 
sichern ist nicht möglich; wir lehnen dies deshalb 
also ab, weil wir den Frauen und den Frauenhäu-
sern helfen wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir fragen aber die 
Bundesregierung, was sie getan hat und was sie 
angesichts der Tatsache zu tun beabsichtigt, daß 
Frauenhäuser schließen müssen, daß Frauenhäuser 
überfüllt sind, Mitarbeiterinnen und Frauengrup-
pen als Trägerinnen von Frauenhäusern am Rand 
ihrer psychischen, physischen und materiellen Exi-
stenz arbeiten, für Ausländerinnen ein ungesicher-

ter Rechtszustand besteht, der Finanzausgleich zwi-
schen Kommunen mit und ohne Frauenhaus nicht 
geregelt ist und zu Lasten der mißhandelten Frauen 
zu Kompetenzgerangel und Bürokratie führt. Und 
es stimmt eben nicht, Herr Geißler, daß es hier ver-
bindliche Absprachen gibt. Sonst wären die Frauen-
häuser nicht nach wie vor in dieser schwierigen 
Situation. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir fragen die Bundesregierung deshalb: Was tut 
sie denn nun eigentlich? Es gibt selbstverständlich 
Handlungsbedarf, zumal es unter allen Fachleuten 
unumstritten ist — darum wundert mich das, was 
Sie hier heute gesagt haben —, daß das Bundes-
sozialhilfegesetz ein Gesetz für individuelle An-
sprüche — ich betone das Wort : Ansprüche — ist 
und keinen Raum für die Förderung von Einrich-
tungen bietet. 

(Bundesminister Dr. Geißler: Keine Ah

-

nung!) 

Wenn die Bundesregierung meint, eine bundesge-
setzliche Regelung falle nicht in ihre Kompetenz — 
darüber kann man sich sicherlich gern und lange 
trefflich streiten; während wir uns da streiten, müs-
sen dann wieder ein paar Frauenhäuser schlie-
ßen —, dann wäre es zumindest ihre Pflicht gewe-
sen, eine entsprechende Ländergesetzgebung anzu-
regen, die die institutionelle Förderung von Frau-
enhäusern sicherstellt und einen Mindestbedarf 
von Richtlinien für die Anerkennung von Frauen-
häusern als soziale Einrichtung festlegt. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, dies zu tun 
und bei einem eventuellen Scheitern ihrer Bemü-
hungen ein Rahmengesetz für die Förderung von 
Frauenhäusern vorzulegen. Wir fordern sie weiter 
auf, die notwendigen Änderungen des Sozialhilfege-
setzes vorzulegen. Ich fordere sie ebenso auf, alles 
in ihren Kräften Stehende zu tun, um das Schließen 
weiterer Frauenhäuser zu verhindern 

(Beifall bei der SPD) 

und gegebenenfalls über die Finanzierung bisheri-
ger Modellvorhaben hinaus Mittel für bedrohte 
Frauenhäuser zur Verfügung zu stellen. 

(Beifall bei der SPD) 

An dieser Stelle kann den Kommunen — z. B. 
meiner Heimatstadt Nürnberg, aber auch vielen, 
vielen anderen — nicht genug gedankt werden, die 
die langfristige finanzielle Ausstattung von Frauen-
häusern sicherstellen, in Frauenhauskonzepte nicht 
hineinregieren und — das ist unheimlich wichtig  — 
die  Kontrolle der Verwendung der Steuermittel auf 
das unerläßliche Maß beschränken, unbürokrati-
sche Regelungen mit dem Trägerverein und den 
anderen Kommunen des Einzugsbereichs finden 
und so für die Frauen einer ganzen Region zur 
Zufluchtsstätte werden. 

Es kann von der Bundesregierung ein weiteres 
getan werden: Weit mehr als die Hälfte der Frauen, 
die in Frauenhäusern Zuflucht finden, wurden von 
ihren Ehemännern mißhandelt. Wir fordern den Fa-
milienminister deshalb auf, Signale zu setzen und 
unserem Entwurf, den wir vorgelegt haben, zuzu- 
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Frau Schmidt (Nürnberg) 
stimmen, der Vergewaltigung in der Ehe unter 
Strafe stellt, der Frauen aus der Rolle eines Objekts 
befreit, ihnen Mut macht, sich zu wehren, und Män-
nern das Gefühl nimmt, ein Kavaliersdelikt zu be-
gehen. Auch hier können Sie sich durch verbale 
Akte und die Vorlage eines Papiers, in dem sie die 
Gewalt gegen Frauen beklagen, nicht aus der Ver-
antwortung stehlen. 

Mir scheint, es gibt für die Bundesregierung viel 
zu tun. Packen Sie es an! Das Eigenlob, für Frauen 
viel getan zu haben, hätte dann wenigstens eine 
schmale Grundlage. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern. 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich möchte mich ei-
nigen Schwerpunktaufgaben im Hinblick auf die 
Situation der Frau im öffentlichen Dienst zuwen-
den. Bevor ich dies tue, möchte ich hier aber doch 
einmal gern ein ganz herzliches Wort des Dankes 
für die bedeutsamen Leistungen aussprechen, die 
die Frauen in unserer Gesellschaft erbringen: im 
öffentlichen Dienst, außerhalb des öffentlichen 
Dienstes, dort, wo sie im beruflichen Leben stehen, 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Däubler-Gmelin 
[SPD]) 

aber auch dort, wo sie in der Koordination von 
Arbeit im beruflichen Leben und zu Hause wirken. 
Aber auch all denen — auch das will ich hier gern 
einmal sagen —, die sich dafür entschieden haben, 
den Schwerpunkt ihres Beitrags für unser Zusam-
menleben als Hausfrauen und Mütter zu Hause zu 
setzen, ein herzliches Wort des Dankes in dieser 
Stunde! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich finde, das steht uns gut an. Ich weiß aus der 
Erfahrung im öffentlichen Dienst, daß da viele da-
bei sind, die sich aus guten Gründen darum bemü-
hen, das miteinander zu koordinieren; ich finde das 
gut. Sie werden ihre Arbeit im öffentlichen Dienst 
und zu Hause machen. 

Frau Kollegin Schmidt, Ihnen möchte ich gern 
sagen: Es war ein schlechter Beitrag, daß Sie nicht 
in der Lage waren, auf das Schwerpunktprogramm 
von Herrn Minister Geißler hier auch nur mit ei-
nem sachlichen Wort zu antworten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Er hat keines!) 

Die Rede von Minister Geißler war eine eindrucks-
volle Bilanz dessen, was bisher für die Familien und 
die Frauen geschehen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Pfeffermann 
[CDU/CSU]: Die können doch nur geifern! 

— Zurufe von der SPD) 

— Daß Sie so nervös auf das reagieren, was Herr 
Geißler gesagt hat und was ich zu sagen versuche, 

zeigt doch nicht die Stärke Ihrer Position. Nervös 
reagiert derjenige, der sich getroffen fühlt. Im übri-
gen: Wenn Sie über die Attraktivität der SPD im 
Hinblick auf die Frauen sprechen und diese tat-
sächlich so vorhanden wäre, dann müßten Sie ja 
tolle Wahlergebnisse haben. Aber die haben Sie in 
Wirklichkeit j a gar nicht. Die Realität widerlegt Sie 
doch. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun zu den Aufgaben, die im öffentlichen Dienst 
anstehen. Meine Damen und Herren, ich will zu-
nächst die Zahlen sprechen lassen. Sie haben eine 
Anfrage eingebracht. Sie haben eine Antwort über 
die Zahl der Neueinstellungen bekommen. Ich fin-
de, es lohnt sich, daß man hier noch einmal sagt, 
daß die klare Bilanz — insbesondere auch im Blick 
auf das Jahr 1983 und bis in die ersten sechs Mo-
nate des Jahres 1984 — zeigt, daß rund die Hälfte 
der Neueinstellungen auf die Frauen entfiel. Ich fin-
de, das ist eine gute Bilanz. 

Ich will aber auch gleich sagen, wo wir noch bes-
ser werden müssen. Wir müssen dort noch besser 
werden, wo es darum geht, daß die Frauen im öf-
fentlichen Dienst die Möglichkeit haben, auch ver-
stärkt in die leitenden Funktionen hineinzukom-
men. Aber Sie wissen auch, das ist eine Aufgaben-
stellung, die man nur schrittweise erfüllen kann. 
Jetzt kommen allmählich die Jahrgänge von 
Frauen zur Entscheidung, die — ähnlich wie ihre 
männlichen Kollegen — in den vergangenen Jah-
ren eingestellt worden sind. Leider ist in den Jah-
ren davor jeweils nicht ein so großer Anteil von 
Frauen eingestellt worden, daß wir hinsichtlich der 
Besetzung von Leitungsfunktionen das erreicht 
hätten, was erreicht werden sollte. 

Ich finde es ist ganz wichtig, daß wir durch die 
Schaffung eines verbesserten Lehrstellenangebots 
und durch den Kabinettsbeschluß, der insbesondere 
denjenigen Gruppen Hilfe zuteil werden läßt, die 
von Arbeitslosigkeit besonders betroffen sind — äl-
tere Arbeitnehmer, jungen Menschen und auch 
Frauen —, viele haben motivieren können. Ich 
möchte die Länder, die Gemeinden, darüber hinaus 
aber auch die Arbeitgeber bitten, dieser vorbildli-
chen Funktion, die der öffentliche Dienst bewußt 
wahrzunehmen versucht hat und die er auch erfolg-
reich wahrgenommen hat, zu folgen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Staatssekretär, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Frau Däubler-Gmelin? 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Bitte schön. 

Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD): Herr Waffen-
schmidt, können Sie uns als Sprecher des Innenmi-
nisteriums erklären, wie die von Ihnen in Ihrer 
Rede getroffenen positiven Feststellungen mit den 
Zahlen, die Sie uns mitgeteilt haben — der Anteil 
von Frauen bei Neueinstellungen ist in den Jahren 
von 1982 bis 1984 von 54,6% auf 42,2% gesunken —, 
vereinbar sind? 

(Zustimmung bei der SPD) 
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Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Frau Kollegin Däubler

-

Gmelin, die Antwort auf Ihre Frage 4 enthält eine 
genaue tabellarische Aufstellung, aus der Sie die 
Zahlen der einzelnen Ressorts entnehmen können. 
Der Anteil der Frauen bei den Neueinstellungen 
vom 1. Januar 1983 bis zum 30. Juni 1984 betrug bei 
Vollzeitarbeit 44,9%, bei Teilzeitarbeit sogar 91,9 %. 
Es ist also eine Menge im Hinblick auf das gesche-
hen, was, denke ich, alle Verantwortlichen errei-
chen wollen. 
Da Sie absolute Zahlen ansprechen, möchte ich 

gern einmal sagen: Wir hätten in den zwei Jahren 
unserer Regierungszeit in vielen Bereichen des öf-
fentlichen Dienstes gern noch mehr gemacht, aber 
wir mußten gleichzeitig an dem Abbau der Erblast 
arbeiten, die Sie uns — insbesondere im Hinblick 
auf die Haushaltssituation — hinterlassen haben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zurufe 
von der SPD) 

— Ja, dann machen Sie immer Zwischenrufe. Ich 
kann Ihnen nur sagen: Es gehört zur politischen 
Realität und zur Ehrlichkeit, daß wir Sie bei den 
Mühen, die wir haben, um Schwierigkeiten zu über-
winden, nicht aus der Verantwortung entlassen für 
all das, was Sie uns an schwerer Erblast hinterlas-
sen haben. Aus dieser Verantwortung werden wir 
Sie nicht so leicht entlassen, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich komme nun zu einigen praktischen Berei-
chen. Ich will die Teilzeitarbeit ansprechen. Ich 
meine, hier bestehen — gerade für die Frauen — im 
öffentlichen Dienst wichtige Angebote. Ich verweise 
hier auf die Initiativen, die wir während unserer 
Regierungszeit unternommen haben, um mehr 
Teilzeitarbeit im öffentlichen Dienst zu ermögli-
chen. Ich verweise weiterhin auf die Möglichkeiten, 
die sich für eine längere Beurlaubung ergeben. 
Meine Damen und Herren, das sind ja sehr prak-

tische Möglichkeiten. Ich weiß aus Diskussionen 
draußen im Lande, daß gerade die Frauen, die auf 
Grund ihrer Arbeit und ihrer beruflichen Ausbil-
dung den Bezug zum Beruf behalten sollen, Familie 
und berufliche Arbeit im öffentlichen Dienst mit-
einander verbinden wollen. Sie nehmen gerne die 
Möglichkeiten der Teilzeitarbeit in Anspruch. Ich 
finde, es war eine richtige Entscheidung dieser Ko-
alition, daß sie die Möglichkeiten für Teilzeitarbeit 
und für eine längere Beurlaubung geschaffen hat, 
daß sie sie ausgebaut hat. Das hilft, Beschäftigungs-
losigkeit zu überwinden; das hilft, Menschen neue 
Möglichkeiten im öffentlichen Dienst zu geben, und 
das hilft vor allen Dingen auch den Frauen, über 
diese neuen rechtlichen Möglichkeiten noch mehr 
als bisher einen Zugang zum öffentlichen Dienst zu 
bekommen. Ich finde, das sollten wir herausstel-
len. 
Ich appelliere an dieser Stelle auch an die Dienst-

stellenleiter und die Behördenleiter, das voll mit 
auszuschöpfen, was sich jetzt an Teilzeitbeschäfti-
gungsmöglichkeiten ergibt. Wir wissen, daß gerade 
Frauen im Lehrberuf, bei den Gerichten oder in 
anderen Bereichen sagen: Ich bin ja bereit, auf ei-

nen Teil meiner Arbeit zu verzichten, nur die Hälfte 
der Stelle wahrzunehmen und es dadurch möglich 
zu machen, daß eine andere Frau, ein anderer 
Mann Arbeit finden können. Wir sind der Auffas-
sung, daß damit zusätzliche gute Angebote ermög-
licht werden. 

Ich will hier ausdrücklich das ansprechen, was 
die Koalition in ihrem Entschließungsantrag for-
dert, nämlich daß wir regelmäßig berichten sollen. 
Wir als Innenministerium haben das immer wieder 
getan. Wir wollen das gerne weiter tun. Und wir 
wollen dann auch über die Möglichkeiten von Frau-
enförderungsplänen, Frauenförderungsrichtlinien 
berichten. Wir werden uns auch mit der Frage be-
fassen, was damit eventuell noch mehr erreicht 
werden kann. 

Aber, meine Damen und Herren, wir wollen hier 
auch ganz offen sagen: Es kommt gar nicht darauf 
an, daß man viele Pläne macht, sondern darauf, daß 
man in der Praxis hilft, auch bei der Fortbildung, 
bei der Ausgestaltung der Teilzeitarbeit und bei den 
Angeboten, die wir für Frauen und Mädchen ma-
chen. 

Lassen Sie mich einen letzten Punkt ansprechen, 
den Postbereich. Er wurde hier mehrfach mit Blick 
auf den öffentlichen Dienst genannt. Ich will nur 
sagen: Die Probleme, die hier zu bewältigen sind, 
stehen — man muß sich einmal die Forderungen 
der Deutschen Postgewerkschaft ansehen — schon 
seit zehn Jahren an. Ich muß deshalb deutlich fra-
gen: Warum hat hier nicht schon die frühere Bun-
desregierung Möglichkeiten geschaffen? Dies hat 
sie leider versäumt. Minister Schwarz-Schilling ist 
zu danken, daß er die Initiativen ergriffen hat. Mitt-
lerweile sind auf Staatssekretärsebene die ersten 
Vereinbarungen vorhanden, um zu einer Möglich-
keit der Berufsausbildung zu kommen, die den jun-
gen Leuten, insbesondere den jungen Mädchen, 
hilft, auch außerhalb der Post mit ihrer beruflichen 
Ausbildung etwas anzufangen. Ich denke, daß wir 
im Jahre 1986 auf diesem Wege in die Ausbildung 
werden gehen können. Ich möchte an dieser Stelle 
Minister Schwarz-Schilling noch einmal ausdrück-
lich danken, daß er sich nach Jahren, wo in diesem 
Bereich nichts erreicht worden ist, dieser Sache mit 
Erfolg zugewandt hat und wir nun Möglichkeiten 
gefunden haben. Das stünde auch Ihnen sehr gut 
an. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ein letzter Gedanke. Ich will hier deutlich aus-
sprechen, meine Damen und Herren, daß wir in den 
zwei Jahren, in denen wir die Verantwortung getra-
gen haben, ausweislich der Zahlen eine Menge ha-
ben erreichen können. Das ist uns längst noch nicht 
genug. Wir werden in vielen praktischen Schritten 
daran arbeiten, die Chancen für die jungen Frauen, 
für die Frauen überhaupt im öffentlichen Dienst 
noch weiter zu verbessern, damit die Vorbildfunk-
tion, wie sie der öffentliche Dienst hat, auch hier 
erfüllt werden kann. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Bernrath. 

Bernrath (SPD): Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Herr Minister Geißler hat eben ge-
sagt, man solle sich einmal konkret klarmachen, 
was nun an Leistungen von dieser Bundesregierung 
erbracht worden sei. Wenn ich mir die Antwort auf 
die Große Anfrage „Frauen im öffentlichen Dienst" 
ansehe, bleibt konkret zunächst nur festzustellen: 
erstens, daß die Zahl der Einstellungen von Frauen 
in zwei Jahren um 12,4 % zurückgegangen ist — 
das ist die Antwort, Herr Staatssekretär, auf die 
Frage, die Ihnen eben Frau Däubler-Gmelin gestellt 
hat —, 

(Beifall bei der SPD) 

zweitens, daß die Zahl der Anstellungen zur Ausbil-
dung in demselben Zeitraum um 2,7 % rückläufig 
war, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: So ist 
es!) 

und drittens, daß sich insbesondere bei der Vertei-
lung der verschiedenen Beschäftigungsverhältnisse 
nach wie vor ein Bild zuungunsten der Frauen er-
gibt. Die Anteile der Beschäftigung in Teilzeitar-
beitsplätzen, mit befristeten Arbeitsverträgen, in 
ungesicherten Beschäftigungsverhältnissen — also 
unter 20 Stunden — sind nicht nur stagnierend, son-
dern haben zum Nachteil der Frauen zugenommen, 
so daß wir von Erfolgsbilanz in diesem Zusammen-
hang überhaupt nicht sprechen können. Es ist von 
der Bundesregierung auch nichts unternommen 
worden — auch nicht etwa in ihren großen Dienst-
leistungsbetrieben —, um die Chancen der dort be-
schäftigten Frauen in ihrem Berufsleben durch ent-
sprechende Aufklärung, Ausbildung und Fortbil-
dung zu verbessern. 

Insbesondere wenn wir uns ansehen, was sich 
aus den neuen Technologien an zusätzlichen Pro-
blemen für die Frauenbeschäftigung ergibt, wird 
uns deutlich, welche Arbeit hier noch von uns allen, 
insbesondere aber auch von der Bundesregierung, 
zu bewältigen ist. Wir, die SPD, haben vor andert-
halb Jahren auf einem Kongreß dargestellt, welche 
Folgen die technologische Entwicklung für die 
Frauenbeschäftigung in unseren Betrieben, auch in 
den Betrieben und Verwaltungen des öffentlichen 
Dienstes, haben wird. Sie ziehen jetzt nach andert-
halb Jahren nach, aber zu einem Zeitpunkt, wo die 
Bundesregierung erklärt, daß sie Maßnahmen in 
diesem Zusammenhang, auch vorbeugende Maß-
nahmen, nicht für erforderlich hält. Sie geht auch 
mit keinem Wort darauf ein, welche Funktion der 
öffentliche Dienst in diesem Zusammenhang wahr-
zunehmen hat, wie er aufzeigen kann, wie diese 
Probleme in Verantwortung der Politik bewältigt 
werden können, und damit Funktionen aufzeigen 
kann, die im gewerblichen Bereich nachvollzogen 
werden können. 

Die Arbeitslosigkeit hat sich unter Ihrer Verant-
wortung nahezu verdoppelt. Wie ernst das ist, was 
uns jetzt an Aufgabe im Zusammenhang mit der 
Beschäftigung von Frauen aufgegeben ist, ergibt 
sich nicht zuletzt aus den letzten Daten: 2,6 Millio-

nen Arbeitslose bei 2,5% Wachstum und bei einem 
deutlichen Rückgang des Anteils beschäftigter 
Frauen. 

Insofern ergeben sich konkret — ich will das nur 
in wenigen Stichworten andeuten — folgende For-
derungen an diejenigen, die unmittelbare Verant-
wortung tragen. Einmal müssen Rationalisierungs -
maßnahmen in den Betrieben und Verwaltungen 
des öffentlichen Dienstes so gesteuert und termi-
niert werden, daß die Beschäftigten dabei allgemein 
sozialverträglich umgesetzt und in ihrer Leistungs-
fähigkeit angepaßt werden können, insbesondere 
aber die Frauen, für die eine Weiterbeschäftigung 
wesentlich schwieriger wird als in der Vergangen-
heit. Es sind gezielte Maßnahmen — keine davon 
findet sich in der Antwort auf unsere Anfrage — 
zur Weiterbildung, zur Umschulung, zur Nachquali-
fizierung von Frauen erforderlich, Nachschulung 
insbesondere mit Bezug auf die technologiebeding-
ten Veränderungen in der Aufgabenstellung und in 
den Arbeitsabläufen der Verwaltungen und Be-
triebe des öffentlichen Dienstes. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Auch im Zusammenhang mit der Post gibt es kei-
nen Hinweis darauf, wie — auch wieder im Zusam-
menhang mit der technologischen Entwicklung — 
neue Dienste angeboten, qualifizierte Arbeitsplätze 
geschaffen werden sollen, auf denen dann auch 
Frauen nach entsprechender Ausbildung, nach ent-
sprechender auch gewerblich-technischer Qualifi-
zierung untergebracht werden sollen. Etwas möchte 
ich deutlich sagen: Es gibt insbesondere keine früh-
zeitige Beratung der Mitarbeiterinnen in den Ver-
waltungen und in den Betrieben, weil sie bis zur 
Stunde überwiegend mit manuellen Tätigkeiten be-
schäftigt sind und von daher eine frühzeitige Quali-
fizierung dringend notwendig ist, wenn man ihre 
Weiterbeschäftigung, ob nun im Verwaltungs- oder 
im betrieblichen Bereich, sichern will. 

Dann möchte ich ein Wort zu Frau Seiler-Albring 
sagen. Mir ist völlig unbegreiflich, daß sie hier noch 
die Absicht des Postministeriums lobt, die Ausbil-
dung junger Frauen bei der Post, vor allen Dingen 
im Bereich des mittleren Dienstes, nach den Maß-
stäben des öffentlichen Dienstrechtes umzugestal-
ten. Natürlich stehen — da stimme ich Herrn 
Staatssekretär Waffenschmidt zu — diese Probleme 
seit zehn Jahren an. Aber auch Sie sind nicht in der 
Lage, sie zu lösen, weil die FDP, die seit dieser Zeit 
auch das Innenministerium fest in der Hand hat, 
Sie daran hindert. Das Personal müssen Sie sich 
einmal genauer ansehen, dann werden Sie feststel-
len, wo die Hindernisse liegen. Wenn Frau Seiler

-

Albring erklärt, daß die Ausbildung zu Verwal-
tungsfachangestellten nicht nach den Maßstäben 
des Berufsbildungsgesetzes, sondern nur nach den 
öffentlich-rechtlichen Maßstäben möglich ist, ist 
das mit Hinweis auf die Verfassung schlicht falsch. 
Das hat mit den Tätigkeiten, die dort wahrgenom-
men werden, überhaupt nichts zu tun. Sie bilden 
heute auch Handwerker nach Maßstäben des Be-
rufsbildungsgesetzes aus und setzen sie auf hoheit-
liche Funktionen, d. h. Sie stellen sie auf Arbeits- 
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Bernrath 
plätze, in denen sie hoheitliche Funktionen wahr-
nehmen. 

Es geht ausschließlich darum, ob Sie sich zugun-
sten der verbesserten Ausbildung, zugunsten der 
erhöhten Mobilität der jungen Frauen bei der Post 
die besseren Möglichkeiten des Berufsbildungsge-
setzes dadurch zunutze machen, daß Sie eine Aus-
nahmegenehmigung der Bundeslaufbahnverord-
nung in Anspruch nehmen, die für bestimmte Auf-
gaben ausdrücklich die Ausbildung nach Maßstä-
ben des Berufsbildungsgesetzes anerkennt und zu-
läßt, daß so ausgebildete Mitarbeiter später in das 
Beamtenverhältnis übernommen werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Alles andere ist Ideologie und steht in engem Zu-
sammenhang mit der Erklärung von Minister Zim-
mermann, daß Sie alle freiwerdenden Arbeitsplätze 
künftig nicht mehr mit Arbeitern und Angestellten 
besetzen wollen, sondern mit Beamten, weil Sie of-
fensichtlich dem Hirngespinst unterliegen, Sie 
könnten Ihren Mitarbeitern nicht trauen, Sie müß-
ten Beamte durch den Status daran hindern, in 
einem öffentlichen Dienst zu streiken, in dem die 
Gewerkschaften wie auch die Mitarbeiter wie wohl 
in keinem Nachbarland nur in ganz wenigen Aus-
nahmefällen von diesem Recht überhaupt Ge-
brauch gemacht haben. 

Es ist also dringend erforderlich, besser auszubil-
den, es ist dringend erforderlich, umzuschulen, um 
Frauen ihre Arbeitsplätze in den Betrieben des öf-
fentlichen Dienstes zu erhalten. Sie sollten sich die-
ser Mühe unterziehen und dabei nicht außer acht 
lassen, daß die erhöhte Mobilität nur dann gegeben 
sein wird, wenn sie für ihre eigenen Aufgaben im 
öffentlichen Dienst ausgebildet, aber damit auch be-
fähigt werden, ihre Existenz außerhalb des öffentli-
chen Dienstes zu sichern. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Däubler-Gmelin. 

Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich glaube, am Schluß 
dieser zweiten Frauendebatte, die wir Sozialdemo-
kraten beantragt haben, sollten wir versuchen, kurz 
Bilanz zu ziehen. 

Worin sind wir uns eigentlich einig? Wenn man 
die Reden hört, wenn man sie nachliest und heute 
auch zur Kenntnis genommen hat, was einzelne 
Herren, vor allen Dingen aber die Frauen der Re-
gierungskoalition gesagt haben, dann ist, glaube 
ich, der Streit in den Zielen und Grundsätzen den 
Worten nach nicht mehr vorhanden, dann scheint 
es so zu sein, daß sich seit einem Jahr tatsächlich 
etwas bewegt hat. Im April '84 hatten wir noch eine 
kleine Auseinandersetzung mit dem Herrn Bundes-
kanzler, der meinte, die Wahlfreiheit zwischen Fa-
milie und Beruf sei etwas für die Frauen. Mittler-
weile kann ich zu meiner großen Befriedigung fest-
stellen, daß man in den offiziellen, den gültigen poli-
tischen Reden auch von seiten der CDU der Mei-

nung ist, es gehe um die Vereinbarkeit zwischen 
Beruf und Familie für Männer und Frauen. Also — 
das ist mein Vorschlag — lassen Sie uns zumindest 
hier im Parlament die Erörterung der Grundsätze 
nicht ins Unendliche treiben, ebensowenig sollten 
wir uns über die kleineren Probleme, die wir selber 
lösen können, ständig in neuen Reden unterhalten. 
Auch wir haben dazu ein Paar Anregungen. Auch 
wir sind z. B. der Meinung, daß der Bundestag Aus-
stellungen über den Bundestag, die er im ganzen 
Lande laufen hat, nicht unbedingt allein unter der 
Überschrift „Ihr Abgeordneter in Bonn" laufen las-
sen muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Nur, der Herr Bundestagspräsident — das sage ich 
jetzt an die Adresse der neuen Kollegin Rönsch — 
hat  auf einen einfachen Brief hin erklärt, er werde 
dies abstellen. Ich bin ganz sicher, daß er das bei 
anderen Dingen, die wir ihm sagen, auch tun wird. 

Jetzt aber zu der zweiten Frage. Wie sieht es 
eigentlich mit der Einigkeit bei der Umsetzung von 
Grundsätzen in politisches Handeln aus? Hier, 
meine Kolleginnen und Kollegen, muß doch der 
Schwerpunkt der Arbeit liegen, die dieses Parla-
ment leistet, wenn es wirklich den Anspruch erhebt, 
etwas für Frauen zu tun. Ich habe den Eindruck, die 
Einigkeit in diesem Punkt ist schon etwas zweifel-
hafter. Ich sage Ihnen sehr deutlich: Wir haben im 
letzten Jahr damit angefangen, wir werden in die-
sem Jahr damit weitermachen, die Umsetzung von 
übereinstimmend behaupteten Zielen und öffent-
lich verlautbarten frauenfreundlichen Grundsätzen 
in die Praxis Punkt für Punkt nachzuprüfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Große Anfrage zum öffentlichen Dienst, die wir 
gestellt haben, war der erste Einstieg dazu. Dank 
der Arbeit der vielen Beamtinnen und Beamten 
können wir uns jetzt auch auf Zahlen Ihrer Regie-
rung berufen. Herr Waffenschmidt vier Feststellun-
gen — ich darf das nur noch mal sagen; ich habe 
versucht, Sie durch eine Zwischenfrage zu einer 
Antwort zu bewegen — vier Feststellungen sind es, 
die gegen die Frauen zu Buch schlagen und zwar 
wegen der Politik der letzten beiden Jahre. Dies ist 
ein Faktum. Das müssen wir festhalten, Frau Wex. 
Sonst können nämlich weder Sie noch wir gemein-
schaftlich etwas ändern. 

Erstens. Der Anteil der Frauen bei den Neuein-
stellungen ist von 54,6 auf 42,2 % gesunken. Diese 
Feststellung finden Sie in der Antwort und in den 
Tabellen zu Frage 2. 

Zweitens. Der Anteil der Frauen an den zu Aus-
bildungszwecken Eingestellten ist von 1982 auf 1983 
um 2,7 % zurückgegangen. Auch dies finden Sie in 
den Zahlen der Antwort. 

Drittens. Sie werden feststellen, daß Sie zwar die 
Teilzeitstellen ausgeweitet haben, daß aber hier  — 
Herr  Waffenschmidt, das ist doch unsere Sorge — 
die  ungleiche Verteilung zwischen Männern und 
Frauen das traditionell konservative Einstellungs-
bild immer stärker widerspiegelt, von dem noch viel 
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Frau Dr. Däubler-Gmelin 
zu viele in diesem Bundestag ausgehen. Das ist der 
Punkt. 

(Beifall bei der SPD) 

Und wenn Sie sich mal anschauen, wie Sie es mit 
den Zeitverträgen und wie Sie es mit der wachsen-
den Zahl von Beschäftigungsverhältnissen halten, 
die ohne Arbeitslosenversicherung, ohne Renten-
versicherung und ohne Krankenversicherung ange-
boten werden, dann werden Sie feststellen: Miß-
brauch und Unwesen nehmen zu, und zwar haupt-
sächlich bei den Frauen. 

Viertens. Das ist ein Punkt, Herr Waffenschmidt, 
zu dem Sie, wie ich finde, einfach mehr sagen und 
ein bißchen mehr tun müßten. Ihre Partei hat — 
zwar zwei Jahre nach uns; aber auf diesem Gebiet 
kann man j a nicht genug tun — einen Kongreß 
über Frauenarbeitsplätze und Technologie durch-
geführt. Frau Wilms hat erklärt — da hat sie meine 
volle Zustimmung —, die Frauen müßten den An-
schluß an die Berufswelt von morgen bekommen. 
Aber bitte: warum tun Sie denn im öffentlichen 
Dienst nichts dafür? Am Tag Ihrer Tagung wurde 
veröffentlicht, daß allein bei der Post 40 000 Arbeits-
plätze wegfallen werden, die überwiegende Zahl da-
von Frauenarbeitsplätze. Und dennoch enthält die 
Antwort der Bundesregierung auf unsere Große An-
frage nach der Notwendigkeit einer planvollen 
Nachqualifikation und systematischen Weiterbil-
dung von Frauen auf Arbeitsplätzen, die durch die 
Technologie wegfallen, nur: Es habe sich kein Be-
darf gezeigt, und es sei weiter nichts geplant. Das 
paßt doch nicht zusammen, sagen wir. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden nicht aufhören, Sie in diesem Hause 
beim Wort zu nehmen, weil uns nämlich — und 
jetzt wende ich mich zum Schluß an Herrn Geißler 
— eines, Herr Geißler, nicht gefällt: Ihre Doppel-
strategie. Sie haben mit ihrer Doppelstrategie ein-
mal Erfolg gehabt. Vor etwa zehn Jahren haben Sie 
das Wort von der „Neuen sozialen Frage" geprägt — 
mit einiger Berechtigung. Dann sind Sie hergegan-
gen, nachdem Sie dieses Mäntelchen der sozialen 
Besorgtheit für sich und für die CDU reklamiert 
hatten, und haben die Propagandawalze der CDU, 
die ständige Betonung des „Mißbrauchs" von So-
zialleistungen laufen lassen. Und diese „Miß-
brauchs"-Diskussion hat in der Streichungsorgie 
geendet, die Sie in den Jahren 1982 bis 1984 im 
sozialen Bereich und bei den Frauen gefeiert ha-
ben; worauf jetzt der VDK, die Wohlfahrtsverbände 
und die Kirchen hinweisen. Und ich sage Ihnen: 
Wenn Sie es mit den Frauen wieder so machen wol-
len, daß Sie von Ihren Vorgängerinnen — über die 
Sie sich vor der Presse mit nonchalanter Herablas-
sung äußern, die viel über Ihren Charakter aussagt 
— einige gute Vorschläge übernehmen, dann erklä-
ren, das sei nun die Frauenpolitik der CDU — wir 
wünschen der CDU und ihren Frauen viel Erfolg 
dabei —, und im übrigen die Propagandawalze der 
CDU voll gegen alles laufen lassen, was sich Ihren 
Worten nicht jubelnd anschließt, dann werden wir, 
und nicht nur wir, sondern Gott sei Dank auch die 
mündigen Frauen selber, dieser Doppelstrategie 
diesmal ein Ende setzen. Und zwar werden wir dies 

auf dreifache Weise tun. Wir werden Sie nicht in 
Ruhe lassen mit der Forderung, uns jedesmal, wenn 
Sie neue Verkündigungen und Versprechungen an-
kündigen, noch einmal vorrechnen, wieviele Milliar-
den Sie in den Jahren 1982 bis 1984 bei den Frauen, 
gerade bei denen, die Beruf und Familie miteinan-
der vereinbaren wollen, gestrichen haben. Sie wer-
den noch viel an Erziehungsgeld für viele weitere 
Frauen zahlen müssen, bis Sie allein diesen finan-
ziellen Schaden wiedergutgemacht haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden Sie zweitens nicht aus der Verant-
wortung entlassen, wenn Sie uns erklären, Sie 
könnten wegen Geldmangels für die Rentnerinnen

-

generation nichts tun. Ich sage Ihnen: Wer für Gut-
verdienende, für Großagrarier, für Agrarfabriken 
und für Vermögensteuersenkungen viele Milliarden 
Geld übrig hat, der hat Geld auch für die Frauen zu 
haben, die ihre Kinder in schwieriger Zeit erzogen 
und nebenher die Bundesrepublik aufgebaut ha-
ben. 

(Beifall bei der SPD) 

Sonst stimmen alle öffentlichen Beteuerungen 
nicht. 

Jetzt noch ein Wort zu Ihrem Antrag, Frau Wex. 

Erstens. Sie können mit unserer Unterstützung 
zu diesem Antrag im Inhalt — ich habe Ihnen das 
schon gesagt — nicht rechnen, einfach deshalb 
nicht, weil wir der Meinung sind, die Lage der 
Frauen im öffentlichen Bundesdienst hat sich nicht 
positiv, sondern negativ entwickelt. 

Zweitens. Sie können mit unserer Unterstützung 
dem Inhalt nach — ich komme gleich noch zum 
Formalen — nicht rechnen, weil wir der Meinung 
sind: Dieser Regierung eine Prüfungsbitte aufzuer-
legen, hat keinen Sinn. Der Bundestag hat die Bun-
desregierung vor einem Jahr einstimmig darum ge-
beten, weil er die Benachteiligung von Frauen im 
Zusammenhang mit dem Arbeitsplatzschutzgesetz 
erkannt hatte, Änderungsvorschläge zu prüfen und 
vorzutragen. Wir haben in unserer Großen Anfrage 
danach gefragt und nur die lässige Antwort erhal-
ten, man prüfe immer noch. Ich will nicht, daß es 
mit den Frauenförderungsrichtlinien auch so geht. 

Deswegen sage ich Ihnen am Ende dieser Debat-
te: Wir werden natürlich der Überweisung dieses 
Antrags zustimmen, aber wir werden darauf beste-
hen, daß nach dem Vorbild der Länder Hamburg, 
Nordrhein-Westfalen und Bremen Frauenförde-
rungspläne nicht „geprüft", sondern eingebracht 
werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Nur ein kleiner Hinweis: Es gibt schon einen aus-
führlichen Schriftwechsel über die Verfassungsmä-
ßigkeit solcher Richtlinien zwischen dem Bundesin-
nenminister und saarländischen Stellen mit einer 
positiven Würdigung. Was fehlt, Frau Wex, ist nicht 
die Prüfung. Was fehlt, ist der politische Wille zur 
Umsetzung hier im Bund. Wenn wir den politischen 
Willen gemeinsam haben, dann kommen wir ein 
Stück weiter. Nur: Es wird auch sehr viel an Ihnen 
liegen. Unsere Unterstützung haben Sie dabei 



8982 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 121. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. Februar 1985 

Frau Dr. Däubler-Gmelin 
ebenso wie bei Ihrer Forderung, Herrn Geißler 
durch eine Frau abzulösen. 

Herzlichen Dank. 
(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 
Nur für das Protokoll und selbstverständlich dem 

Präsidenten gemäß ohne Bewertung will ich Ihnen 
mitteilen, daß der Anteil der weiblichen Mitarbeiter 
der Bundestagsverwaltung knapp 38% beträgt. Im 
höheren Dienst liegt er bei 14 %, im gehobenen 
Dienst bei 43,5%. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht schlecht!) 

Uns liegt ein Entschließungsantrag der Frak-
tionen der CDU/CSU und der FDP auf Drucksache 
10/2842 vor. Es gibt eine interfraktionelle Vereinba-
rung, diesen Entschließungsantrag zu überweisen 
an den Innenausschuß — federführend — und zur 
Mitberatung an den Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit. Gibt es dazu anderweitige Vor-
schläge? — Das ist nicht der Fall. Dann ist die Über-
weisung so beschlossen. 
Für die Vorlagen zu den Tagesordnungspunkten 

15 und 16 schlägt der Ältestenrat Überweisung an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
vor. Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? — Das 
ist nicht der Fall. Dann ist auch hier die Überwei-
sung so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 17 auf: 

Zweite und dritte Beratung des vom Bundes-
rat eingebrachten Entwurfs eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Hochschulrah-
mengesetzes 
— Drucksache 10/1863 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Bildung und Wissenschaft 
(19. Ausschuß) 
— Drucksache 10/2734 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Dr. Wisniewski 
Kastning 

(Erste Beratung 95. Sitzung) 
Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 

die Aussprache ein Beitrag von bis zu zehn Minuten 
für jede Fraktion vereinbart worden. — Ich sehe 
keinen Widerspruch dazu. Dann ist das so beschlos-
sen. 
Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 

— Das ist nicht der Fall. 
Dann eröffne ich die allgemeine Aussprache. Das 

Wort hat die Abgeordnete Frau Dr. Wisniewski. 

Frau Dr. Wisniewski (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der vorliegende Ent-
wurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Hochschulrahmengesetzes, vorgelegt vom Bundes-
rat, hat zum Ziel, das Zulassungsverfahren zu be-
sonders oft nachgefragten Studienplätzen neu zu  

ordnen. Zur Abiturnote und zum Testergebnis sol-
len als weitere Auswahlkriterien die qualifizierte 
Wartezeit und das Auswahlgespräch der Hoch-
schulen hinzutreten. 

Beide Erweiterungen sich hochschulpolitisch 
hoch bedeutsam. Das Hochschulrahmengesetz von 
1976 sieht für Fächer mit großem Bewerberüber-
hang ein besonderes Auswahlverfahren vor, in dem 
die Studienplätze nach der Abiturnote und dem Er-
gebnis eines Feststellungsverfahrens vergeben wer-
den sollen. Erst 1980 gelang es aber, einen Test zu 
entwickeln, der als Teil eines solchen Verfahrens 
brauchbar war. Er bedurfte aber noch der Erpro-
bung. Deswegen gibt es einen Staatsvertrag der 
Länder, der vorsieht, daß für eine Zeit von läng-
stens sechs Jahren dieser Test für einen Teil der 
Studienplätze im Rahmen eines Übergangsverfah-
rens erprobt werden kann. Da der Test seit 1980 
erprobt wird, endet die Übergangsphase 1986. 

Deswegen ist eine gesetzliche Regelung für das 
Feststellungsverfahren unabdingbar, wenn nicht 
das Testverfahren nach Ende der Übergangsphase 
wieder aus dem Zulassungsverfahren verschwinden 
soll. Das wäre keineswegs wünschenswert, sondern 
im Gegenteil verhängnisvoll, denn es hat sich in 
den medizinischen Fächern, bei denen der Andrang 
ja besonders groß ist, ergeben, daß der Zulassungs-
test bewirkt hat, daß besonders viele qualifizierte 
Studenten, die ohne Test — allein auf Grund der 
Abiturnote — nicht zugelassen worden wären, den 
Weg ins Medizinstudium beginnen konnten. 

Ich zitiere mit Genehmigung des Herrn Präsiden-
ten aus dem Bericht eines Evaluationsgremiums. 
Dort heißt es: 

Würde heute allgemein nach einer ungefähr 
gleichgewichtigen Kombination aus Abitur-
durchschnittsnote und Testergebnis ausge-
wählt werden, dann wären die Studienleistun-
gen im Studiengang Humanmedizin besser, als 
wenn nur die Note, und deutlich besser, als 
wenn nur das Los über die Zulassung entschei-
den würde. 

Damit wird sichtbar, welche Verantwortung die 
für die Zulassungsverfahren Zuständigen — das 
sind in diesem Falle wir — tragen, denn ohne das 
Ergebnis des — keineswegs unumstrittenen — 
Testverfahrens wären einer großen Zahl von Bega-
bungen nicht adäquate Studienmöglichkeiten eröff-
net worden. 

Die Ungerechtigkeiten des bisher praktizierten 
zentralen Zulassungsverfahrens, das allein auf 
Grund der Abiturnote Plätze vergibt, sind ja allge-
mein bekannt, denn wenn bundesweit die Abitur-
noten aller Schulen weitgehend ungewichtet in ei-
nen Topf geworfen werden, muß bei der heute übli-
chen Differenziertheit des Abiturs z. B. der Ge-
sichtspunkt, daß es Schulen mit hohen Anforderun-
gen und solche mit weniger hohen Anforderungen 
gibt, außer acht bleiben. Was für Folgen dies für die 
Heranbildung qualifizierter Nachwuchskräfte hat, 
braucht nicht eigens betont zu werden. Wer will 
schon seinem Kind zumuten, daß es etwa ein alt-
sprachliches Gymnasium mit traditionell hohen An- 
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sprüchen an das Leistungsvermögen und mit stren-
ger Notengebung besucht und am Ende eine ehrli-
che „Note 3" im Abitur erhält, wenn in der Nähe 
eine als leichter bekannte Oberschule weniger Lei-
stung fordert und das Gebotene guten Gewissens 
mit der Note „Sehr gut" honorieren kann? 

Das Gesagte gilt nicht nur für die  angehenden 
Mediziner. Ich glaube, die bessere Gestaltung des 
Zulassungsverfahrens ist insgesamt eine Notwen-
digkeit, der sich der Gesetzgeber nicht länger ver-
schließen sollte. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Es ist daher unbedingt zu begrüßen, wenn im vor-
liegenden Gesetzentwurf dieser Weg zur Verbesse-
rung des Zulassungsverfahrens nun wenigstens im 
Bereich des Medizinstudiums gegangen wird. Be-
denkt man dabei, daß Testergebnis und Abiturnote 
— auch das erwies sich in dem schon genannten 
Begutachtungsverfahren — in engem Zusammen-
hang stehen, so erscheint die weitere Verfeinerung 
des Zulassungsverfahrens unerläßlich. Das gebietet 
nicht nur die Gerechtigkeit gegenüber dem einzel-
nen Bewerber; das gebieten auch die staatsbürgerli-
che Verantwortung gegenüber unserem Begabungs-
potential und die Verantwortung für die medizini-
sche Versorgung der Bevölkerung. 

Erreicht werden soll dies alles durch die Einfüh-
rung einer qualifizierten Wartezeit und durch ein 
Auswahlgespräch, zu dem ein Teil der Bewerber 
zugelassen werden soll. 

Die qualifizierte Wartezeit soll ermöglichen, daß 
der Bewerber durch eine Berufstätigkeit oder -aus-
bildung seine besondere Eignung und Motivation 
für den Beruf des Arztes erweist. Es liegt auf der 
Hand, daß der spätere Arzt neben fachlichem Kön-
nen Menschlichkeit ausstrahlen und Einsatzbereit-
schaft für andere Menschen zeigen muß. Dies unter 
Beweis zu stellen, ist natürlich durch eine entspre-
chende berufliche Tätigkeit besonders gut möglich. 

Wie die qualifizierte Wartezeit soll dies auch das 
Auswahlgespräch, vorgenommen von Hochschul-
lehrern, erweisen. Auch hier sind Motivation und 
Eignung als Zulassungskriterien ins Spiel zu brin-
gen. Was im Ausland selbstverständlich ist und was 
auch bei uns bis in die 60er Jahre hinein praktiziert 
wurde, soll also wieder eingeführt werden: Die 
Hochschulen sollen sich einen kleinen Teil ihrer 
Studierenden selbst aussuchen dürfen, in diesem 
Fall zunächst nur die Mediziner. 

In den parlamentarischen Beratungen hat sich 
gezeigt, daß dieser Gedanke nicht unumstritten ist. 
Gegenüber ideologisch begründeten Vorurteilen 
muß aber festgehalten werden: Was jedem Meister 
und jedem Betrieb und den künstlerischen Hoch-
schulen zugebilligt wird, darf den wissenschaftli-
chen Hochschulen nicht vorenthalten werden. 

(Daweke [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Ihre Professoren sind ebenso fähig, die oft unmerk-
lichen Anzeichen wahrzunehmen, an denen man 
speziell erforderliche Begabungen für einen Beruf 
wie für eine Ausbildung erkennen kann. Vorausset

-

zung dafür ist, daß jemand, der in diesem Beruf 
tätig und spezialisiert ist, die Beurteilung vor-
nimmt. 

Es soll nicht übersehen werden, daß für die Hoch-
schulen daraus erhebliche Mehrbelastungen entste-
hen können. Aber gerade wegen des dringend not-
wendigen Umdenkungsprozesses, den die Einfüh-
rung des Auswahlgesprächs markiert, muß gera-
dezu beschwörend an die Hochschulen appelliert 
werden, sich dieser Aufgabe und dieser Verantwor-
tung nicht zu entziehen. Im Gegenteil: Möglichst 
viele junge Menschen sollten in dieser Weise ge-
prüft werden. 

Der vorgelegte Gesetzentwurf ist daher vor allem 
in seiner grundsätzlichen Bedeutung für das Hoch-
schulwesen zu sehen und zu begrüßen. Der Bundes-
tagsausschuß für Bildung und Wissenschaft hat 
sich die von der Bundesregierung vorgeschlagenen 
Änderungen gegenüber dem Entwurf des Bundes-
rats zu eigen gemacht. Von Bedeutung ist vor allem 
der Verzicht auf die Festsetzung, daß die Wartezeit-
quote gegenüber der Auswahlgesprächsquote über-
wiegen muß. Damit soll den Ländern freie Hand 
gegeben werden, um das neue Zulassungsinstru-
ment „Auswahlgespräch" ihren Vorstellungen ge-
mäß einzusetzen. 

Ich bitte um Zustimmung für das Gesetz in der 
Ausschußfassung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kastning. 

Kastning (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! In dieser Aussprache möchte ich noch 
einmal darauf hinweisen, daß ein wesentliches 
Merkmal unseres Hochschulsystems schon seit 
Jahren die Überlast ist. Hinter diesem kalten tech-
nischen Begriff verbirgt sich die Diskrepanz zwi-
schen knapp 800 000 Studienplätzen auf der einen 
Seite und rund 1,2 Millionen Studenten auf der an-
deren Seite. Es verbirgt sich hinter diesem techni-
schen Begriff aber auch die ungeheure Leistung 
derjenigen, die unter schweren Bedingungen lehren 
und lernen. Es verbirgt sich dahinter leider auch die 
Enttäuschung vieler junger Leute, die wegen dieser 
Oberlast nicht oder nicht ihr gewünschtes Fach stu-
dieren. 

Ich meine, vor diesem Hintergrund darf es nicht 
wundern, wenn viele dieser jungen Leute, insbeson-
dere angehende Studenten im Medizinbereich, Kri-
tik an den Zulassungsverfahren üben und schließ-
lich als letzten Ausweg nur noch den Gang vor das 
Gericht gesehen haben. 

Die Neuregelung der Zulassung in den sogenann-
ten harten NC-Fächern war also notwendig, aber 
ich möchte auch unmißverständlich feststellen, das, 
was heute hier beschlossen wird und was die Bun-
desländer anschließend per Staatsvertrag weiter er-
gänzend vereinbaren, ist lediglich eine neue Vari-
ation in der Verwaltung des Mangels und nicht 
etwa ein Beitrag zur Lösung des wahren Problems. 

(Beifall bei der SPD) 
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Nach langen und zum Teil kontroversen Beratun-

gen hat der Bundesrat einen Kompromiß zur Neu-
regelung der Zulassung unterbreitet. Dieser bringt 
zwar Verbesserungen, ist aber dennoch nicht un-
problematisch. Grundsätzlich positiv ist sicher, daß 
künftig nicht mehr nur Abiturdurchschnittsnoten 
bzw. -noten und Tests über die Studienmöglichkei-
ten entscheiden. Es durfte wohl bislang zu Recht 
gefragt werden, ob eine Durchschnittsnote des Ab-
iturs hinreichend darüber Aufschluß gibt, ob je-
mand zum Medizinstudium geeignet ist und ob er 
ein guter Arzt werden wird. Auch irgendwelche 
Kombinationen waren wohl nicht das Wahre. Gut 
ist sicher ebenso, daß künftig auch Studienbewer-
ber mit mittleren oder schlechteren Abiturdurch-
schnittsnoten eine Chance bekommen sollen, wenn 
sie sich in der Wartezeit etwa durch eine nützliche 
Tätigkeit wie Krankenpflegearbeit qualifiziert auf 
das Medizinstudium vorbereitet haben. Ich darf 
auch sagen, jemand, der beharrlich an seinem Stu-
dienwunsch festhält, ist auch in der Regel für die-
sen Beruf, den er anstrebt, motiviert. 

In den Gesetzentwurf des Bundesrates ist aber 
auf Betreiben der CDU/CSU-regierten Länder ein 
völlig neues Element eingeflossen, nämlich die Ab-
sicht, etwa 15 % der Studienbewerber über das Aus-
wahlgespräch in der Verantwortung der Hoch-
schulen zuzulassen. Ich möchte dazu sagen, auch 
wenn mit dem Auswahlgespräch einige bislang 
chancenlose Bewerber in die Endauswahlrunde 
vorrücken oder gar einen Studienplatz bekommen 
können, bleiben gegen dieses Auswahlgespräch 
doch, verehrte Kollegin Wisniewski, erhebliche Be-
denken bestehen. Niemand vermag hinreichend zu 
erklären, wie Motivation und Eignung zum Medi-
zinstudium, also am Beginn einer Ausbildungsperi-
ode und nicht am Ende, wo Leistung gefragt ist, mit-
tels Auswahlgesprächen festgestellt werden kön-
nen. Offen ist doch wohl auch, welche Aussagekraft 
Interviews mit Professoren in bezug auf künftige 
Studienleistungen besitzen, wenn die Bewerber 
z. B. aus sozial schwachen Bereichen dort sitzen 
und sich in bestimmter Situation über Sprachbar-
rieren hinweg nicht hinreichend artikulieren kön-
nen. Ich möchte im Anschluß an die Frauendebatte 
von heute vormittag auch noch etwas anderes auf-
greifen: Fraglich ist auch, ob nicht auf Grund be-
stimmter gesellschaftlicher Denk- und Verhaltens-
muster von bestimmten Kommissionsmitgliedern 
die Zulassungschancen von Frauen in diesem Aus-
wahlgespräch eher sinken als steigen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Na hören Sie mal, 
das ist doch jetzt ein Popanz!) 

Das hat sogar der Akademikerinnenbund vorgetra-
gen, und auch Frau Wisniewski hat da nicht laut 
protestiert, sondern bei der Anhörung bedenklich 
mit dem Kopf gewackelt. Daran kann ich mich noch 
erinnern. 

(Heiterkeit und Zurufe) 

— Ihren Kopf bewegt. Entschuldigung, ich nehme 
das mit dem Wackeln zurück. 

Vizepräsident Westphal: Sie gestatten eine Zwi-
schenfrage der Abgeordneten Frau Dr. Wis-
niewski? 

Kastning (SPD): Ja, bitte, wenn es fix geht. 

Frau Dr. Wisniewski (CDU/CSU): Herr Kastning, 
ist Ihnen bewußt, daß wir in den Bericht aufgenom-
men haben, daß bei der Zusammensetzung der 
Kommissionen Frauen beteiligt werden sollen, um 
diesem vielleicht tatsächlich vorhandenen — ich 
glaube es persönlich nicht, die Erfahrungen sind 
andere — Negativum Rechnung zu tragen? 

Kastning (SPD): Mir ist das bekannt, aber es steht 
nicht im Gesetz, und konkrete Vereinbarungen ha-
ben Sie abgelehnt wie bei anderen Dingen auch. 
Wir befürchten, daß mit dem Auswahlgespräch so-
viel Subjektivität in die ganze Sache hineinkommt, 
daß es weiterhin Studienbewerber geben wird, die 
vor die Gerichte gehen. Wir haben die Sorge, daß 
das Ganze verfassungsrechtlich nicht fest ist und 
vor den Verwaltungsgerichten wieder Gegenstand 
von Auseinandersetzungen sein wird, weil nämlich 
bisher in der Rechtsprechung ein Mindestmaß an 
Objektivierbarkeit gefordert worden ist und dieses 
Auswahlgespräch dem nicht Rechnung trägt. 
Ich glaube, Sie waren auch schlecht beraten, als 

Sie die Bemühungen der SPD abgelehnt haben, die 
rechtliche Seite unter Hinzuziehung des Rechtsaus-
schusses des Hauses noch etwas besser auszuleuch-
ten, um die Sache hieb- und stichfest zu machen. 

(Beifall bei der SPD) 
Angesichts der Tatsache, daß Sie den festen Willen 
hatten, das Auswahlgespräch einzuführen, haben 
wir uns redlich um solche Regelungen bemüht. Das 
haben Sie vom Tisch gewischt. Ich glaube, hier wird 
Sie Ihre eigene Verhaltensweise im Ausschuß frü-
her einholen, als Sie das heute zu glauben vermö-
gen. 
Statt unseren Bedenken Rechnung zu tragen, ha-

ben Sie in der Frage des Auswahlgespräches sogar 
noch — ich sage — rücksichtslos draufgesattelt. Sie 
haben es jetzt praktisch möglich gemacht, den An-
teil der Studienbewerber, der über das fragwürdige 
Auswahlgespräch — zwar mit dem Anteil von 15 %, 
wie er zwischen den Ländern vereinbart worden 
war — zugelassen werden soll, noch zu erhöhen. 
Meine Damen und Herren von der Koalition, mit 
der Erfüllung dieses Wunsches der Bundesregie-
rung haben Sie meines Erachtens deutlich zum 
Ausdruck gebracht, daß es Ihnen mit der Neurege-
lung der Zulassung zum Hochschulstudium in den 
harten NC-Fächern auch darum geht, diese als ein 
Teilstück der hochschulpolitischen Wende aus Ihrer 
ideologischen Sicht zu handhaben. 
Sie haben zweitens einen substantiellen Bestand-

teil des Länderkompromisses tangiert. Ich bin ge-
spannt darauf, wie der Bundesrat in dieser Frage 
reagieren wird. Ich kann mir nicht vorstellen, daß 
hier nicht ein Wort der Kritik an der Bundesregie-
rung über die Art und Weise geübt wird, wie sie mit 
einem solch schwierigen Problem zwischen den 
Ländern umgegangen ist. 

(Beifall bei der SPD) 
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Das Ganze scheint mir dann eben doch der Ver-

such zu sein, selbst mit einem solch kleinen Schritt, 
wo Studienbewerber unmittelbar hart betroffen 
sind, auch noch die Thesen der Frau Wilms zur 
Hochschulpolitik der nächsten Jahre zu erfüllen. 
Das kann unsere Zustimmung nicht finden. 

Ich möchte abschließend darüber hinaus noch 
einmal daran erinnern: Insgesamt muß es ja wohl 
das hochschulpolitische Ziel bleiben, die Zahl der 
Numerus-clausus-Fächer nicht zu erhöhen, die 
Hochschulen für die geburtenstarken Jahrgänge of-
fenzuhalten und möglichst bald den NC ganz abzu-
schaffen. Diese Ziele werden nicht ohne unkonven-
tionelle Schritte — das sage ich auch nach draußen 
gerichtet — möglich sein. Sie werden auch nicht 
ohne zusätzliche Finanz- und Personalmittel zu er-
reichen sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Neuhausen. 

Neuhausen (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte zum Teil an das anknüpfen, 
was Herr Kastning eben gesagt hat; denn wenn wir 
den vorliegenden Gesetzentwurf recht betrachten, 
dann ist ja überhaupt die Frage, ob die Hochschul-
zulassung in den Numerus-clausus-Fächern eigent-
lich neu geregelt wird oder ob es sich nicht eigent-
lich darum handelt, Rahmenvorschriften zu ändern, 
was es dann den Ländern ermöglicht, durch eine 
Änderung des Staatsvertrages und der Vergabeord-
nung das Verfahren zu verbessern. 

Vielleicht wäre es doch gut, an das anzuknüpfen, 
Herr Kastning, was gesagt worden ist — das be-
grüße ich —, nämlich an die Grundsatzfrage, die ja 
aufgeworfen wird, wenn man sich mit dem Thema 
beschäftigt. Es geht hier im Grunde um die Verwal-
tung eines Mangels. Daran muß man eigentlich im-
mer denken, wenn man sich mit dem Thema be-
schäftigt. Man sollte daher nicht so sehr in den 
Streit über die einzelnen Paragraphen, so wichtig 
sie sind, verfallen. Wir beteiligen uns daran, Rege-
lungen zu treffen, wie aus der großen Zahl junger 
Menschen mit grundsätzlich gleicher Hochschulzu-
gangsberechtigung die kleine Gruppe derer ausge-
sucht wird, die in die medizinischen Studienfächer 
aufgenommen werden können. Spiegelbildlich heißt 
das natürlich immer — ich sage das nicht ankla-
gend; dann müßte man sich selber anklagen —, daß 
wir damit auch die Erfüllung der Berufswünsche 
vieler junger Menschen beschneiden. 

Selbstverständlich ist das durch die Realitäten, 
die geschildert worden sind, und die daraus entste-
henden Notwendigkeiten geboten. Aber vielleicht 
ist das ein Anlaß, so grundsätzlich zu sprechen, weil 
gerade heute vor acht Jahren, am 8. Februar 1977, 
das Bundesverfassungsgericht eben das bedeut-
same Urteil zum Numerus clausus verkündet hat. 
Es gab damals kritische Stimmen, etwa vom Kul-
tusminister Dr. Vogel, der sagte, das Bundesverfas-
sungsgericht dürfe nicht zu einem Bundeskultusmi-
nisterium werden. Demgegenüber hat mein Kollege 
Karl-Hans Laermann darauf hingewiesen, daß ge-

rade dadurch an die Solidarität zwischen den Gene-
rationen appelliert werde. 

Die Bedeutung des damaligen Urteils wurde auch 
darin sichtbar, daß es im Herbst des gleichen Jah-
res, nämlich am 4. November 1977, gelang — es 
wurde gesagt —, alle Regierungschefs von Bund 
und Ländern zu einem Programm zum Abbau des 
Numerus clausus zu bewegen. Damals wurde die 
Zahl der Numerus-clausus-Fächer von rund 55 auf 
etwa ein Dutzend reduziert, und damals wurde auch 
der Konsens zwischen den Parteien begründet, daß 
die Offenhaltung des Bildungssystems wichtigste 
Priorität sei und habe. Diese Priorität ist auch im 
Bericht der Bundesregierung vom Juni vergange-
nen Jahres über die Zukunftschancen der Jugend in 
Ausbildung und Beruf erneut festgeschrieben wor-
den. 

Meine Damen und Herren, man kann über diesen 
Gesetzentwurf nicht so ganz euphorisch sprechen, 
etwas mischt sich immer Unbehagen hinein — ich 
erwähnte das schon kurz —, weil man sich ja über 
die parlamentarische Verantwortung klarsein muß, 
die, extrem gesagt, eigentlich gar nicht besteht. Wir 
beschließen über den Rahmen, das übrige machen 
die Länder, und die Länder sind leider nicht die 
Landesparlamente, sondern das sind die Kultusver-
waltungen, die sich im Staatsvertrag und in der 
Vergabeverordnung durch Selbstkoordination, wie 
es so schön heißt, geeinigt haben oder einigen wer-
den. Wenn die Ratifikation durch die Landesparla-
mente ansteht, gibt es praktisch keine Einflußmög-
lichkeit mehr. 

(Daweke [CDU/CSU]: Sehr guter Hin

-

weis!) 

— Vielen Dank, Klaus Daweke, für diese freundli-
che Unterstützung. 

Wir von der FDP haben schon damals immer die 
Bundeskompetenz auch für die Zulassung gefor-
dert, weil wir das für eine Beschreibung der Verant-
wortlichkeiten und damit für die Transparenz und 
auch für die Möglichkeit für besser gehalten hätten, 
Unstimmigkeiten und Härten, die bei solchen Ver-
fahren immer auftreten müssen, schneller als in 
diesem langwierigen und schwierigen Verfahren 
ändern zu können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Schließlich ist das größte Unbehagen doch darin 
zu finden, daß wir uns hier daran beteiligen, be-
stimmte rechtliche Regelungen und Verfahrensvor-
schriften zu entwickeln, die etwas messen wollen, 
was meines Erachtens trotz aller Fortschritte der 
Wissenschaft nicht wirklich meßbar ist. Wir sind 
hier in einem Konflikt zwischen unserem Men-
schenbild und den Notwendigkeiten, die sich aus 
den mangelnden Kapazitäten an den Hochschulen 
ergeben. Wir müssen Auswahlregelungen treffen, 
die möglichst der Gerechtigkeit nahekommen, aber 
auch für die betroffenen jungen Menschen, wie das 
Bundesverfassungsgericht 1977 festgestellt hat, 
noch zumutbar sind. Der Mensch ist Gott sei Dank 
nicht meßbar. Obwohl wir bei der Mängelverwal-
tung gern ein Verfahren hätten, das eine gerechte 
Auswahl nach Eignung, Neigung und Leistung — 
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dazu gehört natürlich auch die Motivation für ein 
bestimmtes Studium oder einen Beruf — treffen 
könnte, entsteht hier dieser erwähnte Konflikt zwi-
schen dem, was wir eigentlich möchten, und dem, 
was wir tun müssen, und aus diesem Konflikt kön-
nen wir uns nicht davonstehlen. 

Die zunehmende Verteilung von Bildungs- und 
Berufschancen bei vielen Auszubildenden, nicht 
nur in diesem Bereich, nach computergerechten 
mathematisch objektivierten Leistungskennzahlen 
einer auf Dezimale berechneten Durchschnittsnote 
oder nach dem Punkteergebnis einer Prüfung läßt 
eben wesentliche Aspekte menschlicher Leistung 
und Eignung unberücksichtigt und muß deswegen 
auch aus grundsätzlichen Erwägungen menschli-
cher Würde und Freiheit eine Grenze haben; denn 
gerade Leistung — wenn wir diesen Begriff beto-
nen — hat eine Dimension, die sich in Feststellung 
und Prognose so nicht leicht messen läßt. Das ist 
nicht nur bei der Zulassung von Studenten der Fall, 
sondern wir sollten uns eigentlich in allen Berei-
chen der Problematik derartiger technokratischer 
Verfahren wenigstens von Zeit zu Zeit bewußt wer-
den. 

Meine Damen und Herren, das hier artikulierte 
Unbehagen enthebt uns nicht der Notwendigkeit, 
uns zu entscheiden. Deswegen begrüßen wir, daß 
der Gesetzentwurf zusätzliche Chancen für diejeni-
gen einräumt, die zunächst keine Chance hatten. Es 
ist sicher richtig, daß die Bereitschaft junger Men-
schen, lange auf einen Studienplatz zu warten, ein 
Stück Aufschluß über ihre Motivation für den Beruf 
gibt und daß deshalb die Wartezeitquote eine wich-
tige zusätzliche Chance bietet, obwohl auch hier, 
wie immer, ein Problem verbleibt; denn nicht alle 
jungen Menschen können, schon allein aus finan-
ziellen Gründen, jahrelang auf den von ihnen ge-
wünschten Studienplatz warten. 

Deswegen messen wir der zusätzlichen Chance, 
dem Auswahlgespräch, auch große Bedeutung bei. 
Wir bestreiten nicht, daß man über den subjektiven 
Faktor, der hier eingeführt wird, verschiedener 
Meinung sein kann. Aber angesichts der Gesamt-
problematik wäre es meines Erachtens nicht rich-
tig, ihn gegenüber den anderen — ebenso zu be-
zweifelnden — Methoden im negativen Sinne so 
überzubewerten. Das zeigen doch auch die Erfah-
rungen anderer Länder. Ich meine, das Auswahl-
gespräch kann ein gesundes Gegengewicht zu den 
extrem objektivierten und mathematisierten Prü-
fungs- und Testverfahren im übrigen Hochschul-
recht darstellen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Im übrigen: Auch diese übrigen Verfahren, um das 
am Rande anzumerken, beruhen im Prinzip natür-
lich ebenfalls auf subjektiven Voraussetzungen, so 
objektiv sie sich nachher im Ergebnis geben. Meine 
Damen und Herren, die Länder werden durch ihre 
Vorschriften das Entstehen befürchteter Mißbräu-
che zu verhindern haben. Im Ausschuß sind bereits 
einige Anregungen dazu gegeben worden; Frau Pro-
fessor Wisniewski hat darauf hingewiesen. 

Zusammenfassend möchte ich sagen: Meine Da-
men und Herren, wir begrüßen das Gesetz. Es er-
zeugt zwar Unbehagen, aber wir sehen die Notwen-
digkeit, wir stimmen ihm zu. Zur Begeisterung ist ja 
nie jeder immer verpflichtet. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Jannsen. 

Dr. Jannsen (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Es fällt mir persönlich nicht ganz 
leicht, in der heutigen Sitzung zur Normalität des 
parlamentarischen Alltags überzugehen, nachdem 
ich in der Sitzung des Deutschen Bundestages ge-
stern abend drei Reden gehört habe — die Reden 
von Herrn Saurin, Herrn Kleinert und Herrn Engel-
hard —, zu denen ich nur sagen kann: Von den dort 
erhobenen Vorwürfen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die berechtigt 
sind!) 

muß ich mich entschieden distanzieren. Ich akzep-
tiere einen derartigen Umgang mit einer politisch 
anderen Meinung nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das brauchen 
Sie auch nicht zu akzeptieren!) 

Ich bin allerdings auch nicht bereit, in ähnlicher 
Form zu antworten. 

Bei dem hier in Rede stehenden Gesetz zur Zulas-
sung zum Studium an deutschen Hochschulen han-
delt es sich eigentlich nur — aktuell — an einer 
Stelle um eine Regelung, die besondere Kritik ver-
dient. Wollte man die Abiturnote, das Testverfahren 
oder die Wartezeit als Zulassungskriterium kritisie-
ren, so müßte man in die Zeit der 60er Jahre zu-
rückkehren, als die Anzahl der Studenten zunahm 
und die Hochschulen nicht mehr in der Lage waren, 
diese Studenten in allen Fächern aufzunehmen. 
Mitte der 70er Jahre hörte dann der damals als not-
wendig erkannte Ausbau von Hochschulen weitge-
hend auf. Damit war klar, daß Mitte der 80er Jahre 
— bis in die 90er Jahre hinein — Regelungen zum 
Fernhalten junger Menschen von Hochschulen not-
wendig sein würden. 

Diese Regelungen werden jetzt ergänzt, ergänzt 
um den Faktor Subjektivität. Dieser Faktor Subjek-
tivität, der selbstverständlich auch in allen anderen 
Regelungen ist, weil ja jeder Mensch, der sich die-
sen Verfahren stellt, als Subjekt genommen werden 
will, wird jetzt um den Faktor Subjektivität des 
Nehmenden erweitert. Das ist der entscheidende 
Punkt, das ist die neue Qualität, die durch das Aus-
wahlgespräch eingeführt wird. Dieses Auswahl-
gespräch hat, wie auch die Anhörung im Bildungs-
ausschuß ergeben hat, einige sehr kritische 
Punkte. 

Erster kritischer Punkt sind die Durchführbar-
keit und die Überprüfbarkeit. Dies — so hat Frau 
Wisniewski es hier auch ausgeführt — ist ein Ver-
fahren zur Prüfung, ist eine Hochschuleingangsprü-
fung. Ein Prüfungsverfahren muß aber überprüfbar 
sein, damit nicht nur die eine Seite innerhalb eines 
solchen Verfahrens geprüft wird, sondern auch die 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 121. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. Februar 1985 	8987 
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andere prüfbar ist. Die auswählende Seite muß 
nach Kriterien auswählen. Dies wird allerdings von 
den Verfechtern des Auswahlgesprächs als gera-
dezu überflüssig bezeichnet. Es sollen gerade keine 
allgemeinverbindlichen Kriterien, die dieses Aus-
wahlgespräch begleiten, entwickelt werden, son-
dern es soll der Subjektivität Rechnung getragen 
werden, d. h. der Subjektivität derjenigen, die aus-
wählen. Ich halte das für sehr problematisch. Daß 
es rechtlich zudem nicht überprüfbar sein wird, ist 
ein weiteres Problem. Darauf ist in der Anhörung 
hingewiesen worden. Die Mehrheitsfraktionen ha-
ben in der Ausschußberatung keine Konsequenzen 
daraus gezogen. 

Zweites Problem. Dieses Auswahlgespräch wird 
zu einer zusätzlichen Belastung der Hochschulleh-
rer gerade in den Fächern führen, in denen die 
Belastungen schon jetzt besonders hoch sind, weil 
j a ein harter Numerus clausus existiert. Das heißt: 
Die Lehrkapazität der Hochschullehrer in diesen 
Fächern wird notwendigerweise reduziert werden, 
denn wenn man am Anfang des Semesters oder 
sonst zu irgendeiner Zeit tagelang derartige Aus-
wahlgespräche führen muß, kann man sich wäh-
rend dieser Zeit weder auf die Lehre vorbereiten 
noch sie durchführen, geschweige denn Forschung 
betreiben. Das bedeutet, daß die Belastung der 
Hochschulen zunehmen wird, und zwar gerade in 
den Fächern mit einem harten Numerus clausus. 
Kostenneutralität ist in jedem dieser Fälle durch 
die Beschlüsse der Ministerpräsidenten ja gesi-
chert. 

Der Charakter dieses Gesprächs wird auch nicht 
dem entsprechen, was sich viele Leute idealerweise 
vorstellen: Es wird kein Gespräch unter Gleichen 
sein. Es ist selbstverständlich, daß die Bewerber 
und Bewerberinnen bei einem solchen Gespräch ei-
nem ungeheuren Anpassungsdruck unterliegen, 
wenn sie überhaupt eine Chance haben wollen, Er-
folg zu haben, durchzukommen, d. h. das Studium 
aufnehmen zu dürfen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Ist das denn auch 
Ihre Erfahrung heute in der Universität als 

Prüfer?) 

— Herr Daweke, darauf habe ich gewartet. Sie ken-
nen den Unterschied zwischen einer Prüfung über 
den Verlauf eines Studiums, über das Ergebnis ei-
ner teilweise auch gemeinsamen Tätigkeit, und ei-
nem Auswahlgespräch, bei dem sich der Prüfer und 
der Bewerber nicht kennen, überhaupt nicht. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und der 
SPD) 

Sie kennen offensichtlich auch nicht die Grundla-
gen von Prüfungen, denen zufolge allgemeinver-
bindliche Kriterien festgelegt sein müssen, nach de-
nen zu prüfen ist. Das ist auch juristisch überprüf-
bar. All das wollen Sie bei dem Auswahlgespräch 
vermeiden. Darauf muß hingewiesen werden. Der 
Umstand, daß das Auswahlgespräch ein ungleiches 
Verhältnis zwischen dem, der geprüft wird, und 
dem, der prüft, in nicht überprüfbarer Weise fest-
schreibt, wird — wie gesagt — die Bewerber und 
Bewerberinnen zur Anpassung verleiten. 

Des weiteres ist zu befürchten — das ist in der 
Anhörung von einem Sachverständigen auch gesagt 
worden —, daß Institute eröffnet werden, die junge 
Menschen gegen Geld auf ihre Eingangsprüfung 
zum Studium vorbereiten. Die Konsequenzen kön-
nen Sie sich ausrechnen: Dies wird nicht dazu füh-
ren, daß Gleichheit vor dem Studium entsteht, son-
dern eine extreme soziale Ungleichheit. Daß es eine 
unterschiedliche Eignung, unterschiedliche Bega-
bung, unterschiedliche Fähigkeiten gibt, darüber 
brauchen wir uns nicht zu streiten, aber wir sollten 
darüber streiten, ob es notwendig ist — meines Er-
achtens ist es nicht notwendig —, daß der Zugang 
zum Studium von der sozialen Situation abhängig 
ist. 

Ein letztes Argument für die Einführung eines 
Auswahlgesprächs, auf das ich eingehen möchte, ist 
das Argument der Hochschulautonomie. Was ist das 
in Gottes Namen für eine Hochschulautonomie, die 
Professoren die Möglichkeit gibt, ihre Entschei-
dungsfähigkeit im einzelnen auf dem Rücken von 
Studienbewerbern auszutragen? Meiner Ansicht 
nach sollte sich die WRK eher darum bemühen, die 
Autonomie der Hochschulen dort zu entwickeln, wo 
sie unter Abhängigkeiten leidet, nämlich bei der 
Finanzierung der Forschung und dort, wo die Ein-
richtung Hochschule staatlich reguliert und regle-
mentiert wird. Dazu gäbe es noch viel zu sagen, 
aber ich will es hiermit bewenden lassen. 

Meine Fraktion lehnt dieses Gesetz ab. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung. Ich rufe die Art. 1 bis 3, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Die aufgerufenen Vor-
schriften sind damit mit Mehrheit angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist mit Mehr-
heit angenommen. 

Meine Damen und Herren, es ist noch über eine 
Beschlußempfehlung des Ausschusses abzustim-
men. Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 
10/2734 unter Nr. 2 die Annahme einer Entschlie-
ßung. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Gegenstimmen! — Enthaltun-
gen? — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die SPD findet 
nicht statt, Herr Präsident! — Weitere Zu

-

rufe und Lachen bei der CDU/CSU) 

Ich stelle fest: Die Entschließung ist angenommen 
worden. Die Größenordnung der Mehrheit konnte 
ich nicht genau feststellen. Aber sie war groß. 

(Heiterkeit) 
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Vizepräsident Westphal 
Ich rufe Punkt 18 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordne-
ten Daweke, Graf von Waldburg-Zeil, Nelle, 
Frau Rönsch, Schemken, Strube, Frau 
Dr. Wisniewski, Frau Männle, Rossmanith, 
Dr. Rose und der Fraktion der CDU/CSU so-
wie den Abgeordneten Neuhausen, Dr.-Ing. 
Laermann, Frau Seiler-Albring, Frau Dr. 
Hamm-Brücher, Kohn, Baum und der Frak-
tion der FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Neunten Gesetzes zur Änderung des Bun-
desausbildungsförderungsgesetzes 
(9. BAföGÄndG) 
— Drucksache 10/2735 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Bildung und Wissenschaft (federführend) 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Im Ältestenrat ist für die Aussprache ein Beitrag 
von bis zu fünf Minuten für jede Fraktion verein-
bart worden. — Kein Widerspruch. Dann ist so be-
schlossen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die allgemeine Aussprache. Das 
Wort hat der Abgeordnete Schemken. 

Schemken (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Mit der vorgesehenen Novellie-
rung werden einige Härten und Ungereimtheiten, 
die sich beim Vollzug des BAföG ergeben haben, 
beseitigt. Zum Beispiel hat die Förderungspause im 
August zu Härten für die betroffenen Schüler und 
Studenten geführt. Außerdem haben viele Betrof-
fene ersatzweise Leistungen nach dem Bundes-
sozialhilfegesetz beantragt, wodurch zusätzlicher, 
vermeidbarer Verwaltungsaufwand entstanden ist. 
Mit dieser Durststrecke machen wir nun Schluß. 

Im Interesse der Förderungsgerechtigkeit sind 
begrenzte Verbesserungen für Auszubildende not-
wendig geworden. Unberührt davon bleiben die 
zahlreichen Ausnahmeregelungen, die sich bewährt 
haben. Sie tragen vor allem der besonderen Situa-
tion der Mädchen und Frauen Rechnung. 

Im übrigen sind großzügigere Übergangsregelun-
gen eingebaut worden. Diese Übergangsregelungen 
sichern, daß niemand kurz vor Beginn eines Ausbil-
dungsabschnitts überrascht wird. Für diejenigen, 
die bei Inkrafttreten des Gesetzes 26 Jahre alt sind, 
gilt die bisherige Altersgrenze von 30 Jahren. 

Der Koalitionsentwurf geht wesentlich über die 
SPD-Änderungsvorschläge hinaus. Insbesondere 
werden ungerechtfertigte Benachteiligungen ein-
zelner Schülergruppen vermieden. 

Die Bundestagsfraktionen der CDU/CSU und 
FDP wollen mit der Einbringung den Beratungs-
gang verkürzen, damit die Schüler möglichst bald 
Sicherheit über die künftigen Förderungsmodalitä-
ten haben. 

Das Bundeskindergeldgesetz, das Einkommen-
steuergesetz und auch die Richtlinien im Renten-
recht kennen z. B. folgende Ausnahmen, was die 

Altersgrenze angeht, nicht. Einmal gilt dies — und 
das wollen wir mit der Initiative verändern — für 
Auszubildende, die aus persönlichen oder familiä-
ren Gründen, insbesondere wegen der Erziehung 
von Kindern bis zu zehn Jahren, gehindert waren, 
den Ausbildungsabschnitt rechtzeitig zu beginnen. 
Weiter gilt das für Auszubildende, die von einer ein-
schneidenden Veränderung der persönlichen Ver-
hältnisse betroffen sind und noch keine nach dem 
Gesetz zu fördernde Ausbildung abgeschlossen hat-
ten. Und es gilt auch für Auszubildende, welche 
die Zugangsvoraussetzungen in Fachoberschulklas-
sen, an Abendhauptschulen, Berufsaufbauschulen, 
Abendrealschulen, Abendgymnasien oder Kollegien 
erworben haben. 

Im übrigen wirkt sich der seit 1983 zu beobach-
tende Rückgang der Gefördertenzahl aus, der von 
der früheren Bundesregierung 1981 beschlossen 
wurde. Dieser Eingriff hat sich im Herbst 1983 be-
merkbar gemacht. Dies wirkt sich natürlich auch 
nachfolgend aus. 

Festzuhalten ist ferner, daß die 1983 vorgenom-
mene Umstellung der Hochschulförderung auf Voll-
darlehen nicht zu erkennbaren Benachteiligungen 
für Studentinnen geführt hat. Ich darf das noch-
mals ausdrücklich sagen im Hinblick auf die De-
batte von heute morgen. Denn der Anteil der Stu-
dentinnen an der Gesamtzahl der Studierenden 
liegt nach wie vor bei 38,5%, und der Anteil derjeni-
gen, die ihren Studiengang nach BAföG gefördert 
bekommen, liegt bei 38%. Sie sehen hieran, daß 
Frauen und Mädchen nicht beeinträchtigt sind. 
Ausnahmeregelungen sind in diesem Fall gerade 
für Frauen und Mädchen in besonderer Weise auch 
nach dem Gesetz vorgesehen. Wir wollen das vor 
dem Hintergrund der heute morgen geführten De-
batte noch weiter ausbauen. 

Für das Auslandsstudium wollen wir die finan-
ziellen Rahmenbedingungen verbessern. Es sollen 
hier die Mehrkosten als nicht rückzahlbare Zu-
schüsse gewährt werden. Damit wird die Chance 
zur Erweiterung von Berufs- und Lebenserfahrung 
stärker bewertet. 

Auch für die Wehrdienstleistenden, die sich auf 
zwei Jahre verpflichtet haben, wird hier eine Über-
gangsregelung geschaffen. 

Weiter ist es uns ein ganz besonderes Anliegen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, die Aus-
nahme auf Aussiedler, Übersiedler und Flüchtlinge 
aus der DDR und aus den osteuropäischen Gebie-
ten auszudehnen. Gerade diese Menschen haben 
besondere Integrationsprobleme. Wer das vor Ort 
kennt, weiß, daß wir uns dieser Menschen in beson-
derer Weise annehmen sollten. Mit Nachdruck 
drängen wir auf diese Regelung noch in diesem 
Jahr. 

Das Gesetz soll noch für das gesamte Jahr wirk-
sam werden. Wir werden dafür Sorge tragen, daß 
unsere bildungspolitischen Zielsetzungen bei der 
Gesamtproblematik nicht zu kurz kommen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Vogelsang. 

Vogelsang (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die SPD-Fraktion begrüßt diesen Ge-
setzentwurf. Was wir dabei enttäuschend finden, ist, 
daß wir Sie überschätzt hatten, wie schnell Sie fest-
gestellt haben, daß Härten für Betroffene und zu-
sätzlicher vermeidbarer Verwaltungsaufwand über-
haupt bestehen. Denn wir hatten Ihnen bekannter-
maßen schon am 13. April vorigen Jahres die Mög-
lichkeit eingeräumt, all dem, was Sie in den vier 
Spiegelstrichen Ihres Gesetzentwurfes aufgeführt 
haben, in einer namentlichen Abstimmung zuzu-
stimmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es scheint also ein sehr langwieriger bildungspoliti-
scher Prozeß zu sein, bis Sie zu diesem Ergebnis 
kommen. Ich räume ja ein, daß sich jeder darüber 
freut, daß die Entscheidungen, durch die er klüger 
wird, in möglichst kurzen Zeiträumen erfolgen. Ich 
wünsche Ihnen das heute auch. Aber gestatten Sie 
mir, daß ich auf die Länge dieses Zeitraums in die-
sem Falle eingehe. Das Interessante an diesem 
Punkt ist etwas Besonderes, was wir heute auch 
ansprechen müssen, nämlich die Kosten. Sie än-
dern einen Paragraphen — damit beginnt es näm-
lich — und setzen das Lebensalter von 30 auf 27 
Jahre herab. Hier erhebt sich die Frage: Welche 
Einsparungen vermuten Sie dabei? Im Augenblick 
habe ich die Befürchtung, daß Sie dabei sind, Här-
ten zu beseitigen, mit der Maßgabe, an einer ande-
ren Stelle für einen anderen Personenkreis neue 
Härten zu schaffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn es richtig ist, was das Deutsche Studenten-
werk als Meinung äußert — ich will mich vorsichtig 
ausdrücken —, daß die Einsparungen durch die 
Herabsetzung des Alters in diesem Bereich 30 Mil-
lionen DM im Jahr ausmachen, dann ist die Härte, 
die Sie da errichten, finanziell für die Betroffenen 
höher als das, was Sie mit der Beseitigung der Här-
ten durch die anderen vier Punkte herbeiführen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das wird ein Punkt sein, über den wir uns im Aus-
schuß sehr nachdrücklich auseinanderzusetzen ha-
ben. 

(Schemken [CDU/CSU]: Aber gerechter 
und gezielter!) 

— Die Härten werden gerechter und gezielter ver-
teilt. Davon bin ich allerdings heute mittag noch 
nicht überzeugt. Aber ich bin sehr dafür, daß wir 
uns dieser Frage in aller Breite annehmen. 

Ich denke auch, daß wir noch auf etwas anderes 
hinweisen müssen, nämlich daß alle Fraktionen des 
Deutschen Bundestages einen Entschließungsan-
trag angenommen haben, in dem wir die Bundesre-
gierung aufgefordert haben, keine zusätzlichen 
Härten für Frauen bei der Aufnahme von Ausbil-
dung und Beruf eintreten zu lassen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das kommt auch 
nicht!) 

Am Schluß einer solchen Debatte heute, die mit 
einer — wenn ich das so pauschal sagen darf — 
Frauendebatte begonnen hat. müssen wir wohl dar-
auf achten, daß wir mit der Herabsetzung dieser 
Altersgrenze nicht genau das Gegenteil von dem 
tun, worüber wir uns heute vormittag angeblich völ-
lig einig waren. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sehr 
wahr!) 

Das sind die Punkte, denke ich, die es bei diesem 
Gesetzentwurf noch zu beachten gilt. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Neuhausen. 

Neuhausen (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es ist schwierig, 
wenn man ständig Unbehagen äußern muß. Es ist 
auch schwierig, das ständig so hintereinander zu 
machen; das ist ein Problem. 

Verehrter Herr Kollege Vogelsang, was Sie über 
die Verfahrensdauer gesagt haben, möchte ich kurz 
aufgreifen. Es ist ja richtig, und Kritik ist auch gut. 
Es hat lange gedauert. Aber Hektik ist nicht immer 
sehr sinnvoll, besonders wenn man auch noch Zeit 
hat. Denn was den Hauptpunkt angeht, Ernst Kast-
ning, so soll es im August in Kraft treten. Vor allen 
Dingen müssen wir natürlich daran denken, daß 
früher bei ähnlichen bildungspolitischen Dingen 
auch nicht so furchtbar viel zügiger verfahren 
werden konnte. Da waren dann die Kollegen von 
der CDU/CSU-Opposition schneller, zügiger und 
manchmal auch großzügiger. So ist das Leben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP) 

Aber vielleicht läßt ja die Lust an der Opposition 
vergessen, daß das Webersche Wort von dem be-
harrlichen Durchbohren dicker Bretter j a gerade 
für Bildungspolitiker in Regierungsfraktionen gilt, 
und das dann besonders auch in finanzschwachen 
Zeiten. Das will ich doch noch einmal dazu sagen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Die FDP hat dieses 
Gefühl eigentlich nie!) 

— Wir haben dieses Gefühl immer, wir verbergen 
es nur. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP — La

-

chen bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf ist nämlich im Sinne dieses Bildes 
ein ganz schönes Loch in ein bestimmtes Brett ge-
bohrt worden. 

(Daweke [CDU/CSU]: So ist es!) 

Dieses Loch wollen wir pflegen und hegen, damit es 
sich vielleicht noch erweitern kann. 

Wir haben mit diesem Gesetzentwurf natürlich 
nicht die Grundproblematik der Ausbildungsförde-
rung angreifen können. Es handelt sich — wie es im 
Vorblatt heißt — „vorrangig" darum, „einige Härten 
und Ungereimtheiten", die sich eben gezeigt haben, 
zu beseitigen. Wir von der FDP haben immer und 
wiederholt darauf hingewiesen, daß trotz aller fi- 
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Neuhausen 
nanzwirtschaftlichen Probleme dafür zu sorgen ist, 
daß auch in Zukunft die Bildungschancen nach 
Eignung und Leistung der jungen Menschen und 
nicht nach der finanziellen Situation ihrer Eltern 
verteilt werden. Dieser Gesetzentwurf ist ein klei-
ner Schritt wieder auf dem Wege zu diesem Ziel. 

Ich will die Einzelheiten, die hier erwähnt worden 
sind, nicht wiederholen. Es gibt im Grunde vier 
wichtige Punkte. Der wichtigste in meinen Augen 
ist die Wiederherstellung der Augustförderung für 
die jungen Leute. 

Ich muß nun sagen und will das nicht verhehlen, 
daß es im Gesetzentwurf einen von dem Herrn Vor-
sitzenden angeschnittenen Punkt gibt, den ich kri-
tisch sehe. Die Altersgrenze in § 10 Abs. 3 Bundes-
ausbildungsförderungsgesetzes ist auch jetzt schon 
durch mehrere Ausnahmetatbestände — zweiter 
Bildungsweg, junge Frauen; es wurde genannt — 
aufgelockert. Aber trotz des Katalogs, der gerade 
von Herrn Schemken genannt wurde, können — ich 
hätte fast gesagt: werden — weitere Problemfälle 
auftreten. Es ist wirklich nicht der Sinn einer Rege-
lung, die Härten beseitigen soll, mit neuen Unge-
reimtheiten belastet zu werden. 

Aber, meine Damen und Herren, insgesamt gese-
hen wird mit diesem Gesetzentwurf das wichtigste 
Ziel erreicht. Es zeigt sich darin, daß die Fraktionen 
von CDU/CSU und FDP in der Lage sind, Korrektu-
ren da anzubringen, wo sie notwendig sind. Und  — 
um  auf die anfangs erwähnten Bretter zurückzu-
kommen — 

(Weiskirchen [Wiesloch] [SPD]: Sie haben 
doch erst die Bretter hingelegt!) 

es zeigt sich darin: Bohren lohnt sich. — Wir wer-
den weiter bohren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Jannsen. 

Dr. Jannsen (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Schemken wies darauf hin, 
daß Härten und Ungereimtheiten eines Gesetzes, 
das von der CDU 1982 eingebracht und von der 
Regierungskoalition beschlossen worden ist, jetzt 
beseitigt werden müssen. Das ist zwei Jahre da-
nach. In der Zwischenzeit ist aber bereits mehrfach 
auf diese Härten hingewiesen worden. Man hätte 
bereits im Sommer 1983 sehr schnell dazu kommen 
können, diese Härten wegzunehmen. Nur, damals 
wurden diese Härten von Ihnen auf der rechten 
Seite des Hauses bestritten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir sind lern-
fähig!) 

Insbesondere wurde bestritten, daß die Strei-
chung der Förderung im Monat August besonders 
für die Schüler an Abendschulen und Kollegs eine 
besondere Härte bedeute. Dies — das hat sich her-
ausgestellt — ist falsch gewesen. Diese jungen 
Leute haben unter besonderen Bedingungen leiden 
müssen. Es ist bekanntgeworden, daß sie in einzel-
nen Teilen der Bundesrepublik in der Lage waren, 
durchzusetzen, während dieses Monats Sozialhilfe  

zu beziehen. In anderen Teilen der Bundesrepublik 
ist ihnen dies nicht gelungen. Nach den mir vorlie-
genden Informationen ist kaum jemand vom zwei-
ten Bildungsweg in der Lage gewesen, den Monat 
August als Arbeitsmonat zu gestalten, weil es halt 
für Tätigkeiten von einem Monat so gut wie keine 
Möglichkeiten mehr gibt. 

Der zweite Punkt, den hier zu diskutieren ich für 
notwendig halte, ist die Herabsetzung der Alters-
grenze. Dazu zwei Mitteilungen. Eine Mitteilung, 
die ich heute vom Deutschen Studentenwerk er-
hielt, äußert den Verdacht, daß diese Herabsetzung 
der Altersgrenze in der Einsparung von 20 bis 22 
Millionen DM entspricht, die man braucht, um die-
ses Gesetz finanzieren zu können. Der gleiche Ver-
dacht wird von Schülern des zweiten Bildungswegs 
ausgesprochen. Es wird darüber hinaus allerdings 
von ihnen berichtet, daß dann, wenn — ich nenne 
gleich zwei Beispiele — diese Regelung am 1. Okto-
ber 1984 in Kraft gewesen wäre, in der Volkshoch-
schule Charlottenburg in Berlin 40 % der sich An-
meldenden die Ausbildung nicht hätten aufnehmen 
können, wei sie nicht gefördert worden wären, und 
in Köln 25%. Das sind zwei Beispiele. Dieser Kurs 
und dieser Teil der Volkshochschule Charlotten-
burg hätten damit geschlossen werden müssen, und 
es wären weitere 180 jüngere und ältere Menschen 
davon betroffen gewesen. 

Als letztes ist an diesem Gesetz die Angabe zu 
kritisieren, daß es sich um eine jugendpolitische 
Maßnahme handele. Ich denke, daß Ausbildungsför-
derung nicht nur eine jugendpolitische Maßnahme 
ist; denn die Menschen, die 22, 23, 24 bis 30 Jahre alt 
sind und etwa noch eine Hochschulausbildung oder 
eine weitere Ausbildung zur Erlangung der Hoch-
schulreife anstreben, sind nicht mehr als Jugendli-
che zu bezeichnen. Dies ist vielmehr ein bildungspo-
litisches Instrument, und es sollte auch so behan-
delt werden. Deswegen denke ich, daß man gut 
daran täte, sich einer Herabsetzung dieser Alters-
grenze zu widersetzen, wenn es schon nicht gelingt, 
sie ganz zu streichen. Sie war ja einmal bei 35 Jah-
ren angesetzt. Meines Wissens hat der Bundesrat 
gestern eine ähnliche Tendenz beschlossen. Der 
Bundestag sollte sich diesem Vorhaben anschlie-
ßen. 

(Beifall des Abg. Weisskirchen [Wiesloch] 
[SPD]) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär beim Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Bundesregierung 
begrüßt diesen Gesetzentwurf, vor allem die mit 
diesem Gesetzentwurf verbundenen Verbesserun-
gen. Herr Kollege Schemken hat auf sie hingewie-
sen. Ich unterstreiche noch einmal ausdrücklich die 
Verbesserungen in bezug auf die Förderung des 
Auslandsstudiums neben den Regelungen, die wir 
schon bei anderer Gelegenheit hier erörtert haben. 
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Parl. Staatssekretär Pfeifer 
Die Bundesregierung begrüßt den Gesetzentwurf 

auch deshalb, weil er die vorgesehenen Leistungs-
verbesserungen im vorgesehenen Kostenrahmen 
ermöglicht und damit auch den finanzpolitischen 
Vorgaben Rechnung trägt. 

Ich habe mich hier zu Wort gemeldet, weil ich zu 
dem Vorschlag der Herabsetzung der Altersgrenze 
nochmals einen Punkt klarstellen möchte. Meine 
Damen und Herren, mit der Herabsetzung dieser 
Altersgrenze wird im BAföG etwas vollzogen, was 
wir in anderen Leistungsgesetzen haben. Das gilt 
beispielsweise für das Kindergeld, das gilt für Steu-
erentlastungen, das gilt für Waisenrente. Was dort 
bisher möglich gewesen ist, ohne daß man von un-
zumutbaren Härten gesprochen hat, muß ja wohl 
auch hier gehen. 

Mit allem Nachdruck und gerade auch im Hin-
blick auf die Debatte, die heute morgen hier stattge-
funden hat, möchte ich aber auf folgendes hinwei-
sen, Herr Vogelsang: Die Belange der Frauen oder 
der Auszubildenden des zweiten Bildungsweges 
werden durch die Herabsetzung der Altersgrenze 
nicht beeinträchtigt; denn, meine Damen und Her-
ren, die in der Praxis bewährten Ausnahmerege-
lungen, die ja bereits jetzt im BAföG enthalten sind 
— insbesondere zugunsten der Frauen und der Aus-
zubildenden des zweiten Bildungsweges —, bleiben 
in vollem Umfang erhalten. 

Das heißt erstens: Wer seine Hochschulzugangs-
berechtigung in einer Bildungseinrichtung des 
zweiten Bildungsweges erworben hat, erhält auf je-
den Fall Förderung für eine unverzüglich danach 
aufgenommene weiterführende Ausbildung. 

Das heißt zweitens: Bei Verzögerung der Ausbil-
dung durch Kindererziehung, Erkrankung, Behin-
derung usw. gilt diese Altersgrenze nicht. 

Das heißt drittens: Frauen, die beispielsweise we-
gen der Ehe auf eine Berufsausbildung verzichtet 
haben und dann nach dem Tod des Ehemannes 
oder der Scheidung dieses BAföG brauchen, erhal-
ten die Förderung über die im Gesetzentwurf und  

im jetzigen Gesetz vorgesehene Altersgrenze hin-
aus, wenn sie noch keine nach dem BAföG förde-
rungsfähige Ausbildung berufsqualifizierend abge-
schlossen haben. 

Meine Damen und Herren, das alles ist geltendes 
Recht, übrigens viel früher beschlossen. Daran än-
dert sich nichts, so daß ich hier nicht erkennen 
kann, daß unzumutbare Härten für Frauen oder für 
Auszubildende des zweiten Bildungsweges entste-
hen können. 

Wir werden ja in den Ausschußberatungen noch 
Gelegenheit haben, die Fälle, die Herr Kollege 
Schemken und andere angesprochen haben und in 
denen Sie, Herr Kollege Schemken oder Herr Kol-
lege Neuhausen, Härten befürchten, nochmals ein-
gehend zu erörtern. 

Ich bin sicher, daß wir einen Weg finden werden, 
um diese Altersgrenze beschließen zu können, ohne 
daß neue unvertretbare Härten entstehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
auf Drucksache 10/2735 zu überweisen zur feder-
führenden Beratung an den Ausschuß für Bildung 
und Wissenschaft, zur Mitberatung an den Aus-
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit sowie 
zur Mitberatung und zur Beratung gemäß § 96 unse-
rer Geschäftsordnung an den Haushaltsausschuß. 
Gibt es anderweitige Vorschläge? — Das ist nicht 
der Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am 
Schluß unserer Tagesordnung. Ich berufe die näch-
ste Sitzung des Deutschen Bundestages auf Mitt-
woch, den 27. Februar 1985, 14 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 12.39 Uhr) 
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* Präs.-Aufgaben der Beratenden Versammlung des Europarates 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Präsident hat gemäß § 80 Abs. 3 Satz 1 der Geschäftsord-
nung die nachstehenden Vorlagen überwiesen: 

Unterrichtung durch die deutsche Delegation in der Ver-
sammlung der Westeuropäischen Union über die Sondersit-
zung der Versammlung am 29. Oktober 1984 in Rom sowie 
den Zweiten Teil der 30. ordentlichen Sitzungsperiode der 
Versammlung vom 3. bis 6. Dezember 1984 in Paris (Druck-
sache 10/2694) 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zum Abschluß des Verfahrens der Konsultation des 

Europäischen Parlaments zu dem Vorschlag der Kommis-
sion der Europäischen Gemeinschaften an den Rat für eine 
Richtlinie zur Änderung der Richtlinie 69/169/EWG zur Har-
monisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über 
die Befreiung von den Umsatzsteuern und Sonderverbrauch-
steuern bei der Einfuhr im grenzüberschreitenden Reisever-
kehr (Drucksache 10/2815) 
zuständig: Finanzausschuß 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zur Konsultation des Europäischen Parlaments zum 
Beitritt Spaniens und Portugals zu den Europäischen Ge-
meinschaften (Drucksache 10/2816) 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Verkehr hat mitgeteilt, daß 
der Ausschuß von einer Berichterstattung gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 
der Geschäftsordnung über die nachstehenden Vorlagen absieht: 

Bericht des Bundesministers für Verkehr über Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Unfallverhütung im Straßenverkehr für 
die Jahre 1982 und 1983 - Unfallverhütungsbericht Straßen-
verkehr 1983 - (Drucksache 10/963) 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zu EUROCONTROL (Drucksache 10/2180) 

Der Stellvertretende Vorsitzende des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung hat mitgeteilt, daß der Ausschuß von einer 
Berichterstattung gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung 
absieht: 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zum Abschluß des Verfahrens der Konsultation des 
Europäischen Parlaments zu der Mitteilung der Kommission 
an den Rat und an den Ständigen Ausschuß für Beschäfti-
gungsfragen über Maßnahmen zur Bekämpfung der Lang-
zeitarbeitslosigkeit einschließlich eines Entschließungsent-
wurfs des Rates (Drucksache 10/2338) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Verkehr hat mitgeteilt, daß 
der Ausschuß die nachstehende EG-Vorlage zur Kenntnis genom-
men hat: 

Entwurf einer Entschließung des Rates zur Durchführung 
eines gemeinschaftlichen Programms auf dem Gebiet der 
Sicherheit im Straßenverkehr - KOM (84) 170 endg. - 
(Drucksache 10/1404 Nr. 35) 

Die in Drucksache 10/2849 unter Nummer 13 aufgeführte EG- 
Vorlage 

Vorschlag einer 10. Richtlinie des Rates nach Artikel 54 Ab-
satz 3 Buchstabe g) des Vertrages über die grenzüberschrei-
tende Verschmelzung von Aktiengesellschaften 

wird als Drucksache 10/2856 verteilt. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Frage des 
Abgeordneten Zander (SPD) (Drucksache 10/2826 
Frage 3): 

Wem soll ein Bürger eigentlich glauben, wenn er mit 
gleicher Post eine Mitteilung über eine Gebührenerhöhung 
der Deutschen Bundespost (DBP) sowie die Zusage des Bun-
desministers für das Post- und Fernmeldewesen: „Die Preise 
bei der DBP bleiben auch im Jahr 1985 stabil" erhält, dem 
Gebührenbescheid oder dem Minister? 
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In der Zweitbeilage zur Fernmelderechnung Ja-
nuar 1985 wurde mitgeteilt: „Die Preise bei der Post 
bleiben auch im Jahre 1985 stabil." 

Diese Aussage bezieht sich auf die Gesamtheit 
der Dienstleistungen der Deutschen Bundespost, 
d. h. das Preisniveau aller Post- und Fernmelde-
dienstleistungen zusammen bleibt stabil. Die Stabi-
lität des Preisniveaus schließt aber nicht aus, daß 
einzelne Preise erhöht, andere dagegen gesenkt 
werden. 

Es hat seit 1982 keine Gebührenerhöhungen im 
P-Bereich, d. h. bei den Post- und Postbankdiensten 
mehr gegeben. Soweit im Fernmeldebereich gering-
fügige Gebührenerhöhungen erfolgt sind, ist zu be-
rücksichtigen, daß es sich hierbei um Gebührenpa-
kete gehandelt hat, die neben den Erhöhungen auch 
erhebliche Gebührensenkungen zugunsten der 
Kunden der Deutschen Bundespost vorsehen. Ins-
gesamt schlossen die 25. und 26. ÄndVFO mit Ge-
bührenentlastungen für die Kunden in Höhe von 
175 Mio. DM + 182,5 Mio. DM = 357,5 Mio. DM ab, so 
daß es gewiß nicht übertrieben ist, daß die Preise 
bei der Deutschen Bundespost stabil sind. Daher 
widers0rechen sich die erwähnte Mitteilung und die 
Aussage des Ministers in der Fernmelderechnungs-
beilage nicht. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Antretter (SPD) (Drucksache 
10/2826 Fragen 27 und 28): 

Weshalb wurden die militärischen Übungen in Hohenfels 
und Grafenwöhr, an denen weit über 200 Soldaten z. T. Er-
frierungen ersten und zweiten Grades erlitten haben, nach 
Bekanntwerden dieser Verletzungen nicht abgebrochen? 

Wie ist es zu erklären, daß Soldaten, die bei derart extre-
men Witterungsbedingungen zu länger dauernden militä-
rischen Übungen eingesetzt werden, mit unzureichender 
Kleidung ausgerüstet werden? 

Zu Frage 27: 

Die Bundesregierung bedauert, daß es bei den 
Wintermanövern zu Kälteschäden bei unseren Sol-
daten gekommen ist. Zu einer glaubwürdigen Ver-
teidigungsbereitschaft gehört aber auch, daß die 
Truppe auf allen Führungsebenen beweist, daß sie 
auch bei extremen Witterungsbedingungen in der 
Lage ist, ihren Auftrag zu erfüllen. Hierzu gehört 
das Aneignen von Erfahrungen und deren Umset-
zung bei der Ausbildung im Winter. Die Truppe hat 
dies generell gut bewältigt. Das Ergebnis beweist, 
daß es richtig war, an den Übungen festzuhalten. 

Die überwiegend an den ersten Tagen des Auf-
enthaltes eingetretenen Kälteschäden, als die 
Truppe vom Einbruch der Kälte überrascht wurde, 
konnten zumeist durch ambulante Behandlung in 
wenigen Tagen geheilt werden. Einige wenige Sol-
daten sind stationär behandelt worden, mit bleiben-
den Gesundheitsschäden ist bei keinem Soldaten zu 
rechnen. 

Zu Frage 28: 

Die Truppe wurde auf den Truppenübungsplät-
zen nach vorangegangenem mildem Wetter vom 
Einbruch der extremen Witterung überrascht. 

Sie hat sich dann mit zusätzlich bereitgestellter 
Bekleidung geholfen. 

Eine in notwendigen Bereichen noch verbesserte 
Bekleidung ist in der Entwicklung bzw. Beschaf-
fung. Vieles in diesem Zusammenhang hängt auch 
mit Fragen der Organisation und der Ausbildung 
zusammen. Hier sind erforderliche Maßnahmen ge-
troffen. 

Über Einzelheiten wurde der Verteidigungsaus-
schuß, in dem alle Fraktionen vertreten sind, unter-
richtet. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Kübler (SPD) (Drucksache 
10/2826 Frage 36): 

Wie kann die Bundesregierung in Zukunft gewährleisten, 
daß die US-Streitkräfte nicht mehr die deutsche Bevölkerung 
auf Flugblättern zum Aufspüren von „Saboteuren, Verdächti-
gen und sich auffällig verhaltenden Personen" auffordern, 
wie in Hessen beim NATO-Manöver „Central Guardian" ge-
schehen, und hatten die US-Streitkräfte dieses ihr Verhalten 
mit der Bundesregierung abgestimmt? 

Die Bundesregierung hat unmittelbar nach Be-
kanntwerden der nicht mit ihr abgestimmten Flug-
blattaktion bei den zuständigen amerikanischen 
Dienststellen die Einstellung erreichen können. Die 
Bundesregierung geht davon aus, daß auch in Zu-
kunft die amerikanischen Streitkräfte diesbezüg-
lich unsere Position teilen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Rose (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/2826 Fragen 41 und 42): 

Welche Auswirkungen hat das deutsch-tschechoslowaki-
sche Binnenschiffahrtsabkommen vom Dezember 1984 auf 
die wirtschaftliche Situation des Rhein-Main-Donau-Ka-
nals? 

Ab wann wird die Deutsche Lufthansa den Flugverkehr 
zwischen Frankfurt am Main und Windhoek aufnehmen, und 
sind hierzu bereits entsprechende Verhandlungen aufgenom-
men worden bzw. geplant? 

Zu Frage 41: 

Ein deutsch-tschechoslowakisches Binnenschif-
fahrtsabkommen konnte noch nicht abgeschlossen 
werden. Bei der letzten Verhandlungsrunde in Prag 
vom 23. bis 26. Januar 1985 wurde zwar die redaktio-
nelle Abfassung des Abkommenstextes weitgehend 
abgeschlossen, jedoch sind bis zur Unterzeich-
nungsreife auf beiden Seiten noch weitere Klärun-
gen erforderlich. 
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Nach Inkrafttreten des Abkommens, in das der 
Main-Donau-Kanal einbezogen werden wird und 
nach Fertigstellung der Rhein-Main-Donau-Verbin-
dung erwartet die Bundesregierung zusätzliche 
Verkehre auch auf dem Kanalabschnitt dieser Ver-
bindung, die die wirtschaftliche Situation dieses Ab-
schnittes weiter verbessern werden. 

Zu Frage 42: 

Ein Zeitpunkt für die Aufnahme von Linienver-
kehr der Deutschen Lufthansa zwischen Frankfurt 
und Windhoek ist nicht erkennbar. 

Verhandlungen über diese Frage sind weder auf-
genommen noch geplant. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fra-
gen des Abgeordneten Gansel (SPD) (Drucksache 
10/2826 Fragen 43 und 44): 

Ist auf der 13. Tagung der Kommission der Bundesrepublik 
Deutschland und der UdSSR für wirtschaftliche und wissen-
schaftlich-technische Zusammenarbeit auch Einvernehmen 
über eine Fährverbindung zwischen der Sowjetunion und 
der Bundesrepublik Deutschland erreicht worden? 

Hat die Bundesregierung, nachdem im Kommuniqué vom 
24. Januar 1985 festgestellt worden ist, daß sich der Waren-
austausch zwischen beiden Ländern ausgeweitet habe und 
daß beide Seiten ihre Bereitschaft bekräftigt hätten, die den 
beiderseitigen Interessen entsprechenden Wirtschaftsbezie-
hungen auf der Grundlage der geltenden Abkommen und im 
Geiste der in Helsinki und auf dem Madrider Treffen erziel-
ten Vereinbarungen auch weiterhin zu entwickeln, nunmehr 
eine positive Haltung zu der schleswig-holsteinischen Lan-
deshauptstadt Kiel als Fährhafen auf der Seite der Bundes-
republik Deutschland eingenommen? 

Zu Frage 43: 

Auf der 13. Tagung der Kommission der Bundes-
republik Deutschland und der UdSSR für wirt-
schaftliche und wissenschaftlich-technische Zusam-
menarbeit wurde die Einrichtung einer Eisenbahn-
fährverbindung zwischen einem deutschen und ei-
nem sowjetischen Ostseehafen nicht angespro-
chen. 

Zu Frage 44: 

Die Frage des Fährhafens stellt sich erst, wenn 
die derzeit noch laufenden Erörterungen über die 
von der Bundesregierung zur möglichen Einrich-
tung der Eisenbahnfährverbindung einzunehmende 
Haltung abgeschlossen sind. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Schily (GRÜNE) (Drucksache 
10/2826 Fragen 45 und 46): 

Hat die Deutsche Lufthansa dem ehemaligen FDP-Vorsit-
zenden im rheinland-pfälzischen Landtag, Scholl, der sich 
zur Zeit unter dem Verdacht des Raubes in Untersuchungs-

haft befindet, seit seinem Ausscheiden aus dem Amt des 
Geschäftsführers des Pharma-Verbandes Anfang der achtzi-
ger Jahre für „die Wahrnehmung rechtlicher Aufgaben" mo-
natlich einen Betrag von 10 000 DM gezahlt? 

Besteht ein Zusammenhang zwischen den Zahlungen der 
Deutschen Lufthansa und dem Zustandekommen des „Bera-
tervertrages" Scholls bei der Deutschen Anlagen Leasing 
(DAL), der mit 5 000 DM monatlich dotiert war? 

Zu Frage 45: 

Die Deutsche Lufthansa AG hat mit Herrn Scholl 
einen Beratervertrag geschlossen. Über die Ver-
tragsgestaltung im einzelnen hat die Bundesregie-
rung keine Kenntnis. Ein zeitlicher Zusammenhang 
zwischen dem „Ausscheiden aus dem Amt des Ge-
schäftsführers des Pharma-Verbandes" und dem 
Abschluß des Beratervertrages ist der Bunderegie-
rung nicht bekannt. Nach Mitteilung der Deutschen 
Lufthansa AG wurde der Beratervertrag inzwi-
schen gekündigt; ein Nachfolger wird gesucht. 

Zu Frage 46: 

Über einen Zusammenhang ist der Bundesregie-
rung nichts bekannt. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fra-
gen des Abgeordneten Walther (SPD) (Drucksache 
10/2826 Fragen 47 und 48): 

Hatte die Bundesregierung oder hatten einzelne Regie-
rungsmitglieder davon Kenntnis, daß der ehemalige rhein-
land-pfälzische FDP-Landesvorsitzende Scholl einen Bera-
tervertrag mit der Deutschen Lufthansa hatte, und wenn ja, 
mit welchen Bedingungen dieser Vertrag zustande gekom-
men ist? 

Treffen Pressemeldungen zu, daß der Beratervertrag auf 
Drängen des Bundeskanzlers zustande gekommen ist, und 
wenn ja, welche Interessen hat der Bundeskanzler damit ver-
bunden? 

Zu Frage 47: 

Ja. 

Die Vertragsbedingungen im einzelnen waren 
der Bundesregierung nicht bekannt. 

Zu Frage 48: 

Bundeskanzler Dr. Kohl hat sich für eine Tätig-
keit von Herrn Scholl bei der Lufthansa nach des-
sen Ausscheiden aus dem Landtag von Rheinland

-

Pfalz verwendet. 

Der Bundeskanzler hat sich immer, wenn er von 
ehemaligen Kollegen — aus allen Fraktionen — um 
Unterstützung angegangen wurde, um Hilfe be-
müht. 
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Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Dr. Lepsius (SPD) (Druck-
sache 10/2826 Fragen 49 und 50): 

Kann die Bundesregierung mitteilen, welche Erfahrungen 
mit dem Modellversuch der dreispurigen Bundesfernstraße 
B 33 im Kinzigtal auf einem Teilstück von 5,6 Kilometer hin-
sichtlich des Überholverhaltens, der Verkehrssicherheit und 
des Verkehrsflusses in der Modellphase gemacht wurden, 
und hält sie dreispurige Fahrstreifen für den künftigen Aus-
bau von Bundesfernstraßen, auch aus wirtschaftlichen Grün-
den, für geeigneter? 

Sind der Bundesregierung Planungsentwürfe des Regie-
rungspräsidiums Karlsruhe für den vierspurigen Ausbau der 
B 462 von der B 3 bis Gaggenau bekannt, und kann sie darauf 
hinwirken, daß aus den Erfahrungen des Modellversuchs mit 
der B 33 Schlußfolgerungen auf die B 462 gezogen und ent-
sprechende Planungsalternativen für ein dreispuriges Aus-
baukonzept vorgelegt werden? 

Zu Frage 49: 

Der Bundesminister für Verkehr hat seit kurzem 
Kenntnis vom Ergebnis des Modellversuchs auf der 
Bundesstraße 33 im Kinzigtal. Danach haben sich 
dort, seit der Einteilung der Fahrbahn in 3 Fahr-
streifen im August 1982, die Überholmöglichkeiten 
verbessert. Auch das Unfallgeschehen hat sich in 
der zweijährigen Anfangsphase günstig entwickelt. 
Die Kraftfahrer haben die Lösung positiv bewer-
tet. 

Diese Ergebnisse dürfen aber noch nicht verall-
gemeinert werden. Die Versuchsstrecke ist nur 
5,6 km lang; sie ist flach und übersichtlich und au-
ßergewöhnlich gut markiert. Vor allem fehlen Beob-
achtungen des Verkehrsablaufes bei voller Ausla-
stung und bei Überlastung durch den Verkehr. 

Im Vergleich zur normalen zweistreifigen Straße 
ist die dreistreifige um etwa 20 % teurer. Die Ver-
besserung der Überholmöglichkeiten rechtfertigt in 
den meisten Fällen den Mehraufwand nicht. 

Als Ersatz für eine vierstreifige Straße mit ge-
trennten Richtungsfahrbahnen kommt die drei-
streifige Straße im Regelfall nicht in Betracht. Sie 
hat immer dort, wo im mittleren Fahrstreifen die 
Richtung wechselt, nur 2 Fahrstreifen; ihre Lei-
stungsfähigkeit ist entsprechend begrenzt. 

Möglichkeiten für einen sinnvollen Einsatz 
dreistreifiger Straßen untersucht die in der Bundes-
anstalt für Straßenwesen im April 1984 eingerich-
tete Projektgruppe „Zwischenquerschnitte". Die 
Bundesregierung wird das Untersuchungsergebnis 
abwarten, bevor sie über eine breitere Anwendung 
dreistreifiger Querschnitte entscheidet. 

Zu Frage 50: 

Planungsentwürfe für den Ausbau der B 462 bei 
Gaggenau liegen dem Bundesminister für Verkehr 
noch nicht vor. Die Ergebnisse der in der Antwort 
zur Frage 49 erwähnten Untersuchungen der Pro-
jektgruppe „Zwischenquerschnitte" müssen erst ab-
gewartet werden, bevor der Bundesminister für 
Verkehr ggf. Folgerungen für die Planung der B 462 
ziehen kann. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Grünbeck (FDP) (Drucksache 
10/2826 Frage 51): 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung zum Stand 
der Planung, Finanzierung und zum weiteren Ausbauverlauf 
der Bundesfernstraße A 7, insbesondere über die österreichi-
sche Landesgrenze hinaus? 

Für den Weiterbau der A 7 auf deutscher Seite im 
Abschnitt Nesselwang-Füssen-Bundesgrenze steht 
das Planfeststellungsverfahren unmittelbar vor 
dem Abschluß. Es muß damit gerechnet werden, 
daß gegen den in Kürze ergehenden Planfeststel-
lungsbeschluß der Regierung von Schwaben in 
Augsburg Klagen erhoben werden, so daß der bis-
her für das Jahr 1985 vorgesehene Baubeginn kaum 
gehalten werden kann. 

Das Abkommen zwischen der Bunderepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über Bau, 
Instandhaltung und Betrieb des Grenztunnels zwi-
schen Füssen und Reutte soll am 5./6. Februar 1985 
in München abschließend beraten und paraphiert 
werden. 

Die Weiterführung der A 7 auf österreichischer 
Seite ist — nach den bisherigen bilateralen Abspra-
chen in einer ersten Baustufe — als einbahnige 
Schnellstraße S 14 im Bau. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD) 
(Drucksache 10/2826 Fragen 52 und 53): 

Gibt es seitens des Bundesministeriums für Verkehr oder 
der Deutschen Bundesbahn (DB) Überlegungen, den Bundes-
verkehrswegeplan 1985 oder spätere um die DB-Trasse Neu-
markt—Ingolstadt zu erweitern, und welche Auswirkungen 
hätte dies auf den Nürnberger Hauptbahnhof? 

Besteht nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 
die Möglichkeit, für den Ausbau bzw. Umbau von Straßen-
bahnen zu Stadtbahnen Zuschüsse zu erhalten, und welche 
Bereitschaft des Bundesministeriums für Verkehr unter wel-
chen Voraussetzungen besteht seitens des Ministeriums, 
diese Zuschüsse zu gewähren? 

Zu Frage 52: 

In die noch nicht abgeschlossenen Untersuchun-
gen zur Fortschreibung des Bundesverkehrswege

-

planes '85 ist u. a. das Neu- und Ausbauvorhaben 
Dortmund-Kassel-München mit einer Neubau-
strecke Nürnberg-Ingolstadt einbezogen. 

Für die Trassenführung im Bereich Nürnberg 
kommt aus Sicht der Deutschen Bundesbahn vor-
rangig eine Trasse über Feucht in Betracht. 

Bei der Festlegung der Entwurfstrasse werden 
mögliche Auswirkungen auf die S-Bahn-Planung im 
Raum Nürnberg einschließlich einer Umgestaltung 
der östlichen Gleisanlagen des Hauptbahnhofes zu 
berücksichtigen sein. 
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Zu Frage 53: 

Nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setz ist die Förderung des Ausbaus von Straßenbah-
nen zu Stadtbahnen mit Bundesfinanzhilfen mög-
lich, wenn der Verkehrsweg der Stadtbahn auf be-
sonderem Bahnkörper geführt wird. Darüber hin-
aus müssen die übrigen allgemeinen Voraussetzun-
gen des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 
erfüllt sein. 

Der Bundesminister für Verkehr stellt auf Grund 
von Vorschlägen der Länder und im Benehmen mit 
ihnen das Förderprogramm auf. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 
10/2826 Frage 54): 

Welches Bauinvestitionsvolumen würde das Inkraftsetzen 
des im Deutschen Bundestag schon einmal gescheiterten 
Lärmschutzgesetzes auslösen, und denkt die Bundesregie-
rung daran, im Interesse der Bauwirtschaft ebenso wie im 
Interesse des Umweltschutzes das Lärmschutzgesetz erneut 
einzubringen? 

Die Kosten für Lärmschutz auf der Grundlage 
des in der achten Legislaturperiode gescheiterten 
Verkehrslärmschutzes werden z. Zt. jährlich auf rd. 
880 Millionen DM für Straßen und Schienenwege 
geschätzt. Die Kosten verteilen sich dabei auf 

— Lärmvorsorge (Bau und wesentliche Änderung) 

O an Straßen: 	 580 Millionen DM 

O an Schienenwege: 	77 Millionen DM 

— Lärmsanierung 

an bestehenden Straßen: 	225 Millionen DM. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, das Ge-
setz erneut einzubringen. Sie hat für Bundesfern-
straßen in der Baulast des Bundes im Juli 1983 
Richtlinien, die weitgehend dem gescheiterten Ge-
setzentwurf entsprechen, erlassen. Sie werden 
überwiegend auch für Straßen anderer Baulastträ-
ger angewandt. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Fragen 
des Abgeordneten Catenhusen (SPD) (Drucksache 
10/2826 Fragen 55 und 56): 

Welche begleitenden FuE-Arbeiten werden vom Bundesmi-
nisterium für Forschung und Technologie zum Projekt einer 
großtechnischen Wiederaufarbeitungsanlage gefördert, wel-
che Finanzmittel sind dafür in der mittelfristigen Finanzpla-
nung vorgesehen? 

Mit welchen Zielsetzungen will die Bundesregierung Tech-
nologie-Folgen-Abschätzung fördern, in welchem Ausmaß 
will sie gesellschaftliche Gruppen an der Zielsetzung und 
Durchführung von TA-Studien beteiligen? 

Zu Frage 55: 

Das — im Rahmen der durch den Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie geförderten 
F + E-Arbeiten — auf dem Gebiet der Wiederaufar-
beitung entstandene Know-how steht der Deut-
schen Gesellschaft für Wiederaufarbeitung (DWK) 
bei Planung, Bau und Betrieb einer Wiederaufarbei-
tungsanlage zur Verfügung, insbesondere auf 
Grund des Kooperationsvertrages zwischen der 
Deutschen Gesellschaft für Wiederaufarbeitung von 
Kernbrennstoffen und dem Kernforschungszen-
trum Karlsruhe. 

Auf eine entsprechende Anfrage der Fraktion 
DIE GRÜNEN hat die Bundesregierung am 28. No-
vember 1984 geantwortet: „Eine Bezuschussung der 
Wiederaufarbeitungsanlage (gemeint ist die von der 
DWK für die Standorte Wackersdorf oder Dragahn 
beantragte Anlage) aus Mitteln des BMFT ist nicht 
vorgesehen." (BT-Drucksache 10/2530). Dies 
schließt auch eine Bezuschussung von baubeglei-
tenden F + E-Arbeiten ein. 

Zu Frage 56: 

Die Bundesregierung bejaht grundsätzlich den 
technischen Fortschritt. Sie sieht dabei die Chancen 
der technologischen Entwicklung durchaus im Zu-
sammenhang mit den Risiken. Sie legt daher auf 
die Erforschung und Klärung von Chancen und Ge-
staltungsnotwendigkeiten neuer Technologien be-
sonderen Wert. 

Die Bundesregierung mißt dazu der Technikfol-
genabschätzung (TA) hohe Priorität zu. Sie soll auf 
wissenschaftlicher Grundlage dazu beitragen, so 
frühzeitig wie möglich Technikwirkungen abschät-
zen, Chancen und Nebenfolgen beurteilen und die 
Minimierung von Risiken sicherstellen zu können. 
Es geht darum, den politischen Meinungsbildungs- 
und Entscheidungsprozeß sachgerecht und rational 
zu fundieren und die Chancen innovativer Entwick-
lungen in Verantwortung gegenüber Gesellschaft, 
Umwelt und zukünftigen Generationen zügig einer 
breiten Anwendung zugänglich zu machen. 

Die Durchführung von TA-Studien wird mög-
lichst durch beratende Gremien begleitet. Sie sollen 
an der Auswahl der Fragestellungen und Operatio-
nalisierung der Forschungsaufgaben mitwirken 
und die Fortschritte der Untersuchungen prüfen. In 
diese Gremien sind kompetente Wissenschaftler 
unterschiedlicher Disziplinen sowie Vertreter derje-
nigen gesellschaftlichen Gruppen zu berufen, die 
durch das jeweilige Problem besonders betroffen 
sind. Die Zusammensetzung ist jeweils problembe-
zogen vorzunehmen. 
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Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Klejdzinski (SPD) (Druck-
sache 10/2826 Frage 57): 

Wie und in welcher Weise gedenkt die Bundesregierung 
die Forschung mit menschlichen Embryos zu kontrollieren? 

Die Bundesregierung hat im Mai 1984 die Ar-
beitsgruppe „In vitro-Fertilisation, Genomanalyse 
und Gentherapie" eingesetzt. Im Rahmen dieser Ar-
beitsgruppe wird auch die Problematik der For-
schung mit menschlichen Embryonen behandelt. Es 
werden hierzu Empfehlungen erarbeitet, ob und in 
welcher Form eine Kontrolle gegebenenfalls erfor-
derlich sein könnte. Sobald die Empfehlungen vor-
liegen, wird die Bundesregierung über die von ihr 
zu treffenden Maßnahmen befinden. Soweit der 
Bundesregierung bekannt ist, werden in der Bun-
desrepublik Deutschland zur Zeit keine derartigen 
Experimente durchgeführt. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Fragen 
des Abgeordneten Schwenninger (GRÜNE) (Druck-
sache 10/2826 Fragen 58 und 59): 

Seit wann ist der Bundesregierung bekannt, daß Brasilien 
am 21. November 1984 eine zweistufige SONDA IV-Rakete 
mit einer Reichweite von 1 000 Kilometer startete, wie es in 
der Zeitschrift „Soldat und Technik", Januar 1985, zu lesen 
ist? 

Durch welche technischen Maßnahmen wurde aus der Hö-
henforschungsrakete SONDA IV die ballistische Rakete 
SONDA IV, und ist die Bundesregierung nach wie vor der 
Auffassung, daß ihre zivile Höhenforschungsraketenkoope-
ration mit Brasilien von den Brasilianern ausschließlich zivil 
und nicht militärisch genutzt wird? 

Zu Frage 58: 

Die Bundesregierung wurde durch Schriftbericht 
der Deutschen Botschaft Brasilia vom 5. Dezember 
1984 vom ersten Start der brasilianischen Rakete 
SONDA IV am 21. November 1984 unterrichtet. 

Zu Frage 59: 

Die SONDA-IV-Rakete hat folgende technische 
Daten: 16,59 m Länge, 1 m Durchmesser; 1 270 kg 
Gesamtgewicht, davon 500 kg Nutzlast; ihre Gipfel-
höhe beträgt 700 km, und ihre Flugdauer betrug 
15 Minuten. Die Rakete ist durch Autopiloten steu-
erbar. Da es sich um eine nationale brasilianische 
Eigenentwicklung handelt, ist die Bundesregierung 
über die technischen Maßnahmen, die zu diesem 
Ergebnis geführt haben, nicht unterrichtet. 

Die Bundesregierung ist nach wie vor der Auffas-
sung, daß ihre zivile Höhenforschungsraketen-Ko-
operation mit Brasilien nicht militärisch genutzt 
wird. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Enders (SPD) (Drucksache 
10/2826 Fragen 69 und 70): 

Sind der Bundesregierung die fortwährenden Auseinan-
dersetzungen des Kommandeurs der Grenzschutzeinheit in 
Bad Hersfeld mit Mitarbeitern des Bundesgrenzschutzes 
(BGS), vorwiegend des Personalrates, bekannt, und hält sie 
die vor dem Arbeitsgericht, dem Verwaltungsgericht und 
dem ordentlichen Gericht ausgetragenen Streitsachen dem 
Arbeitsklima, dem Arbeitsfrieden und dem guten Ruf des 
BGS für dienlich? 

Auf welche Weise gedenkt die Bundesregierung, diese la-
tent unerfreuliche und für den Teamgeist des Bundesgrenz-
schutzes schädliche Situation zu beenden? 

In den letzten Jahren ist es aus unterschiedlich-
sten Gründen zu Auseinandersetzungen zwischen 
dem Kommandeur der Grenzschutzabteilung Mit-
te 2 in Bad Hersfeld und Mitgliedern von Personal-
vertretungen sowie Mitarbeitern gekommen. 

Auseinandersetzungen im Bereich einer Dienst-
stelle bringen in der Regel unvermeidbar auch Be-
einträchtigungen des Arbeitsklimas und des Ar-
beitsfriedens mit sich. 

Der gute Ruf des Bundesgrenzschutzes insge-
samt könnte jedoch durch derlei regionale Querelen 
nur dann tangiert werden, wenn eine sachgerechte 
Erledigung nicht erreicht würde. Die erforderlichen 
Maßnahmen stehen seit geraumer Zeit im Mittel-
punkt entsprechender Bemühungen der zuständi-
gen Dienstvorgesetzten. 

Ein von dem Kommandeur der GSA Mitte 2 be-
triebenes arbeitsgerichtliches Verfahren ist mir 
nicht bekannt. Die mir bekannten Verfahren (Aus-
schlußverfahren gem. § 28 BPersVG vor der Fach-
kammer des VG Kassel, strafrechtliches Ermitt-
lungsverfahren der StA Fulda wegen Beleidigung 
u. a.) sind noch nicht abgeschlossen. Ich sehe daher 
vor Abschluß der wechselseitigen Gerichtsverfah-
ren von einer Würdigung ab. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Wolfram (Recklinghausen) 
(SPD) (Drucksache 10/2826 Fragen 71 und 72): 

Sieht die Bundesregierung angesichts der Erkenntnisse 
mit den Smogalarmen in Berlin, Nordrhein-Westfalen und 
Hessen ein, daß im Verkehrsbereich viel schneller und nach-
haltiger Umweltbelastungen minimiert und der schienenge-
bundene öffentliche Nah- und Fernverkehr gefördert werden 
muß? 

Wird die Bundesregierung auf die Bundesländer einwir-
ken, dem Beispiel von Nordrhein-Westfalen und Hessen zu 
folgen und umgehend die gleichen scharfen Smogvorschrif-
ten in Kraft setzen wie in den genannten beiden Ländern? 

Zu Frage 71: 

Erkenntnisse über die den Smogalarm in Berlin, 
Nordrhein-Westfalen und Hessen ausgelösten 
Schadstoffe und ihre Konzentrationen liegen der 
Bundesregierung nicht vor. Denn die Messungen 
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und ihre Auswertung werden von den Ländern 
durchgeführt. Nach öffentlichen Erklärungen ist 
der Smogalarm durch den starken Anstieg insbe-
sondere der Schwefeldioxid- und der Schwebstaub-
konzentration in der Luft ausgelöst worden. Beide 
Stoffe werden jedoch von Kraftfahrzeugen nur in 
geringem Umfang emittiert. 

Zu Frage 72: 

Wie ich bereits am 24. Januar 1985 in Beantwor-
tung einer Frage des Kollegen Amling betont habe, 
ist der Erlaß von Smogverordnungen ausschließlich 
Sache der Länder (§§ 40, 49 Abs. 2 BImSchG). 

Um ein bundeseinheitliches Vorgehen sicherzu-
stellen, haben die Umweltminister und -senatoren 
bereits im November 1984 eine Mustersmogverord-
nung beschlossen, die Verschärfungen im Vergleich 
zu den bisherigen Regelungen vorsieht. Die Bun-
desregierung geht davon aus, daß die Länder den 
Beschluß der Umweltminister — soweit noch nicht 
geschehen — alsbald umsetzen werden. Die über-
wiegende Zahl der Länder hat die Umsetzung der 
Mustersmogverordnung inzwischen eingeleitet; in 
einzelnen Ländern sind die Arbeiten bereits abge-
schlossen. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fra-
gen des Abgeordneten Menzel (SPD) (Drucksache 
10/2826 Fragen 73 und 74): 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung aus 
der Tatsache zu ziehen, daß einige Bundesländer zum Schutz 
der Bevölkerung überhaupt keine Smogverordnung erlassen 
haben und die Grenzwerte zur Auslösung des Smogalarms in 
den Ländern mit Smogverordnung unterschiedlich festgelegt 
sind? 

Hält die Bundesregierung es im Interesse des Gesund-
heitsschutzes der Bevölkerung für wünschenswert, daß die in 
Nordrhein-Westfalen festgelegten Grenzwerte auch von den 
anderen Bundesländern übernommen werden, und was ge-
denkt sie zu tun, um zu einheitlichen Regelungen zu kom-
men? 

Der Erlaß von Smogverordnungen ist ausschließ-
lich Sache der Länder. Die Landesregierungen sind 
aufgrund der §§ 40 und 49 Abs. 2 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung Gebiete festzusetzen, in denen während 
austauscharmer Wetterlagen ein starkes Anwach-
sen schädlicher Umwelteinwirkungen durch Luft-
verunreinigungen zu befürchten ist. 

Die Umweltministerkonferenz hat am 8./9. No-
vember 1984 eine Mustersmogverordnung, welche 
die seit dem 17. Januar 1985 in Nordrhein-Westfalen 
geltenden Auslösekriterien enthält, einstimmig ver-
abschiedet und eine entsprechende baldige Anpas-
sung der vorhandenen Smogverordnungen empfoh-
len. Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 
Länder diesen Beschluß der Umweltminister — so-
weit noch nicht geschehen — alsbald umsetzen wer-
den. Die überwiegende Zahl der Länder hat die 
Umsetzung der Mustersmogverordnung der Um-

weltministerkonferenz inzwischen eingeleitet; in 
einzelnen Ländern sind die Arbeiten bereits abge-
schlossen. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage 
des Abgeordneten Müller (Wesseling) (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/2826 Frage 75): 

Trifft es zu, daß in der Bundesrepublik Deutschland gebo-
rene Kinder ausländischer Arbeitnehmer statistisch als „zu-
gezogene" Ausländer angesehen werden? 

Die in der Bundesrepublik Deutschland gebore-
nen Kinder ausländischer Arbeitnehmer werden in 
der amtlichen Bevölkerungsstatistik nicht als „zu-
gezogene" Ausländer nachgewiesen. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/2826 Frage 76): 

Wie viele Tamilen aus Sri Lanka halten sich in der Bun-
desrepublik Deutschland als Asylsuchende mit Asylgenehmi-
gung und ohne Asylersuchen auf? 

Am 31. Dezember 1984 haben sich in der Bundes-
republik Deutschland 7 657 Staatsangehörige von 
Sri Lanka aufgehalten, deren Asylverfahren noch 
nicht abgeschlossen waren. Rund 250 Staatsangehö-
rige von Sri Lanka leben als Asylberechtigte in der 
Bundesrepublik Deutschland. Es kann davon ausge-
gangen werden, daß es sich bei Asylbewerbern und 
Asylberechtigten aus Sri Lanka nahezu ausschließ-
lich um Tamilen handelt. 

Der Bundesregierung ist nicht exakt bekannt, wie 
viele Personen aus Sri Lanka sich in der Bundesre-
publik Deutschland ohne Asylersuchen aufhalten. 
Die Bundesregierung schätzt diese Zahl auf 9 500. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage 
des Abgeordneten Pauli (SPD) (Drucksache 10/2826 
Frage 77): 

Wie läßt sich die Stellenausschreibung „Das Bundesarchiv 
sucht zum 1. Februar 1985 eine/n rüstigen Rentner/in, der/ 
die das 63. Lebensjahr vollendet hat" in der Rhein-Zeitung 
vom 8./9. Dezember 1984 mit den erklärten Bemühungen der 
Bundesregierung zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit auch 
durch Vorruhestandsregelungen usw. vereinbaren? 

Wie Ihnen der Präsident des Bundesarchivs be-
reits mitgeteilt hat, benötigt das Bundesarchiv eine 
weitere Arbeitskraft in seinem Benutzersaal. Hier-
bei handelt es sich um eine Dauertätigkeit, für die 
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eine Stelle jedoch nicht zur Verfügung steht. Die 
Behörde ist deshalb gezwungen, auf die Dauer ei-
nes Jahres befristete Arbeitsverträge abzuschlie-
ßen. Um auszuschließen, daß im Hinblick auf die 
arbeitsgerichtliche Rechtsprechung ein unbefriste-
tes Arbeitsverhältnis entsteht, ist die Ausschrei-
bung an einen Personenkreis gerichtet, der auf eine 
Dauerbeschäftigung von vornherein keinen Wert 
legt. 

Zur Lösung dieser und ähnlicher Probleme hat 
die Bundesregierung den Entwurf eines Beschäfti-
gungsförderungsgesetzes eingebracht, der z. Zt. in 
den Ausschüssen des Deutschen Bundestages bera-
ten wird. Nach diesem Gesetzentwurf wird der Ab-
schluß befristeter Arbeitsverträge mit Arbeitslosen 
wesentlich erleichtert. Ich bin deshalb zuversicht-
lich, daß derartige Fälle, über die ich auch nicht 
zufrieden bin, künftig nicht mehr auftreten wer-
den. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Stockleben (SPD) (Drucksache 
10/2826 Fragen 78 und 79): 

Wie haben sich die Zuschüsse des Bundes an die Heimkeh-
rerstiftung seit Inkrafttreten des § 46 b des Kriegsgefange-
nenentschädigungsgesetzes (KgfEG) entwickelt? 

Hält die Bundesregierung die gegenwärtige Praxis der 
Heimkehrerstiftung für zumutbar, nach § 46 b KgfEG antrag-
stellende Heimkehrer angesichts ihrer kriegsbedingten Ver-
luste mit bürokratischen Vorschriften und der peniblen Aus-
forschung der Einkommens- und Vermögensverhältnisse zu 
konfrontieren, und ist sie gegebenenfalls bereit, durch Auf-
lockerung der entsprechenden Vorschriften für Abhilfe zu 
sorgen? 

Zu Frage 78: 

Die nach § 45 Abs. 2 und 3 des Kriegsgefangenen-
entschädigungsgesetzes (KgfEG) ausschließlich zur 
Minderung von Nachteilen in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung gemäß § 46 b KgfEG der Heimkeh-
rerstiftung gewährten Zuschüsse des Bundes belie-
fen sich in den Jahren 1979 (8,6 Millionen DM) bis 
1984 (6,3 Millionen DM) auf insgesamt rund 47 Mil-
lionen DM. Wegen der einzelnen Jahreszuschüsse 
ab 1979 bin ich gerne zu ergänzenden Auskünften 
bereit. 

Zu Frage 79: 

Die einzelnen Voraussetzungen für die Leistun-
gen nach § 46 b hat die Heimkehrerstiftung — auch 
im Interesse der gerechten und gleichen Behand-
lung aller Antragsteller — gemäß § 48 Abs. 1 KgfEG 
in Richtlinien festgelegt. 

Bei den Richtlinien der Heimkehrerstiftung han-
delt es sich um Allgemeine Verwaltungsvorschrif-
ten, die für die Verteilung der der Heimkehrerstif-
tung vor dem Steuerzahler zur Verfügung gestellten 
Mittel gerechte Maßstäbe setzen soll. 

Die Richtlinien sind den Durchführungsvor-
schriften anderer Leistungsgesetze vergleichbar,  

bei denen auf eine Prüfung der persönlichen Ver-
hältnisse als Leistungsvoraussetzung nicht verzich-
tet werden kann. 

Im übrigen hält die Bundesregierung die — durch 
höchstrichterliche Rechtsprechung bestätigte — 
Verwaltungspraxis der Heimkehrerstiftung bei der 
Durchführung des § 46 b KgfEG für korrekt und zu-
mutbar. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Broll (CDU/CSU) (Drucksache 
10/2826 Fragen 80 und 81): 

Auf welche Weise versucht die DKP, den 40. Jahrestag der 
Kapitulation des Deutschen Reiches für ihre verfassungs-
feindlichen Ziele nutzbar zu machen? 

Welches sind die Hintergründe der Kampagne „Hiroshima 
mahnt — Für Europa und die Welt: Stoppt den Rüstungs-
wahnsinn!"? 

Zu Frage 80: 

Im Auftrag der Sowjetunion nutzt die DKP den 
40. Jahrestag der Kapitulation der deutschen Wehr-
macht, den Anspruch der Sowjetunion auf die füh-
rende weltpolitische Rolle zu propagieren, die Bun-
desrepublik Deutschland ihren westlichen Verbün-
deten zu entfremden und bei diesen Mißtrauen ge-
gen unseres Staat zu fördern, schließlich im innen-
politischen Bereich die Abwehrbereitschaft unseres 
demokratischen Staatswesens gegenüber kommu-
nistischem Totalitarismus dadurch zu schwächen, 
daß sie Demokraten unter der Parole des „Antifa-
schismus" dazu bringen will, mit ihr in politischen 
Bündnissen zusammenzuwirken. So wird in der 
Entschließung des Parteivorstandes der DKP zum 
8. Mai 1985 darauf hingewiesen, daß „der Sieg über 
den Faschismus" „vor allem der Sowjetunion zu 
verdanken" sei. Es wird dort gegen angeblichen 
„Revanchismus" Stimmung gemacht und „führen-
den Politikern" vorgeworfen, daß sie „die Nach-
kriegsgrenzen in Frage stellten". Angeklagt wird 
der „US-Imperialismus", der „auf dem Boden der 
Bundesrepublik atomare Erstschlagwaffen" statio-
niere und das Ziel verkündet, daß „die Arbeiterbe-
wegung, die antifaschistische Widerstands- und 
Friedensbewegung, die gesamte demokratische Öf-
fentlichkeit" die „historischen Lehren für die Ge-
genwart ziehen" werde. Gegenüber den sogenann-
ten „rechtskonservativen Kräften" wird zur „Ak-
tionseinheit gegen rechts" aufgerufen. 

Um möglichst viele Nichtkommunisten auch aus 
diesem Anlaß für ein breites Bündnis zu gewinnen, 
bedient sich die DKP der „Vereinigung der Verfolg-
ten des Naziregimes — Bund der Antifaschisten" 
(VVN-BdA) als Sprachrohr. Die VVN/BdA wird in 
ihren Führungsgremien von orthodoxen Kommuni-
sten kontrolliert und beherrscht. 
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Zu Frage 81: 

„Hiroshima mahnt — Für Europa und die Welt: 
Stoppt den Rüstungswahnsinn!" ist das Motto einer 
neuen „Massenkampagne" der kommunistisch initi-
ierten „Krefelder Initiative". 

„Auslöser" der neuen Kampagne war das unter 
dem genannten Motto einberufene kommunistisch 
beeinflußte „Vierte Forum der Krefelder Initiative" 
am 8./9. September letzten Jahres in Dortmund. Ei-
ner der Kernpunkte des Aufrufs zur Kampagne ist 
die Forderung an die Bundesregierung „die Statio-
nierung von Pershing II und Cruise Missiles zu 
stoppen und den Abbau der stationierten Systeme 
einzuleiten". Eine Forderung an die Sowjetunion 
auf Abbau bereits vorhandener Raketensysteme 
enthält der Aufruf nicht. Die Kampagne ist als An-
schluß-Initiative zum „Krefelder Appell" zu bewer-
ten, der gleichfalls von der kommunistisch beein-
flußten „Krefelder Initiative" organisiert wurde und 
der nach dem Stationierungsbeginn seinem Wort-
laut nach überholt ist. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Jannsen (GRÜNE) (Druck-
sache 10/2826 Fragen 82 und 83): 

An wieviel Schulen im Bundesgebiet hat der Bundesmini-
ster des Innern die Schrift von Manfred Hättlich „Zornige 
Bürger — von Sinn und Unsinn des Demonstrierens" auf 
Grund welcher Anfragen versandt? 

Wie begründet die Bundesregierung diese Maßnahme, ins-
besondere in bezug auf die Kulturhoheit der Länder? 

Zu Frage 82: 

Von der Schrift wurden jeweils ein bis zwei 
Exemplare an insgesamt ca. 3 900 Schulen versandt. 
Auf daraufhin eingehende Anfragen wurde die je-
weils erbetene Anzahl von Exemplaren der Schrift 
zur Verfügung gestellt. Nachgefordert wurden mei-
stens einzelne Exemplare, gelegentlich auch Klas-
sensätze. 

Zu Frage 83: 

Die Versendung der Schrift dient der Auseinan-
dersetzung mit dem politischen Extremismus. Die 
Verteilung einzelner Exemplare an Schul- oder 
Fachleiter sowie die Versendung weiterer Stücke 
auf Grund einer Bestellung lassen die Kulturhoheit 
der Länder unberührt. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Laufs (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/2826 Fragen 84 und 85): 

Trifft es nach den Erkenntnissen der Bundesregierung zu, 
daß Demonstrationen, an denen vermummte oder passiv be-
waffnete Personen teilnehmen, zu fast einem Drittel unfried-
lich verlaufen, während bei anderen Demonstrationen die 

Wahrscheinlichkeit eines unfriedlichen Verlaufs wesentlich 
geringer ist, und daß die Steine werfenden und gewalttätigen 
Polit-Chaoten, welche das Versammlungsrecht zu ihren 
Zwecken mißbrauchen, seit langem nur noch vermummt und 
passiv bewaffnet auftreten? 

Trifft es nach den Beobachtungen der Bundesregierung zu, 
daß die im Versammlungsgesetz vorgesehene Möglichkeit, 
bei unmittelbarer Gefahr eines unfriedlichen Verlaufs eine 
Vermummung bzw. passive Bewaffnung durch Auflagen zu 
untersagen, in vielen Fällen insbesondere deswegen nicht 
ausreicht, weil das Versammlungsrecht auf gewisse Veran-
staltungen (wie z. B. Rockkonzerte) nicht anwendbar ist bzw. 
die Störer als geschlossene Gruppe neben einer Demonstra-
tion vorgehen, die betreffende Versammlung nicht ordnungs-
gemäß angemeldet wurde, und wenn ja, welche Folgerungen 
zieht sie daraus? 

Zu Frage 84: 

Aus einer vom Bundesministerium des Innern 
auf Grund entsprechender Angaben der Innenmini-
ster/Senatoren der Länder erstellten Übersicht er-
gibt sich, daß in den Jahren 1980 bis 1982 ca. 30 
der Demonstrationen, d. h. öffentliche Versammlun-
gen und Aufzüge, bei denen vor, während oder nach 
deren Ablauf die Anwesenheit vermummter oder 
passiv bewaffneter Personen von der Polizei festge-
stellt wurde, unfriedlich verlaufen sind. Dagegen 
war im gleichen Zeitraum bei öffentlichen Ver-
sammlungen und Aufzügen, in deren Zusammen-
hang keine derart ausgerüsteten Personen festge-
stellt wurden, der Anteil der unfriedlichen Demon-
strationen wesentlich geringer, nämlich knapp 3 %. 
Danach ist die Wahrscheinlichkeit, daß Demonstra-
tionen, an denen vermummte bzw. passiv bewaff-
nete Personen teilnehmen, in Gewalttätigkeiten 
ausarten, um ein Vielfaches höher, als bei öffentli-
chen Versammlungen und Aufzügen, bei denen dies 
nicht der Fall ist. Auch die Demonstrationen und 
Aktionen der vergangenen Tage und Wochen aus 
Anlaß des Hungerstreiks inhaftierter Mitglieder 
der terroristischen Rote Armee Fraktion (RAF) ha-
ben erneut die Erfahrung bestätigt, daß sich Ge-
walttätigkeiten immer dann häufen, wenn ver-
mummte oder passiv bewaffnete Personen an der-
artigen Aktionen teilnehmen. 

Insgesamt hat das Demonstrationsgeschehen der 
vergangenen Jahre gezeigt, daß ein großer Teil der 
gewalttätigen Demonstrationsteilnehmer ihre 
rechtswidrigen Aktionen im Schutz ihrer Vermum-
mung und passiven Bewaffnung durchführen, um 
sich so dem polizeilichen Zugriff zu entziehen. 

Zu Frage 85: 

Die Verwaltungspraxis hat gezeigt, daß die Mög-
lichkeit bei unmittelbarer Gefährdung der öffentli-
chen Sicherheit oder Ordnung nach § 15 Abs. 1 Ver-
sammlungsgesetz im Einzelfall im Wege einer Auf-
lage ein Verbot der Vermummung bzw. passiven 
Bewaffnung zu verfügen, aus den verschiedensten 
Gründen nicht ausreicht, um dem Potential unfried-
licher Demonstrationsteilnehmer in präventiver 
Weise wirksam entgegenzutreten. So trifft es zu, 
daß das Versammlungsrecht bei bestimmten Veran-
staltungen, die keine Versammlungen im Sinne des 
Versammlungsgesetzes sind, wie z. B. Rock-Kon-
zerte und Sportveranstaltungen, überhaupt keine 
Anwendung findet. Dies gilt in gleicher Weise für 
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Ereignisse, die sich am Rande bzw. nach Demon-
strationen ereignen. Im übrigen setzt der Erlaß ei-
ner versammlungsrechtlichen Auflage die Anmel-
dung der Versammlung voraus und greift daher 
nicht bei unangemeldeten Versammlungen. 

Die Bundesregierung prüft z. Zt., welche gesetzge-
berischen Folgerungen daraus zu ziehen sind. Der 
Bundesminister des Innern befürwortet aus polizei-
licher Sicht ein generelles strafbewehrtes Verbot 
der Vermummung und passiven Bewaffnung. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Müller (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/2826 Frage 86): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Einführung des so-
genannten Siitonenschritts im Langlaufsport? 

Die Frage, welche Lauftechnik Skilangläufer an-
wenden, ist nach Auffassung der Bundesregierung 
eine ausschließliche Angelegenheit der Sportler 
und der Sportorganisationen. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Erhard auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Zutt (SPD) (Drucksache 
10/2826 Fragen 87 und 88): 

Welche Schritte hat die Bundesregierung bislang unter-
nommen, um die Auslieferung des früheren KZ-Arztes von 
Auschwitz, Mengele, aus Paraguay oder anderen Ländern zu 
erreichen? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei dem für den Sommer 
dieses Jahres geplanten offiziellen Besuch des Staatspräsi-
denten von Paraguay, General Stroessner, die Auslieferung 
Mengeles zu fordern? 

Zu Frage 87: 

Staatsminister Dr. Mertes hat in der 117. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 24. Januar 1985 auf 
eine Frage von Herrn MdB Klose, die sich auf die 
Lage der Menschen- und Bürgerrechte in Paraguay 
bezog, bereits die Bemühungen der Bundesregie-
rung im Hinblick auf eine Auslieferung des Dr. 
Mengele aus Paraguay dargestellt. 

Zur Verdeutlichung der Bestrebungen der Bun-
desregierung und früheren Bundesregierungen, 
eine Auslieferung des Dr. Mengele zu erreichen, sei 
nochmals auf folgende Daten und Fakten hingewie-
sen: Ein Ersuchen um Auslieferung ist an Paraguay 
bereits 1962 gestellt worden, nachdem bekannt wur-
de, daß sich der Gesuchte dort möglicherweise auf-
halten könnte. Das Ersuchen stützte sich damals 
auf einen Haftbefehl des Amtsgerichts Freiburg 
vom 5. Juni 1959. Der Haftbefehl des Amtsgerichts 
Freiburg ist mittlerweile durch einen solchen des 
Landgerichts Frankfurt am Main vom 19. Januar 
1981 ersetzt worden. Auf der Grundlage dieses  

neuen Haftbefehls ist Paraguay erneut 1981 gebe-
ten worden, nach dem Gesuchten zu fahnden, wobei 
gleichzeitig für den Fall seiner Festnahme ein über-
arbeitetes Auslieferungsersuchen angekündigt wur-
de. Die paraguayische Justiz hat 1984 erneut Haft-
befehl gegen Dr. Mengele erlassen und bestätigt, 
daß weiter nach ihm gefahndet werde. Die zuständi-
gen paraguayischen Stellen haben darüber hinaus 
erkennen lassen, daß sie dem deutschen Ausliefe-
rungsersuchen bei einer Ergreifung des Gesuchten 
stattgeben würden. Sie verweisen jedoch darauf, 
Mengele habe bereits seit vielen Jahren Paraguay 
verlassen. Gegenteilige Erkenntnisse liegen trotz 
umfangreicher Nachforschungen — und zwar nicht 
nur deutscher Behörden, sondern auch ausländi-
scher Stellen und Behörden — nicht vor. Neben den 
an Paraguay gerichteten Ersuchen sind Fahn-
dungs- und Festnahmeersuchen an die Regierun-
gen bzw. zuständigen Polizeistellen von zwölf weite-
ren Ländern gerichtet worden. Zur Stützung dieser 
Ersuchen wurden auch jeweils Übersetzungen des 
umfangreichen Haftbefehls übermittelt. 

Die deutschen Auslandsvertretungen, insbeson-
dere die Botschaft Asuncion, waren und sind seit 
langem bemüht, die Fahndungsmaßnahmen der 
deutschen Strafverfolgungsorgane in jedem mögli-
chen Umfang zu unterstützen. Die Bemühungen der 
Botschaft Asuncion haben dazu geführt, daß in Pa-
raguay bereits 1962 ein Haftbefehl gegen Mengele 
erlassen worden ist. Sie hat weiter in Erfahrung 
gebracht, daß er 1959 in Paraguay eingebürgert 
worden ist. Die anschließenden Bemühungen der 
Bundesregierung, seine Ausbürgerung zu errei-
chen, hatten 1979 Erfolg. Die argentinische Regie-
rung hat die Auslieferung Mengeles bereits 1960 
bewilligt, konnte jedoch ihn in Argentinien nicht 
ausfindig machen. 

Zwar hat bisher keiner der Hinweise auf einen 
möglichen Aufenthaltsort Mengeles in Paraguay 
oder anderen Ländern zum Erfolg geführt, die Bun-
desregierung wird jedoch über ihre Auslandsvertre-
tungen auch weiterhin jeglichem Hinweis auf den 
Aufenthaltsort Mengeles sorgfältig nachgehen. 

Zu Frage 88: 

Meiner Antwort zu der vorhergehenden Frage ist 
zu entnehmen, daß Paraguay durch die Bundesre-
publik Deutschland bereits offiziell auf dem diplo-
matischen Weg um Auslieferung des Dr. Mengele 
ersucht worden ist. 

Wie bereits von Herrn Staatsminister Dr. Mertes 
in seiner Antwort vom 24. Januar 1985 an Herrn 
Abgeordneten Klose ausgeführt, wird die Bundesre-
gierung beim Arbeitsbesuch des Staatspräsidenten 
Stroessner den Auslieferungsfall Mengele anspre-
chen und an ihr seit 1962 laufendes Auslieferungs-
ersuchen erinnern. 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 121. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. Februar 1985 	9003* 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Erhard auf die Fragen 
des Abgeordneten Bachmaier (SPD) (Drucksache 
10/2826 Fragen 89 und 90): 

Ist es zutreffend, daß Regierungsdirektor Walter dem Ver-
waltungsgericht Berlin auf dessen zum drittenmal geäußerte 
Bitte, Kemal Altun nicht vor Abschluß der mündlichen Ver-
handlung vor dem Verwaltungsgericht auszuliefern, am 
26. August 1983 telefonisch mitgeteilt hat, Staatssekretär 
Dr. Kinkel habe entschieden, daß das Bundesministerium 
der Justiz über diese dritte Bitte erst entscheiden werde, 
wenn sie ausführlich schriftlich begründet vorliege, und wie 
ist diese Entscheidung des Staatssekretärs auf dem Hinter-
grund der Tatsache zu erklären, daß sich ihm schon am 
29. Juli 1983 im Gespräch mit dem Anwalt eine neue Sach-
lage hinsichtlich der Auslieferung Altuns ergeben habe? 

Warum hat das Bundesministerium der Justiz dem Ver-
waltungsgericht Berlin nicht zumindest mitgeteilt, daß eine 
Auslieferung Altuns nicht vor Klärung dieser neuen Sach-
lage in Frage kommt, und kann das Bundesministerium der 
Justiz ausschließen, daß Kemal Altun angesichts der Hinhal-
tetaktik des Bundesministeriums der Justiz auch nach dem 
29. Juli 1983 allenfalls mit klaren und eindeutigen schriftli-
chen Aussagen des Bundesministers der Justiz noch hätte 
überzeugt werden können, daß sein Grundrecht auf Asyl 
nicht durch eine Auslieferung unterlaufen würde? 

Zu Frage 89: 

Es trifft zu, daß am 26. August 1983 ein Fernge-
spräch zwischen dem damaligen Leiter des Refe-
rats „Internationales Strafrecht" des BMJ, Herrn 
Walter, und dem Vorsitzenden der 19. Kammer des 
Verwaltungsgerichts Berlin stattgefunden hat. 
Nach den von Herrn Walter geführten Aufzeichnun-
gen war Hauptgegenstand dieses Telefonats die 
Reise in die Türkei, die der Beistand des Verfolgten 
nach der mit dem Staatssekretär des BMJ geführ-
ten Unterredung zu unternehmen beabsichtigte, um 
dort einige mit der Zulässigkeit der Auslieferung 
zusammenhängende Punkte zu klären. Herr Walter 
hält es aus seiner Erinnerung für möglich, daß dar-
über hinaus auch erneut die Bitte des Gerichts an-
gesprochen wurde, das BMJ möge die Nichtauslie-
ferung Altuns bis zum Abschluß der mündlichen 
Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht zusi-
chern, und daß dabei die in Ihrer Frage wiedergege-
bene Äußerung gefallen ist. Es entspricht i. ü. der 
Verwaltungspraxis des BMJ, bei Vorgängen dieser 
Art um eine schriftliche Anfrage zu bitten. 

Einen Widerspruch zwischen einer derartigen 
Äußerung und dem Verlauf des bei Herrn Staatsse-
kretär Dr. Kinkel geführten Gesprächs vermag ich 
nicht zu erkennen. Das Verhalten der Bundesregie-
rung orientierte sich auch im Auslieferungsverfah-
ren Altun an der geltenden Rechts- und Vertragsla-
ge. Zu ihr gehört es, daß eine Entscheidung über die 
Bewilligung des Auslieferungsersuchens erst dann 
getroffen wird, wenn alle dafür wesentlichen Ge-
sichtspunkte möglichst umfassend aufgeklärt und 
gewürdigt werden konnten. Ist diese Prüfung abge-
schlossen, so sind die Möglichkeiten, eine Ausliefe-
rung „aufzuschieben", im vertraglichen Verkehr auf 
wenige Ausnahmetatbestände beschränkt (vgl. für 
den deutsch-türkischen Auslieferungsverkehr 
Art. 19 EuAlUbk), zu denen die formale Tatsache 
der Anhängigkeit eines verwaltungsbehördlichen 
oder -gerichtlichen Asylverfahrens nicht gehört. Im  

vorliegenden Fall hat Herr Staatssekretär Dr. Kin-
kel im Bemühen, sowohl den vertraglichen Pflich-
ten der Bundesregierung zu entsprechen als auch 
die berechtigten Interessen des Verfolgten zu wah-
ren, dem Beistand Altuns zugesagt, die beabsichtig-
ten weiteren Nachforschungen vor der abschließen-
den Entscheidung abzuwarten. Diese Zusage 
knüpfte also an die Prüfung der materiellen Frage 
an, ob der Bewilligung der Auslieferung rechtliche 
Hindernisse entgegenstanden, nicht aber war sie 
gleichbedeutend mit der vom Vorsitzenden der 
19. Kammer des VG Berlin gewünschten, von der 
Vertragslage so nicht gedeckten, Zusicherung, die 
Entscheidung an den Eintritt eines formellen Ereig-
nisses (Abschluß der mündlichen Verhandlung im 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren) zu binden. 
Beides kann, muß aber im Ergebnis nicht dasselbe 
bedeuten. Es ist daher nicht zu beanstanden, daß 
der zuständige Referatsleiter im BMJ sich nicht in 
der Lage sah, der vom Vorsitzenden der 19. Kam-
mer des Verwaltungsgerichts Berlin geäußerten 
Bitte näherzutreten, solange nicht eine schriftliche 
Begründung dieser Bitte vorlag, anhand derer eine 
eingehende Prüfung hätte erfolgen können. 

Zu Frage 90: 

Ich möchte mich — ebenso wie Herr Staatssekre-
tär Dr. Kinkel in seiner Antwort vom 5. Dezem-
ber 1984 auf die Frage des Herrn Abgeordneten 
Dr. Olderog — jeglicher Spekulationen darüber ent-
halten, welche Überlegungen Kemal Altun über den 
weiteren Verlauf des Auslieferungsverfahrens an-
gestellt hat bzw. welche Erklärungen der Bundesre-
gierung er für ausreichend oder überzeugend gehal-
ten hätte. Wie in der oben genannten Antwort aus-
geführt, steht aber fest, daß er von seinem Beistand 
über die vorausgegangenen Gespräche mit der Bun-
desregierung unterrichtet worden war und demge-
mäß wußte, daß seine Auslieferung nicht bevor-
stand. Das VG Berlin konnte nach den ihm bekann-
ten Erklärungen der Bundesregierung stets davon 
ausgehen, daß die Bundesregierung vor ihrer ab-
schließenden Entscheidung alle von ihr für erfor-
derlich gehaltenen Nachforschungen anstellen wür-
de; eine Notwendigkeit, dem Verwaltungsgericht 
gegenüber auf seine Bitte um Schaffung eines for-
malen Junktim beider Verfahren die Einzelheiten 
der geplanten weiteren materiellen Nachprüfungen 
darzulegen, war nicht ersichtlich, zumal, wie sich 
aus dem oben Dargelegten ergibt, das Gericht über 
die vom Beistand Altuns beabsichtigte Reise infor-
miert war. 

Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Erhard auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Klejdzinski (SPD) (Drucksache 
10/2826 Frage 91): 

Ist der Bundesregierung der im Europarat diskutierte Be-
richt „Inquiry into human fertilization and embryology" be-
kannt, und in welcher Weise gedenkt die Bundesregierung 
Empfehlungen oder gesetzliche Regelungen zu diesem Be-
richt vorzunehmen? 
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Der Bericht, kurz als „Warnock-Report" bezeich-
net, ist der Bundesregierung bekannt. 

Der Bundesminister der Justiz und der Bundes-
minister für Forschung und Technologie haben im 
vergangenen Jahr eine Kommission eingesetzt, die 
sich u. a. auch mit dem im Warnock-Report behan-
delten Fragen befaßt. Die Kommission steht unter 
dem Vorsitz des früheren Präsidenten des Bundes-
verfassungsgerichts, Herrn Professor Dr. Ernst 
Benda; sie wird den Warnock-Report in ihre Überle-
gungen einbeziehen. Es ist zu erwarten, daß die 
Kommission bis Mitte dieses Jahres einen Bericht 
vorlegen und dabei Vorschläge für entsprechende 
Maßnahmen unterbreiten wird. Sobald dieser Be

-

richt vorliegt, wird die Bundesregierung unverzüg-
lich erforderliche Maßnahmen vorbereiten. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Erhard auf die Frage des 
Abgeordneten Lowack (CDU/CSU) (Drucksache 
10/2826 Frage 92): 

Ist der Bundesregierung die Praxis der deutschen Gerich-
te, bei der Scheidung der Ehe in der Regel nur einem Eltern-
teil das Recht der elterlichen Sorge zu übertragen und damit 
den anderen von der Erziehung gemeinschaftlicher Kinder 
auszuschließen, bekannt, und ist sie bereit, im Rahmen einer 
Gesetzesinitiative unter Berücksichtigung der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts vom 3. November 1982 
(BGBl. I S. 1596) zur Nichtigkeit des § 1671 Abs. 4 Satz 1 BGB 
und unter Beachtung von Artikel 16 der UNO-Menschen-
rechtserklärung eine Änderung des § 1671 BGB herbeizufüh-
ren, mit der erreicht werden kann, daß grundsätzlich die 
elterliche Sorge auch nach der Scheidung im Verantwor-
tungsbereich beider Elternteile verbleibt? 

Zuverlässige Zahlen darüber, in wie vielen Fällen 
die Gerichte bei einer Ehescheidung die elterliche 
Sorge nur einem der Elternteile zuweisen oder sie 
beiden Elternteilen belassen, liegen der Bundesre-
gierung nicht vor. Sie geht allerdings davon aus, 
daß — wie es auch in Ihrer Frage anklingt — in der 
überwiegenden Zahl der Fälle die elterliche Sorge 
nur einem Elternteil zugesprochen wird. Entschei-
dend hierfür dürfte sein, daß die Voraussetzungen, 
die das Bundesverfassungsgericht für die Belas-
sung der gemeinsamen elterlichen Sorge herausge-
arbeitet hat, verhältnismäßig eng sind. Dem Urteil 
ist zu entnehmen, daß nach der Verfassung für den 
Richter nur unter folgenden Voraussetzungen An-
laß für die Zuteilung des gemeinsamen Sorgerechts 
bestehen kann: 

1. Beide Eltern sind voll erziehungsfähig. 

2. Beide Eltern sind gewillt, die gemeinschaftliche 
Elternverantwortung weiter zu tragen. 

3. Es liegen keine Gründe vor, die die Übertragung 
des Sorgerechts auf einen Elternteil im Inter-
esse des Kindeswohls angezeigt erscheinen las-
sen. 

4. Der Richter gelangt zu der Überzeugung, daß die 
Eltern in der Lage sind, auch nach der Schei

-

dung die Pflege und Erziehung des Kindes wei-
terhin gemeinschaftlich wahrzunehmen. 

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
müssen diese Voraussetzungen sämtlich erfüllt 
sein. Praktisch bedeutet dies, daß die gemeinsame 
Ausübung der elterlichen Sorge nach der Schei-
dung nicht den Regelfall darstellt. 

Aus der gerichtlichen Praxis sind bei der Rechts-
anwendung auch und gerade nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts bislang keine Schwie-
rigkeiten bekannt geworden. 

Da § 1671 Abs. 4 S. 1 BGB in der Fassung des 
Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der elterli-
chen Sorge vom 18. Juli 1979 durch das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts für nichtig erklärt wor-
den ist, sind die Gerichte in ihren Entscheidungen 
frei und ausschließlich am Wohl des Kindes orien-
tiert. 

Für eine Änderung dieser Rechtslage sieht die 
Bundesregierung zur Zeit keine Veranlassung. 
Auch Artikel 16 der UNO-Menschenrechtserklä-
rung gebietet nicht eine gesetzliche Regelung zu 
schaffen, nach der die elterliche Sorge nach Schei-
dung grundsätzlich beiden Elternteilen verbleiben 
muß. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Häfele auf die Fragen 
des Abgeordneten Kalisch (CDU/CSU) (Drucksache 
10/2826 Fragen 93 und 94): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß am deutsch-österrei-
chischen Grenzübergang Kiefersfelden/Kufstein die vorge-
sehene E-Spur gesperrt und auf der anderen, einzig verblei-
benden Spur (ebenfalls mit „E" ausgezeichnet) Kontrollen im 
alten Umfang durchgeführt werden? 

Entsteht so nicht der Eindruck, die zuständigen Grenzbe-
amten unterminierten aus eigenem Ermessen die politisch 
vereinbarte Liberalisierung des Grenzverkehrs unter dem 
Hinweis auf zunehmende Schmuggeltätigkeit, und was ge-
denkt die Bundesregierung gegen diese bewußte Behinde-
rung eines freien Reiseverkehrs durch nachgeordnete 
Dienststellen zu unternehmen? 

Deutscher Zoll und Bayerische Grenzpolizei füh-
ren auf den E-Spuren nur Sichtkontrollen durch, bei 
denen die Fahrzeuge nicht anhalten müssen. Einge-
hendere Stichprobenkontrollen, die in der Verein-
barung mit Österreich ausdrücklich vorgesehen 
sind, erfolgen außerhalb der E-Spuren, so daß die 
übrigen Fahrzeuge nicht behindert werden. Ebenso 
wird verfahren, wenn in verkehrsschwachen Zeiten 
wie etwa nachts der gesamte Verkehr über eine ein-
zige Fahrspur geleitet wird. 

In Fahrtrichtung Österreich verfahren die öster-
reichischen Grenzorgane nicht immer nach dieser 
Regelung, sondern führen auf den Fahrspuren auch 
eingehendere Kontrollen durch, die den Verkehrs-
fluß beeinträchtigen können. Die Bundesregierung 
wird deshalb mit der österreichischen Regierung 
Verbindung aufnehmen. 
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Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Häfele auf die Frage 
des Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 
10/2826 Frage 95): 

Ist die Bundesregierung bereit, im Zusammenhang mit 
den Überlegungen zur Steueränderung die immer wieder 
hinausgeschobene Anhebung der Kilometer-Pauschale für 
Pendler auf 0,50 DM vorzuschlagen und insbesondere für den 
ländlichen Raum ohne zureichendes Angebot an öffentlichen 
Personennahverkehrsleistungen vorzusehen? 

Eine Anhebung der Kilometer-Pauschale auf 0,50 
DM ließe sich nicht auf Arbeitnehmer begrenzen, 
die in Gebieten ohne ausreichenden öffentlichen 
Personennahverkehr wohnen. Denn es dürfte kaum 
Gebiete geben, in denen die Verkehrsverhältnisse 
einheitlich gut oder einheitlich unzureichend sind. 
Es gibt sowohl in ländlichen Gebieten als auch in 
Ballungsräumen einerseits schnelle und direkte 
Verkehrsverbindungen des öffentlichen Personen-
nahverkehrs, andererseits aber auch Wohngebiete, 
die mit öffentlichen Verkehrsmitteln nur in unre-
gelmäßigen Zeitabständen bei wenigen Haltestellen 
bedient werden. 

Eine Regionalisierung der Kilometer-Pauschale 
würde deshalb in vielen Einzelfällen zu unbilligen 
Ergebnissen führen und wäre auch verwaltungs-
technisch kaum durchführbar. Eine regionale Staf-
felung der Kilometer-Pauschale kann daher nicht 
erwogen werden. 

Eine allgemeine Anhebung der Kilometer-Pau-
schale vermag die Bundesregierung aus haushalts-  
und verkehrspolitischen Gründen nicht zu befür-
worten. Bei einer Anhebung der Kilometer-Pau-
schale auf 0,50 DM je Entfernungskilometer wür-
den die Steuermindereinnahmen jährlich 1,2 Milli-
arden DM (davon Bund 510 Millionen DM) betra-
gen. Vorrang hat für die Bundesregierung die für 
die Jahre 1986 und 1988 vorgesehene Senkung des 
Einkommensteuertarifs mit ihren bereits ab 1986 
greifenden Maßnahmen zur steuerlichen Entla-
stung von Familien mit Kindern. Diese Maßnah-
men werden gerade auch Arbeitnehmern zugute 
kommen. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Häfele auf die Fragen 
des Abgeordneten Müntefering (SPD) (Drucksache 
10/2826 Fragen 96 und 97): 

Hat die Bundesregierung zur Kenntnis genommen, daß die 
Zahl der Baugenehmigungen für Wohnungen 1984 um 
18 v. H. auf den Stand von 1982 gesunken ist, und wann wird 
sie endlich durch einen Gesetzentwurf Klarheit schaffen 
über die zukünftige Förderung des selbstgenutzten Wohn-
eigentums? 

Wird die Bundesregierung mit der seit langem angekün-
digten Neuregelung der Förderung des selbstgenutzten 
Wohneigentums die Förderung gegenüber dem Stand 1985 
verbessern oder reduzieren? 

Zu Frage 96: 

Die Entwicklung der Genehmigungen im Woh-
nungsbau ist der Bundesregierung bekannt. Sie 
liegt unter Berücksichtigung der vorläufigen Ergeb-
nisse für die Monate Januar bis November 1984 
leicht über den entsprechenden Daten des Jahres 
1982. 

Die Bundesregierung wird den Gesetzentwurf zur 
Neuregelung der steuerlichen Förderung des selbst-
genutzten Wohneigentums in Kürze beschließen. 

Zu Frage 97: 

Die durch die Neuregelung vorgesehene Förde-
rung wird teilweise, insbesondere bei der Herstel-
lung oder dem Erwerb eines ausschließlich zu eige-
nen Wohnzwecken genutzten Objektes durch die 
Anhebung der Grundförderung und die Einbezie-
hung des ersten Kindes in die Förderung, verbes-
sert werden. Da die Neuregelung insgesamt auf-
kommensneutral sein soll, stehen den durch die 
Verbesserungen verursachten Steuerminderein-
nahmen Mehreinnahmen infolge der vorgesehenen 
Wohnungen in Zwei- oder Mehrfamilienhäusern 
mit denen in Einfamilienhäusern gegenüber. Dabei 
steht das Finanzvolumen aus dem vorübergehend 
möglichen erweiterten Schuldzinsenabzug für voll-
ständig selbstgenutzte Häuser für die Neuregelung, 
die als Dauerreglung ausgelegt ist nicht zur Verfü-
gung. 

Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Riedl (München) (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/2826 Fragen 98 und 99): 

Welche Auswirkungen haben die deutsch-sowjetischen 
Wirtschaftsgespräche vom Januar 1985 auf die Arbeitsplätze 
in der Bundesrepublik Deutschland? 

In welchem Umfang werden die im Rahmen der deutsch-
sowjetischen Wirtschaftsgespräche vereinbarten Geschäfte 
durch Hermes-Bürgschaften abgedeckt? 

Zu Frage 98: 

Nach einer Studie des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung aus dem Jahre 1984 über die 
Beschäftigungseffekte des Osthandels waren direkt 
und indirekt 230 000 Personen für den Warenexport 
in die RGW-Länder — ohne innerdeutschen Handel 
— tätig; auf die UdSSR entfallen 120 000 Erwerbstä-
tige. Die Tagungen der deutsch-sowjetischen Wirt-
schaftskommission und die anläßlich der Tagung 
mit deutschen Unternehmen geführten Gespräche 
dienen der weiteren Entwicklung der deutsch-so-
wjetischen Wirtschaftsbeziehungen. Eine Steige-
rung des Warenverkehrs mit der UdSSR hat ent-
sprechend positive Auswirkungen auf die Erhal-
tung und den Ausbau der Arbeitsplätze in der Bun-
desrepublik Deutschland. 

Ob und in welchem Umfang anläßlich der Tagung 
der Wirtschaftskommission konkrete Geschäfte 
vereinbart worden sind, entzieht sich der Kenntnis 
der Bundesregierung. Geschäftsabschlüsse werden 
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zwischen deutschen Unternehmen und sowjeti-
schen Außenhandelsorganisationen getätigt. An 
den Verhandlungen ist die Bundesregierung nicht 
beteiligt. 

Zu Frage 99: 

Wie bereits ausgeführt, hat die Bundesregierung 
keine Kenntnis, ob und in welchem Umfang anläß-
lich der Tagung der deutsch-sowjetischen Wirt-
schaftskommission konkrete Geschäfte vereinbart 
worden sind. 

Sollten jedoch für etwaige Geschäftsabschlüsse 
Ausfuhrbürgschaften des Bundes beantragt wer-
den, so wird die Bundesregierung entsprechende 
Anträge im normalen Verfahren behandeln und 
sich an den für die Verbürgung von Exportgeschäf-
ten allgemein festgelegten Kriterien orientieren. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Jens (SPD) (Drucksache 
10/2826 Fragen 100 und 101): 

Entsprach nach dem Kenntnisstand der Bundesregierung 
die Zusicherung von Philips, nur mit 15 v. H. an Loewe-Opta 
beteiligt zu sein, zum Zeitpunkt ihrer Abgabe den Tatsachen, 
oder wenn nein, trifft diese Zusicherung jedenfalls gegen-
wärtig zu? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die in § 39 
Abs. 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen vor-
gesehene Höchstbuße von 50 000 DM ausreicht, um auch ge-
genüber Großunternehmen wie Philips die Einhaltung ihrer 
gesetzlichen Offenlegungspflicht bei der Anmeldung und An-
zeige von Zusammenschlüssen sicherzustellen? 

Zu Frage 100: 

Die Angaben von PHILIPS bei der Anmel-
dung des Zusammenschlußvorhabens PHILIPS/ 
GRUNDIG sowie die Zusicherung bei Abschluß des 
Zusagenvertrages, an LOEWE OPTA nur mit 15% 
beteiligt zu sein, waren nach den jüngsten Erklä-
rungen von PHILIPS gegenüber dem Bundeskar-
tellamt nicht korrekt. 

Auch zum gegenwärtigen Zeitpunkt sind PHI-
LIPS nach der Auffassung des Amtes noch mehr als 
15% zuzurechnen. Durch den am 26. März 1984 ge-
schlossenen Zusagenvertrag ist aber PHILIPS 
(ALLDEPHI) verpflichtet, bis zum 31. Dezember 
1985 die gesamte heute noch bestehende Beteili-
gung an LOEWE OPTA in Höhe von knapp 25% an 
einen oder mehrere unabhängige Dritte zu ver-
äußern. Ferner stellt dieser Vertrag sicher, daß 
auch die noch bestehende Option von PHILIPS auf 
weitere Anteile (rd. 28 %) nicht zum eigenen Erwerb, 
sondern nur zugunsten unabhängiger Dritter aus-
geübt werden darf. 

Zu Frage 101: 

Es mag sein, daß der in der genannten Vorschrift 
vorgesehene Betrag allein nicht in jedem Falle aus-
reicht, um die Unternehmen zu richtigen und voll-

ständigen Angaben bei Anmeldungen von Fusions-
vorhaben zu bewegen. 

Zwei zusätzliche Gesichtspunkte erhöhen jedoch 
das Risiko für Unternehmen, falsche oder unvoll-
ständige Angaben zu machen: 

— Zum einen wird das Bundeskartellamt auch im 
vorliegenden Fall zu prüfen haben, ob § 38 Abs. 1 
Nr. 7 GWB gegeben ist. Danach handelt ord-
nungswidrig, wer unrichtige oder unvollständige 
Angaben macht, um die Katellbehörde zu veran-
lassen, eine Fusion unbeanstandet passieren zu 
lassen. Sollten die Voraussetzungen dieser Ord-
nungswidrigkeit vorliegen, würde auch deren 
Bußgeldrahmen von 1 Million DM zum Zuge 
kommen. 

— Zum anderen sind im Zweifel die zivilrechtli-
chen Risiken wirksamer als Bußgeldandrohung. 
Bei falschen oder unvollständigen Angaben kön-
nen nicht nur die Untersagungsfristen für das 
Bundeskartellamt erhalten bleiben, sondern 
auch die zwischenzeitlich getätigten Rechtsge-
schäfte zum Vollzug der Fusion unwirksam 
sein. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Frage 
des Abgeordneten Pauli (SPD) (Drucksache 10/2826 
Frage 102): 

In welchem Umfang haben die Bundesunternehmen Deut-
sche Bundespost und Deutsche Bundesbahn sowie das Bun-
desamt für Wehrtechnik und Beschaffung bei der Firma Son-
nenschein in den Jahren 1981, 1982, 1983 und 1984 Batterien 
beschafft, und in welchem Verhältnis stehen diese Beschaf-
fungen zu dem jeweiligen Gesamtumfang? 

Die öffentlichen Aufträge in den angesprochenen 
Bereichen sind nach der „Verdingungsordnung für 
Leistungen — ausgenommen Bauleistungen —" 
(VOL) zu vergeben. 

Die VOL schreibt, auch in der Neufassung von 
1984 dieser aus dem Jahre 1936 stammenden Rege-
lung vor, die geschäftlichen Vorgänge im Vergabe-
verfahren zwischen Bietern bzw. Auftragnehmern 
und dem öffentlichen Auftraggeber vertraulich zu 
behandeln. Dies schützt einerseits die geschäftliche 
Sphäre der Bieter/Auftragnehmer und hilft ande-
rerseits, zum Nutzen der beschaffenden Verwaltung 
zu vermeiden, daß eine Bekanntgabe von Daten aus 
dem Vergabeverfahren sich negativ auf den Wettbe-
werb in den jeweiligen Bereichen auswirkt. 

Nach der VOL ist der Zuschlag, in grundsätzlich 
wettbewerblichem Verfahren, jedenfalls dem wirt-
schaftlichsten Angebot zu erteilen. 
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Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Frage 
des Abgeordneten Lambinus (SPD) (Drucksache 
10/2826 Frage 103): 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die 
Lieferung von Panzertransporten oder vergleichbaren Zug-
maschinen durch die Firmen Daimler-Benz und MAN und 
der dazugehörigen Fahrwerke durch die Firma Goldhofer 
(Memmingen) nach Südafrika? 

Die Bundesregierung hat keine Erkenntnisse 
über die Lieferung von Panzertransportern durch 
die Firmen Daimler-Benz, MAN und Goldhofer 
nach Südafrika. Dagegen ist sie über den Export 
ziviler Schwertransporter, die keiner Ausfuhrge-
nehmigung bedürfen und nicht unter das Embargo 
des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen gegen 
Südafrika fallen, informiert. 

Anlage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Fragen 
des Abgeordneten Verheugen (SPD) (Drucksache 
10/2826 Fragen 104 und 105): 

Hat die Bundesregierung aus einem Bericht der „Sunday 
Times'', Johannesburg, vom 18. November 1984 geprüft, ob es 
zutrifft, daß die Firma „Magnis Heavy Truck Corporation" in 
Südafrika militärische Schwertransporter auf der Grundlage 
von Fahrzeugen der Firma Magirus bzw. mit einer Lizenz 
der Firma Magirus baut? 

Falls der Bericht der „Sunday Times", Johannesburg, nach 
den Erkenntnissen der Bundesregierung zutrifft, steht dieser 
Tatbestand in Übereinstimmung mit dem Waffenembargo 
der Vereinten Nationen gegen Südafrika, dem sich auch die 
Bundesregierung angeschlossen hat? 

Die Firma IVECO-Magirus liefert Teile und Teile-
sätze für eine breite Palette von Nutzfahrzeugen 
unterschiedlicher Nutzlasten nach Südafrika. Es 
handelt sich hierbei ausschließlich um handelsübli-
che zivile Serienteile, deren Ausfuhr keiner Geneh-
migung bedarf und die nicht unter das Embargo des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen gegen 
Südafrika fallen. 

Lizenzen für den Bau ausfuhrgenehmigungs-
pflichtiger Fahrzeuge sind nach Südafrika nicht 
vergeben worden. 

Anlage 40 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Kübler (SPD) (Drucksache 
10/2826 Frage 106): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die ungewöhnlich 
starke und bei allen Mineralölfirmen einheitliche anstei-
gende Preisentwicklung bei Dieselkraftstoffen im Verhältnis 
zu Super- und Normalbenzin, und ist dahinter nicht die Ab-
sicht der Ölindustrie zu erkennen, eine neue Preisrunde für 
bleifreies Benzin bei Einführung des Katalysator-Autos vor-
zubereiten? 

Die Preise für Dieselkraftstoff sind seit Anfang 
Januar um rd. 6,5 Pf/1 auf 139 Pf/1 im Bundesdurch-
schnitt gestiegen. Sie liegen damit um ca. 3 Pf über 
dem Preis von Normalbenzin und nur noch 4 Pf/1 
unter Superbenzin. Diese Preiskonstellation, die es 
zuletzt 1979/80 gab, läßt sich mit der ungewöhnlich 
starken, witterungsbedingten Nachfrage nach leich-
tern  Heizöl in ganz Nordwest-Europa erklären. Der 
Absatz von leichtem Heizöl in der Bundesrepublik 
dürfte im Januar um schätzungsweise 40 % über den 
Vorjahresmonat angestiegen sein. Leichtes Heizöl 
und Diesel sind chemisch weitgehend identisch. Sie 
folgen daher ähnlichen Marktgesetzen. 

Die Inlandspreise für „Gasöl", dem im internatio-
nalen Handel üblichen Oberbegriff für leichtes 
Heizöl und Diesel, werden wegen der hohen Import-
versorgung von den internationalen Gasölpreisen 
in Rotterdam weitgehend beeinflußt. Die Preisstei-
gerungen von gut 10 % seit Anfang Januar haben 
sich sowohl bei leichtem Heizöl als auch bei Diesel 
ausgewirkt. In Rotterdam lagen die Gasölpreise bis 
Anfang Februar nicht nur über denen von Normal-
benzin, sondern überstiegen zeitweise sogar den 
Preis für Superbenzin. 

Es gibt keine Anzeichen, daß sich die Preiserhö-
hungen für Diesel nicht im Wettbewerb vollzogen 
haben. Langjährige Beobachtungen lassen den 
Schluß zu, daß hier intensiver Wettbewerb herrscht. 
Ein Zusammenhang mit der Einführung bleifreien 
Benzins ist nicht erkennbar. 

Anlage 41 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Fragen 
des Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/2826 Fragen 107 und 108): 

Ist es richtig, daß die Ausbildungsordnung „Speditions-
facharbeiter" nur deshalb bisher nicht geschaffen werden 
konnte, weil der DGB hier abblockt? 

Kann die Bundesregierung Aussagen der Wirtschaft bestä-
tigen, daß durch die Schaffung einer Ausbildungsordnung 
„Speditionsfacharbeiter" ca. 3 000 bis 5 000 neue Ausbildungs-
plätze geschaffen werden könnten, und ist sie deshalb im 
Interesse von ausbildungsplatzsuchenden Jugendlichen be-
reit, notfalls ohne Beteiligung des DGB das hierfür notwen-
dige formelle Erarbeitungsverfahren einzuleiten? 

Es trifft zu, daß der Deutsche Gewerkschaftsbund 
dem Vorschlag des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung, eine Berufsausbildung für den Lager- und 
Transportbereich zu schaffen, bisher nicht zuge-
stimmt hat. 

Wie bei der Erarbeitung aller Ausbildungsord-
nungen ist die Bundesregierung auch in diesem 
Fall an der Mitarbeit beider Sozialpartner interes-
siert und möchte deshalb zunächst im Verhand-
lungswege versuchen, eine Einigung herbeizufüh-
ren. Ein Gespräch mit dem Deutschen Gewerk-
schaftsbund ist für den 3. April 1985 vereinbart. 

Über die Zahl der Ausbildungsplätze, die von der 
Schaffung einer Berufsausbildung im Lager- und 
Transportbereich betroffen sein könnten, liegen der 
Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. Die von 
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Ihnen erwähnten Zahlen beruhen auf Schätzungen 
der Wirtschaft. 

Anlage 42 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Frage 
des Abgeordneten Carstensen (Nordstrand) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 10/2826 Frage 109): 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über den 
Umfang der Arbeit von dänischen Handwerksfirmen im 
grenznahen Raum Schleswig-Holsteins, und welche Auswir-
kungen auf die Wirtschaft in diesem Raum sind der Bundes-
regierung bekannt? 

In den letzten 10 Jahren haben insgesamt 233 
dänische Handwerker eine Ausnahmebewilligung 
zur selbständigen Ausübung eines Handwerks in 
Schleswig-Holstein erhalten. Die Zahl der Geneh-
migungen ist in den Jahren 1982 bis 1984 in etwa 
gleich geblieben. Bei einer Gesamtzahl von 19 590 
Handwerksbetrieben in Schleswig-Holstein liegt 
der Anteil der dort tätigen dänischen Handwerks-
betriebe bei 1,2 %. Dänische Handwerker betätigen 
sich insbesondere im Bau- und Ausbaugewerbe, 
vorwiegend beim Einfamilienhausbau, im grenzna-
hen Bereich. Im Bezirk der Handwerkskammer 
Flensburg sind 150 bis 160 dänische Handwerksbe-
triebe, das sind 2 % aller dort tätigen Handwerksbe-
triebe, tätig. 
Über den Umsatz der dänischen Betriebe und die 

Auswirkungen auf die Wirtschaft in diesem Raum 
liegen der Bundesregierung und der Handwerks-
kammer Flensburg konkrete Angaben nicht vor. 
Zwar ist der Anteil der dänischen Betriebe an der 

Gesamtzahl der Betriebe auch im grenznahen Be-
reich weiterhin verhältnismäßig gering, doch ist die 
Konkurrenz für die deutschen Betriebe dann spür-
bar, wenn dänische Betriebe preisgünstiger anbie-
ten. 

Anlage 43 

Antwort 

des Staatsministers Vogel auf die Frage des Abge-
ordneten Dr. Soell (SPD) (Drucksache 10/2826 
Frage 68): 

Welche Folgerungen zieht der Bundeskanzler daraus, 
wenn er es für verwerflich hält, daß der Begriff „Verzichtspo-
litiker", der eine wesentliche Rolle bei der Zerschlagung der 
Weimarer Republik gespielt hat, heute erneut deutschen Pa-
trioten in von der Bundesregierung subventionierten Pres-
seerzeugnissen vorgeworfen wird? 

Die Bundesregierung hält den Begriff „Verzichts-
politiker" im Zusammenhang mit den Ost-Verträ-
gen oder der Ost-Politik für falsch, unsachlich und 
schädlich, gleichgültig durch wen und an welcher 
Stelle er benutzt wird. Derartige Begriffe können 
nicht zur Klärung des politischen Klimas beitra-
gen. 

Der Sprecher der Bundesregierung hat deshalb 
in der vom Presse- und Informationsamt der Bun-
desregierung am 25. Januar 1985 veröffentlichten 
Erklärung in überaus klarer Form den in der Zeit-
schrift „Der Schlesier" veröffentlichten Beitrag 
„Nachdenken über Deutschland" verurteilt, in dem 
u. a. auch Begriffe wie der von Ihnen zitierte enthal-
ten waren. 

Darüber hinaus darf ich darauf verweisen, daß 
der Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen 
entschieden hat, einen für 1985 von der genannten 
Zeitschrift gestellten Antrag auf Bezuschussung 
wegen mehrerer unverantwortlicher Artikel abzu-
lehnen. 

Ich darf im übrigen auf die zu diesem Fragen-
komplex bereits in der Fragestunde am 6. Februar 
1985 gegebenen Antworten verweisen. 
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